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„Pegida“ & Co. 

Einen Blick auf „Pegida“ & Co., den Protest 
dagegen sowie die Verantwortung der Lin¬ 
ken werfen wir auf 
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Reale, dürre Prosa 

Bemerkungen zum ökonomischen sowie sozialen Zu¬ 
stand der EU, zu unterschiedlichen Interessen und zur 
Politik gegenüber Russland. 
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Thema der Woche 


Eine Welle der Freude 

Das Jahr hätte für Kuba kaum besser enden 
können. Die Freilassung der drei noch in 
US-Haft verbliebenen „Helden der Republik“ 
löste auf Kuba und bei der weltweiten Solida¬ 
ritätsbewegung für die Befreiung der „Miami 
5“ eine Welle der Freude und Genugtuung 
aus. 

Selbstredend ist mit den Erklärungen Ob- 
amas die feindliche Haltung des US-lmpe- 
rialismus gegenüber der Revolution nicht 
aufgehoben. Im Gegenteil: Sie ist auf einer 
anderen Ebene angekommen. 

Seiten 6,9 und 13 


Sanktionen, Ölpreis und Rubelsturz 


er Rubel ist im vorigen Jahr dra¬ 
matisch gefallen. Gegen Euro 
und Dollar machte der Wert¬ 
verfall fast 50 Prozent aus. Noch Mitte 
Juli 2014 kostete der Dollar 33,5 Ru¬ 
bel. Auf dem Tiefpunkt Mitte Dezem¬ 
ber mussten für den Dollar 80 Rubel 
aufgewendet werden. Danach stabi¬ 
lisierte sich die russische Währung - 
auch dank massiver Eingriffe der rus¬ 
sischen Zentralbank - wieder auf zu¬ 
letzt etwa 66,5 Rubel. In jedem Fall 
ist es gerechtfertigt, von einer Krise 
der russischen Währung zu sprechen. 
Es scheint zunächst auch offensicht¬ 
lich, dass der Währungsverfall auf die 
Sanktionen der USA und der EU zu¬ 
rückzuführen ist. 

Die kurzfristige Wirkung einer sol¬ 
chen Währungskrise ist offensichtlich: 
Die nach Russland importierten Gü¬ 
ter werden teurer. Da das Land relativ 
viele Waren, vor allem teurere Kon¬ 
sumgüter wie Autos und Elektronik, 
aber auch Zwischenprodukte für die 
Herstellung von Massenwaren und 
Maschinen importiert, erhöht sich 
das Preisniveau zügig und die Infla¬ 
tion beginnt zu laufen. Die einfachen 
Bürger geben ihr Geld schneller aus, 
die reichen versuchen, ihr Finanzver¬ 
mögen in ausländische Währung zu 
übertragen. Es ist das, was man Ka¬ 
pitalflucht nennt und was den Preis¬ 
verfall des Rubels beschleunigt. Um 
diesen Prozess zu stoppen, hob die 
russische Zentralbank den Leitzins 
von 10,5 auf satte 17 Prozent an. Die 
Wirkung dieser Maßnahme war mä¬ 
ßig. Der schlimmste Kursverfall folgte 
noch. Erst als die Zentralbank binnen 
weniger Tage für 14 Milliarden Dollar 
Rubel kaufte, drehte sich die Speku¬ 
lation. Hilfreich war auch die Ankün¬ 
digung der Bank, ihre Devisenreser¬ 
ven zu nutzen, um den russischen Un¬ 
ternehmen Kredite in ausländischer 
Währung, vornehmlich Dollar und 
Euro, zur Verfügung zu stellen. 

★ 

Die Auslandsschulden russischer 
Unternehmen betragen fast 600 Mil¬ 
liarden Dollar. Sie bedienen zu müs¬ 
sen, obwohl die Einnahmen in billig 


gewordenen Rubel nicht mehr wer¬ 
den, löst bei den Finanzchefs dieser 
Unternehmen Panik und verstärkten 
Drang in Euro und Dollar aus. Genau 
das war die Absicht der von den USA 
und der EU gegen Russland verhäng¬ 
ten Sanktionen. Sie richteten sich 
vornehmlich gegen das russische Fi¬ 
nanzkapital, dem es schwer gemacht 
wurde, Geld außerhalb Russlands auf¬ 
zunehmen. Allein hätten diese Sank¬ 
tionen allerdings niemals ausgereicht, 
um eine Kapitalflucht auszulösen und 
den Rubel derart unter Druck zu set¬ 
zen. Die entscheidende Ursache für 
den Rubelverfall war vielmehr der 
dramatische Rückgang des Rohöl¬ 
preises. 

Im Spätsommer 2014 kostete ein 
Fass von 159 Liter Rohöl (der an der 
Londoner Ölbörse gehandelten Sor¬ 
te Brent) noch 115 Dollar. Am Weih¬ 
nachtstag waren es nur noch 60. Ru¬ 
bel und Ölpreis fielen parallel zuei¬ 
nander und in ähnlichem Ausmaß. 
Das ist wenig erstaunlich. Denn die 
bei weitem wichtigsten Exportgü¬ 
ter Russlands sind Erdöl und Erd¬ 


gas. Wenn der Preis dieser Güter um 
die Hälfte fällt (der Preis von Erd¬ 
gas ist an den von Erdöl gekoppelt), 
erhalten die russischen Exporteure, 
ob staatlich oder privat, in Dollar 
nur noch die Hälfte an Erlösen, die 
sie schließlich wieder in Rubel tau¬ 
schen. Entsprechend sinkt die Nach¬ 
frage nach Rubel. Der Devisenhan¬ 
del kalkuliert damit und treibt damit 
den Rubelkurs nach unten. Auch an¬ 
dere am Rohölpreis orientierte so ge¬ 
nannte „Petro-Währungen“ wie der 
iranische Rial oder die norwegische 
Krone wurden im zweiten Halbjahr 
2014 deutlich schwächer. Schon im 
September hieß es, die USA hätten - 
in Zusammenarbeit mit den Sau¬ 
dis - den Ölpreis gedrückt, um den 
Iran, Venezuela und vor allem Russ¬ 
land zu schwächen. Diese These ist 
gewagt, wahrscheinlich sogar falsch. 
Der Ölmarkt ist riesig und deshalb 
sehr schwer zu manipulieren. Wichti¬ 
ger noch, gerade in den USA gibt es 
sehr unterschiedliche Interessen be¬ 
treffend Höhe und Entwicklung des 
Ölpreises. 


★ 

Der stark gefallene Rubel bedeu¬ 
tet wegen der gedrückten Inlands¬ 
nachfrage mit Sicherheit eine Wirt¬ 
schaftskrise, die, wie Präsident Putin 
vermutet, zwei Jahre dauern könnte. 
Ärgerlich ist das für die Exportun¬ 
ternehmen Deutschlands. Für sie war 
Russland bisher einer der wenigen 
großen expandierenden Auslands¬ 
märkte. Der gesunkene Rubelkurs 
hat aber auch seine positiven Seiten. 
Er könnte dafür sorgen, dass in der 
russischen Industrie außerhalb des 
Rohstoffsektors mehr investiert wird 
und die Abhängigkeit vom Energie¬ 
export damit verschwindet. Völlig 
aus der Luft gegriffen sind Spekula¬ 
tionen in der deutschen Presse, die 
Rubelkrise könne zu einer Staats¬ 
pleite Russlands führen. Die Staats¬ 
verschuldung Russland ist mit 13 
Prozent des BIP (Bruttoinlandspro¬ 
dukt) minimal und hätte nach den - 
zugegeben absurden - Maastricht- 
Kriterien der EU einen Tugend-Preis 
erhalten. 

Lucas Zeise 



Arbeit lohnt wieder 


SPD feiert 10 Jahre Hartz IV 

Vor zehn Jahren, am 1. Januar 2005, 
trat das „Gesetz über die Grundsiche¬ 
rung für Arbeitssuchende“ - berüch¬ 
tigt unter dem Begriff „Hartz IV“ - 
in Kraft. Damals sollte es Arbeitslose 
„aktivieren“, damit sie Stellen anneh¬ 
men, die es nicht gibt. Heute soll es vor 
allem zur Annahme von Stellen zwin¬ 
gen, von denen kein Mensch leben 
kann. Kern von Hartz IV sind Sankti¬ 
onen, also Strafen. Für nicht eingehal¬ 
tene Fristen, verpasste Termine, Feh¬ 
len von Unterwürfigkeit. 

Wer auf die mageren Leistungen des 
Arbeitslosengeld II angewiesen ist, hat 
keine Reserven. Eine finanzielle Strafe 
geht also direkt ans Eingemachte. 

Der gezahlte Regelsatz ist will¬ 
kürlich und viel zu niedrig bemessen, 
Altersarmut wird so programmiert. 
Bekannt ist auch, dass es vor allem 
Kinder sind, die darunter leiden, dass 
Familien in Hartz IV chronisch zu we¬ 


nig bekommen. Mangelernährung und 
eine zusätzliche, massive Verschlech¬ 
terung der Zukunftschancen dieser 
Kinder sind die unmittelbare Folge. 
Armut wird heute - auch dank Hartz 
IV - in starkem Maße „vererbt“. 

Hartz IV wurde von einer SPD-ge- 
führten Bundesregierung auf den Weg 
gebracht. Dass es sich um einen Irr¬ 
tum oder einen Ausrutscher handelte, 
kann inzwischen ausgeschlossen wer¬ 
den. Und auch das deutsche Kapital 
dürfte nicht zufällig auf die Sozialde¬ 
mokratie zurückgegriffen haben, um 
diese Politik durchzusetzen. 

Die Logik der „rot-grünen“ „Sozi¬ 
alreformen“ ist von einem tiefen Miss¬ 
trauen gegenüber denen geprägt, die 
Sozialleistungen in Anspruch nehmen 
müssen. Sie folgt vor allem der Stand¬ 
ortlogik. Und Hartz IV ist gut für den 
„Wirtschaftsstandort Deutschland“ 
und extrem wirkungsvoll: als Lohn¬ 


senkungsprogramm. Dieser Erfolg hat 
sich auch in den Ländern rumgespro¬ 
chen, die in den vergangenen Jahren 
vom Exportgiganten Deutschland zu¬ 
nehmend kaputtkonkurriert wurden: 
Spanien, Portugal, aber auch Belgien 
und Frankreich, überall wird Hartz IV 
von den Herrschenden als Erfolgsmo¬ 
dell propagiert, um bestehende Sozial¬ 
systeme zu zerstören. 

Dass es in Deutschland heute einen 
Mindestlohn braucht, um schlimmste 
Ausreißer nach unten zu korrigieren, 
liegt auch daran, dass SPD und Grüne 
den Bezug von Arbeitslosengeld ex¬ 
trem eingeschränkt haben. Wer über 
einen längeren Zeitraum 1 200 Euro 
Arbeitslosengeld bekommt, nimmt 
keine Stelle bei einer Zeitarbeitsfirma 
an, bei der er 900 Euro netto verdient. 
Wem Hartz IV droht, dem erschei¬ 
nen 900 Euro in einem ganz anderen 
Licht. „Arbeit muss sich lohnen“ ver¬ 


kündete die SPD-Spitze und meint da¬ 
mit auch heute: Wenn der Vollzeitjob 
nicht mehr zum leben reicht, muss der 
Arbeitslose noch weniger bekommen. 

SPD und auch der ein oder andere 
Gewerkschafter mögen vor zehn Jahren 
gehofft haben, dass in Folge der „Sozial¬ 
reformen“ auch etwas für die deutsche 
Arbeiterklasse abfällt, wenn sich der 
Standort Deutschland im internationa¬ 
len Wettbewerb durchsetzt. Doch die 
Zeiten, in denen das deutsche Kapital 
eine erwähnenswerte Anzahl von Kru¬ 
men vom Tisch fallen ließ, sind vorbei. 

Die Erfahrungen mit Hartz IV füh¬ 
ren das Gezeter des nationalistischen 
Mobs (Pegida, Hogesa, AfD, u.a.) ad 
absurdum. Ob es nun „Standortlogik“ 
oder „Volksgemeinschaft“ genannt 
wird: im Bündnis mit dem deutschen 
Kapital haben wir rein gar nichts zu 
gewinnen, nicht einmal mehr goldene 
Ketten. Lars Mörking 


Auf nach 
Berlin! 

Am io. und n. Januar 2015 erinnern 
Kommunistinnen, Sozialistlnnen und 
Antifaschistinnen in Berlin an den 
96. Jahrestag der Ermordung von Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht. 2015 
begehen wir den 70. Jahrestag der Be¬ 
freiung vom Faschismus. Heute gibt es 
in Europa einen gefährlichen Rechts¬ 
trend. Krieg ist zum permanenten Zu¬ 
stand in vielen Regionen der Welt ge¬ 
worden. 

Gegen Krieg und Reaktion haben 
Rosa und Karl entschieden gekämpft. 
Im Aufruf zur LL-Demo heißt es unter 
anderem:„Wir bleiben bei Rosa Luxem¬ 
burg, die 1915 schrieb:,Auf seinen objek¬ 
tiven historischen Sinn reduziert ist der 
heutige Weltkrieg als Ganzes ein Kon¬ 
kurrenzkampf des ... Kapitalismus um 
die Weltherrschaft.’ Geht es der Reak¬ 
tion in den USA und in der EU, geht es 
der NATO - und deren Verbündeten im 
Geiste und im Profit - heute weltweit 
um etwas anderes, als letztlich um Ka¬ 
pitalinteressen? 

Wir bleiben bei Karl Liebknecht, der 
im Dezemberi9i4im Reichstag als ein¬ 
ziger gegen die Kriegskredite gestimmt 
hatte. 

Gerade im 70. Jahr der Befreiung 
vom Faschismus sagen wir Nein zu 
Kriegen und Militärinterventionen 
sowie deren Vorbereitung und Be¬ 
gleitung durch das Trommelfeuer der 
Mainstream-Medien. Wir sagen Nein 
zu ideologischer Kriegstreiberei, die 
durch verharmlosende Begriffe ver¬ 
schleiert werden soll. Kriege zu führen 
... bedeutet Verantwortungslosigkeit, 
bedeutet Mord und Zerstörung. Wir sa¬ 
gen Nein zu jeglichen Auslandseinsät¬ 
zen der Bundeswehr, Nein zu weiteren 
NATO-Stützpunkten in Osteuropa. Wir 
sagen Nein zu Rüstungsexporten und 
Drohnenmorden.“ 

Die DKP ruft zurTeilnahme an der tra¬ 
ditionellen Luxemburg-Liebknecht- 
Demonstration am Sonntag, 11 . Januar 
2015,10 Uhr, Frankfurter Tor, auf. 



DKP & UZ laden im Rahmen der 
Rosa-Luxemburg-Konferenz ein: 


Samstag, 10.1.2015,10 bis 22 Uhr, Ura¬ 
nia (2. Etage), An der Urania 17, Berlin 

15 Uhr: Warum wird (so) einer Kommu¬ 
nist? Eintrittsrunde mit Erika Baum und 
Patrick Köbele 

19.30 Uhr: LLL-Treffen der DKP mit Peter 
Mertens (Vorsitzender der PdA Belgiens) 

Sonntag, 11.1.2015,10 Uhr: Luxemburg- 
Liebknecht-Demo ab Frankfurter Tor 
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Castkolumne von Anne Rieger 


Konversion konkret 


„Wir verurteilen Rüstungsproduk¬ 
tion und Rüstungsexporte und for¬ 
dern: Keine Finanzierung von Rüs¬ 
tungsexporten mit Steuergeldern! 
Langfristig wäre wünschenswert, 
Rüstungsproduktion und Rüstungs¬ 
exporte ganz abzuschaffen. Denn: 
Rüstungsproduktion ist menschen¬ 
verachtend sowie eine ungeheure un¬ 
nütze Verschwendung von Ressour¬ 
cen aller Art. Angesichts der heuti¬ 
gen Situation (Kriege, Klimawandel, 
Rohstoffknappheit...) kann sich dies 
die Menschheit nicht leisten. 

Arbeitsplatzverluste in der Rüs¬ 
tungsindustrie sind durch Wandlung 
in Arbeitsplätze zur Herstellung zivi¬ 
ler, gesellschaftlich notwendiger Pro¬ 
dukte zu kompensieren. Rüstungsar¬ 
beitsplätze erfordern Investitionen in 
teure Technologie. Für dieses Geld 
können in anderen Bereichen (Bil¬ 
dung, Gesundheit...) mehr und ge¬ 
sellschaftlich sinnvolle Arbeitsplätze 
geschaffen werden. 

Bei den Rüstungsarbeitsplätzen 
handelt es sich zu einem großen Teil 
um hochqualifizierte anspruchsvolle 
Arbeitsplätze. Da die meiste Rüstung 
in Mischkonzernen produziert wird, 
ist die Konversion auch umsetzbar. 
Wo es trotzdem zu Beschäftigungs¬ 
problemen kommen sollte, ist die 
Konversion staatlich unterstützt zu 
begleiten. Gegebenenfalls können 
auch über Arbeitszeitverkürzungen 
Beschäftigungsprobleme aufgefan¬ 
gen werden“, so aus der Resolution 
der IGM Stuttgart. 

Mit nur vier Gegenstimmen und 
zwei Enthaltungen nahm die De¬ 
legiertenversammlung sie im Sep¬ 
tember an. Ähnliche Resolutionen 
wurden von der IGM Esslingen und 
der IGM Hamm-Lippstadt ange¬ 
nommen. Die Forderung nach Rüs¬ 
tungskonversion in den Gewerk¬ 
schaften bekommt Rückenwind: Im 
Aufruf zum Antikriegstag 2013, auf 
der DGB Konferenz Baden-Würt¬ 
temberg und dem IG Metall Semi¬ 
nar „Konversion“ wurde 2014 Kon¬ 
version gefordert. Ebenso sprachen 
sich der IG-Metall-Bezirksleiter von 
Baden-Württemberg, der Bevoll¬ 
mächtigte der IGM Freiburg, das Ge¬ 
schäftsführende Vorstandsmitglied 
der IG Metall, Wolfgang Lemb, für 
Rüstungskonversion aus. 

Letzterer erklärte am 1. Septem¬ 
ber: „Auch die Metallerinnen und 
Metaller, die heute noch Waffen oder 
anderes militärisches Gerät bauen, 
würden lieber heute als morgen zi¬ 
vile Güter herstellen. Und für die 
übergroße Mehrheit der hoch quali¬ 
fizierten Fachleute, Ingenieure, Ma¬ 
schinenbauer oder Computerspezia¬ 
listen, die in dieser Branche arbeiten, 
gibt es in der zivilen Wirtschaft einen 
unmittelbar hohen Bedarf.“ 

Er setzte damit einen Kontra¬ 
punkt zum Geschäftsführenden Vor¬ 


standsmitglied Jürgen Kerner, der im 
Juni u.a. „Planungssicherheit insbe¬ 
sondere bei militärischen Aufträgen 
und zügige Entwicklung der militä¬ 
rischen Luftfahrtstrategie unter Ein¬ 
beziehung von Gewerkschaft und 
Betriebsräten“ forderte. Das Wort 
„Konversion“ kam in seiner Rede 
bei der Branchentagung „airconnect“ 
nicht vor. 

Das darf nicht so bleiben. Um das 
Lüftchen Konversion in den Gewerk¬ 
schaften zu beleben, um die Diskus¬ 



sion zum Blühen zu bringen bieten 
sich die Bundeskongresse der bei¬ 
den großen Gewerkschaften IGM 
und ver.di 2015 an. Der Abschnitt 
„Für eine aktive Friedenspolitik“ 
im Debattenpapier der IGM zu ih¬ 
rem Gewerkschaftstag eignet sich, 
mit Anträgen zu fordern, dass die IG 
Metall von der Ebene der Reden zu 
konkreten Konversions-Projekten 
kommt. Gewerkschaftliche Arbeits¬ 
kreise, Zusammenarbeit mit der Frie¬ 
densbewegung, insbesondere ihrem 
Konversionsarbeitskreis, ein gewerk¬ 
schaftliches Programm zu Rüstungs¬ 
konversion und eine Kampagne sind 
vonnöten. 

53 Militärtransporter A400M 
ä 175 Millionen - das sind 9 Mrd. 
Euro unserer Steuergelder, die die 
Bundesregierung verschwendet. Sie 
gehen direkt an die Airbus Group. 
Trotzdem sollen Arbeitsplätze ab¬ 
gebaut werden. Das Empörende ist 
nicht, dass das Transportmonster 
vier Jahre zu spät geliefert wurde 
und dass es die volle Einsatzfähig¬ 
keit noch nicht hat - wie die Medien 
ohne Unterlass beklagen -, sondern 
dass es Panzer und Hubschrauber 
4450 km „verlegen“ kann. Deutsche 
Waffen in dieser Entfernung haben 
mit Landesverteidigung gar nichts zu 
tun. Sie werden dort als Angriffswaf¬ 
fen benutzt. Der Militärtransporter 
ist also ein Angriffsflugzeug. Wollen 
wir weiter zuschauen? 

Die Zeit drängt. Anträge müssen in 
beiden Gewerkschaften im Januar/ 
Februar gestellt und auf den Ge¬ 
werkschaftsweg gebracht werden. 
Die Resolutionen der Metallerinnen 
und Metaller machen Mut. 



Der 4. ordentliche ver.di-Bun- 
deskongress wird vom 20. bis 
26. September 2015 in Berlin 
stattfinden. 

Den Antragsschluss und den 
Meldeschluss für die Delegier¬ 
ten hat der Gewerkschaftsrat 
auf den 17. Mai 2015 festgesetzt. 


Der 23. ordentliche Gewerk¬ 
schaftstag der IG Metall tagt 
vom 18.-24. Oktober 2015 in 
Frankfurt. 

In den Verwaltungsstellen ist 
der Antragsschluss unterschied¬ 
lich geregelt, meist jedoch schon 
Anfang 2015. 


Bröckelnde Baikone 
und steigende Mieten 

Interview mit Ernst Albrecht zum Zusammenschluss zweier Immobilienriesen 


UZ: Die Deutsche Annington AG und 
GAGFAH AG haben am 1 . Dezember 
2014 den Beschluss über den Zusam¬ 
menschluss beider Unternehmen gefasst. 
Wie bewertest du diesen Schritt? 

Ernst Albrecht: Ich sehe das sehr kri¬ 
tisch. Ich bin an einer DDR-Universi- 
tät als Jurist ausgebildet und promo¬ 
viert, seit rund 25 Jahren als ehren¬ 
amtlicher Berater eines Vereins des 
Deutschen Mieterbundes tätig, habe 
als Rechtsanwalt in eigener Kanzlei in 
Rechtsstreiten prinzipiell nur Mieter, 
nie Vermieter, vertreten, und arbeite 
seit dem Rentenalter bis heute als ju¬ 
ristischer Mitarbeiter in der Kanzlei 
meines Nachfolgers mit. 

In den 1990er Jahren hatte ich viele 
Mieter in Rechtsstreiten zu vertreten, 
die die GAGFAH mit Klagen überzo¬ 
gen hatte, und in den 2000er Jahren 
kam als Prozessgegner auch die Deut¬ 
sche Annington dazu. 

Der Zusammenschluss dieser bei¬ 
den Unternehmen führt zu einer star¬ 
ken Stellung gegenüber ihren Mietern. 
Das in jedem Vertragsverhältnis nach 
dem bürgerlichen Recht bestehende 
Kräfteverhältnis zwischen den Partei¬ 
en wird durch den Zusammenschluss 
noch mehr zu Lasten der Mieter, die 
stets die Schwächeren sind, verscho¬ 
ben. 

UZ: Kannst du das noch etwas näher 
erläutern? 

Emst Albrecht: Die Deutsche Anning¬ 
ton ist als börsennotierte europäische 
Aktiengesellschaft das größte deutsche 
private Immobilienunternehmen mit 
mehr als 3 400 Mitarbeitern, deutsch¬ 
landweit an mehr als 600 Standorten 
präsent, und hatte im September 2014 
184 000 Wohnungen im Bestand, dazu 
kamen noch mehrere Zehntausend für 
Dritte verwaltete Wohnungen. Eigen¬ 
tümerin der Deutschen Annington ist 
eine große Londoner Immobilienge¬ 
sellschaft. 

Die GAGFAH ist ebenfalls als 
europäische Aktiengesellschaft bör¬ 
sennotiert, ihr Hauptaktionär ist das 
amerikanische Investunternehmen 
FORTRESS, die GAGFAH ist au¬ 
ßerdem finanziell verbunden mit dem 
größten US-amerikanischen Kredit¬ 
institut, der „Bank of America Cor¬ 
poration“. Sie hatte 2013 über 143 196 
Mietwohnungen in ihrem Bestand 
und verwaltete rund 35 000 Wohnun¬ 
gen für Dritte. 

Durch den Zusammenschluss hält 
das neue Unternehmen einen Bestand 
von rund 350 000 Wohnungen mit etwa 
einer Million Mietern, hat einen Port¬ 
foliowert von 21 Mrd. Euro, und wird 
das zweitgrößte börsennotierte Immo¬ 
bilienunternehmen von Kontinental¬ 
europa. 

Bei einem solchen Umfang und den 
internationalen Verflechtungen, die 
hier nicht vollständig dargestellt wer¬ 
den können, stellt sich die Frage, was 
von einem solchen Unternehmen für 
die Mieter zu erwarten ist. 

Friedrich Engels hat in seiner Rede 
am Grabe von Karl Marx auf dessen 
Aussage verwiesen, dass das Wohnen, 
wie Essen und Trinken, zu den Grund¬ 
bedürfnissen der Menschen gehört. 

In der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land ist Wohnen, entgegen dem Wohl 
der Menschen, fast durchweg kapitalis¬ 
tisch organisiert, und es gilt als oberstes 
Prinzip, durch die Vermietung und den 
Verkauf von Wohnungen hohe Profi¬ 
te und Renditen für die Aktionäre der 
Immobilienunternehmen zu erwirt¬ 
schaften. 

Dazu gehört, möglichst umfassend 
Kosten zu sparen. Die Folge sind Schä¬ 
den an den Fassaden der Wohnblöcke, 
bröckelnde Baikone, Ausfälle bei Hei¬ 
zungen, Elektro-, Sanitäranlagen und 
Aufzügen, und verbreitet aus Schäden 
der Bausubstanz resultierender Schim¬ 
mel in den Wohnungen. Deutsche An¬ 
nington und GAGFAH bestreiten das, 


aber das äußere Bild und die Bericht¬ 
erstattung in den Medien bestätigen 
die Kritik von Mietern am Zustand 
der Wohnblöcke, die sich in ihrem Be¬ 
sitz befinden. 

Als das Wohneigentum noch in Be¬ 
sitz und Verantwortung der Kommu¬ 
nen lag, hatten gewählte Vertretungen 
der Bürger hier Einflussmöglichkeiten. 
Im Zusammenhang mit der Finanznot 
haben viele Kommunen große Teile 
ihres Wohnungsbestandes verkauft, 
allein die Stadt Dresden 48 000 Woh¬ 
nungen. Als Käufer traten bei solchen 
Geschäften u.a. die beiden großen 
Wohnungsgesellschaften auf, die na¬ 
türlich diese Käufe nicht aus Men¬ 
schenfreundlichkeit im Interesse der 
Mieter tätigten, sondern um aus dem 
erworbenen Eigentum hohe Profite zu 
erzielen. 

Je größer solche Wohnungsunter¬ 
nehmen sind, umso größer sind die für 
die betreffenden Mieter erwachsenden 
Gefahren. 



Ernst Albrecht 


UZ: Worauf müssen sich nach deiner 
Einschätzung diese Mieter einstellen? 

Ernst Albrecht: Es wird erklärt, das 
neue große Unternehmen wolle „be¬ 
zahlbares Wohnen“ und eine „besse¬ 
re Mieterbetreuung“ sichern. Ich hal¬ 
te das für eine auf Verschleierung der 
wahren Absichten gerichtete Schutz¬ 
behauptung. 

In den Absichtserklärungen zur 
Bewirtschaftung der Wohnungen sind 
einige strategische Linien erkennbar. 
Eine besteht darin, umfassende Mo¬ 
dernisierungen durchzuführen, die sich 
auf ganze zusammenhängende Wohn- 
quartiere beziehen, und Auswirkungen 
auf viele Zehntausende Mieter haben 
werden. 

Nach der gegenwärtigen Rechtsla¬ 
ge kann der Vermieter elf Prozent der 
Modernisierungskosten auf die Jahres¬ 
miete aufschlagen, und zwar auf Dau¬ 
er, nicht nur bis zur Deckung der Kos¬ 
ten durch die Mieteinnahmen. Eine be¬ 
sondere Rolle spielt dabei die von der 
Wohnungspolitik der Bundesregierung 
stark propagierte energetische Moder¬ 
nisierung. 

Modernisierungsmaßnahmen sind 
teuer. In der Diskussion zur Überar¬ 
beitung des Mietrechts war der Vor¬ 
schlag unterbreitet worden, dass gene¬ 
rell die Umlage von Modernisierungs¬ 
kosten auf acht Prozent der Kosten 
beschränkt werden sollte, und zwar 
nur bis zur Amortisierung durch die 
Mieteinnahmen. 

Es besteht die Gefahr, dass vie¬ 
le Mieter mit geringem oder mittle¬ 
rem Einkommen die Mieterhöhung 
nach Modernisierung, die monatlich 
oft 200 Euro und mehr beträgt, nicht 
mehr bezahlen können, und aus ihrer 
angestammten Wohnung verdrängt 
werden. 

UZ: Wie können sich Mieter dagegen 
wehren? 


Emst Albrecht: Ein wichtiges und oft 
wirksames Mittel sind breit angeleg¬ 
te Mieterinitiativen. Sie sollten dar¬ 
auf gerichtet werden, Vorhaben zum 
Verkauf in kommunaler Verantwor¬ 
tung stehender Wohnungsbestände 
mit dem Ziel einer Entschuldung der 
Kommune zu verhindern. 

Hier ist die Einflussnahme solcher 
Initiativen auf die Parteien im jeweili¬ 
gen Bereich und deren Abgeordnete 
gefragt, die letztlich über solche Ver¬ 
käufe entscheiden. 

Ein Schwerpunkt von Mieterinitia¬ 
tiven sollte sein, geplante Modernisie¬ 
rungsmaßnahmen rechtzeitig mit dem 
Ziel zu durchleuchten, Vertreibungen 
von Mietern aus ihren oft über Jahr¬ 
zehnte bewohnten Wohnungen zu 
verhindern. 

Wichtig ist, dass die Mieterinitiati¬ 
ven stets dafür sorgen, dass seitens der 
Wohnungsunternehmen zum Nachteil 
der Mieter geplante Modernisierun¬ 
gen oder Vernachlässigungen von In¬ 
standsetzungspflichten über die Medi¬ 
en in den Blickpunkt der Öffentlich¬ 
keit gerückt werden. 

In dieser Beziehung hat der West¬ 
deutsche Rundfunk durch entlarven¬ 
de Reportagen in letzter Zeit eine 
gute Arbeit geleistet, ich verweise u. a. 
auf die Sendung „Könnes kämpft“. 

Bei der Durchführung von Mo¬ 
dernisierungen fallen in den meisten 
Fällen auch notwendige Instandset¬ 
zungen an, deren Kosten nicht um¬ 
lagefähig sind. Die Bescheide über 
Mieterhöhungen nach Modernisie¬ 
rung sind deshalb stets darauf zu über¬ 
prüfen, ob die Mieter diesbezüglich 
unberechtigt belastet werden. 

Zum Sich-Wehren gehört, jede 
Betriebskostenabrechnung genau zu 
prüfen, ob sie den vom Gesetz und der 
Rechtsprechung gestellten formellen 
Anforderungen entspricht, transpa¬ 
rent und rechnerisch richtig ist. Es 
muss geprüft werden, ob alle zur Be¬ 
lastung der Mieter eingestellten Kos¬ 
ten tatsächlich umlagefähig sind, oder 
ob sich hinter manchem Betrag etwas 
verbirgt, was der Vermieter nicht an 
den Mieter weitergeben darf. 

Schließlich ist zu prüfen, ob bei der 
Kostenumlage der im § 556 Abs. 3 BGB 
fixierte Grundsatz der Wirtschaftlich¬ 
keit eingehalten wurde. 

Dabei ergibt sich die Schwierigkeit, 
dass der Mieter für eine von ihm be¬ 
hauptete Verletzung des Grundsatzes 
der Wirtschaftlichkeit beweispflichtig 
ist, was ihm oft durch verschlungene 
und schwer durchschaubare ökonomi¬ 
sche Beziehungen zwischen Vermie¬ 
ter und Drittunternehmen nur sehr 
schwer möglich ist. 

Wenn es zum Rechtsstreit kommt, 
sollten Mieter beachten, dass Anning¬ 
ton und GAGFAH stets durch fach¬ 
lich sehr versierte Anwälte vertreten 
wurden, die mit aller Konsequenz die 
ökonomischen Interessen ihrer Auf¬ 
traggeber gegen den Mieter verfolg¬ 
ten, und das wird auch bei dem neuen 
großen Unternehmen so sein. 

Hier brauchen die Mieter qualifi¬ 
zierte Hilfe. Dazu bietet sich die Mit¬ 
gliedschaft im örtlichen Mieterver¬ 
ein, bzw. der Abschluss einer Rechts¬ 
schutzversicherung an. Auch sollte in 
Erwägung gezogen werden, dass meh¬ 
rere Betroffene sich in einem so ge¬ 
nannten Pilotprozess durch einen in 
Mietrechtsfragen erfahrenen Rechts¬ 
anwalt vertreten lassen, um die Kos¬ 
ten auf breitere Schultern zu verla¬ 
gern. 

Oft wird von Apologeten des 
Rechtsstaates hervorgehoben, dass 
jeder Bürger sein Recht vor Gericht 
verfolgen kann. Nur wird meist ver¬ 
gessen, hinzuzufügen, dass sich der 
Bürger das nur leisten kann, wenn er 
in der Lage ist, die verlangten Vor¬ 
schüsse für Gerichts- und Anwalts¬ 
kosten zu zahlen und das Kostenri¬ 
siko zu tragen, wenn er den Prozess 
verliert. 

Die Fragen stellte Ulrich Abczynski 
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War was? 


Heizen oder Essen? 

Mehr als 4,5 Millionen Menschen leiden unter „Energiearmut“. 
Betroffen sind vor allem Niedriglohn-Beschäftigte und Alleinerziehende 



I n Frankreich gibt es einen sogenann¬ 
ten „Weihnachtsfrieden? Vom 1. No¬ 
vember bis zum 31. März sind Strom- 
und Gassperren verboten, ebenso wie 
Zwangsräumungen. Auch in Großbri¬ 
tannien gibt es Einschränkungen für 
Energieunternehmen, Stromsperren 
zu verhängen. Dort wird auch bereits 
seit 1996 „Energiearmut“ erhoben. Ein 
Regierungsbericht von 2011 ging da¬ 
von aus, dass die Abstellung von Strom 
und Heizung zu 2700 mehr Todesfällen 
im Winter führt. In den USA stehen 
viele Haushalte vor der Alternative, 
zu heizen oder Lebensmittel zu kau¬ 
fen - die bittere Frage „Heat or eat?? 
In Deutschland gibt es weder eine Be¬ 
schränkung der Energieunternehmen 
noch eine statistische Erhebung oder 
eine Definition von sogenannter Ener¬ 
giearmut. In Großbritannien gelten 
Haushalte, die mehr als 10 Prozent ih¬ 
rer Konsumausgaben für Energie aus¬ 
geben müssen, als energiearm. 

In Deutschland leben 16 Prozent 
der Haushalte unter der Armutsrisi¬ 
koschwelle. Sie wenden - verglichen 
mit wohlhabenden Haushalten - ei¬ 
nen gut doppelt so hohen Anteil ih¬ 
res Einkommens für Strom auf. Da¬ 
nach wären 4,5 Millionen Haushalte 
(rund elf Prozent) von Energie armut 
betroffen. Laut Bund der Energiever¬ 
braucher e.V. sind vor allem Nied¬ 
riglohn-Beschäftigte betroffen, die 
keine Kompensation über die Sozi¬ 
alsysteme erhalten können und Al¬ 
leinerziehende, deren Anteil an den 
energiearmen Haushalten 20,7 Pro¬ 
zent ausmacht. Der Verein mit 12 000 
Mitgliedern stellt fest, dass „Energie¬ 
sparen im Winter eine unmittelbare 
Gefahr für Leib und Leben“ darstellt 
und fordert, dass Gas- und Strom¬ 
sperren zumindest im Winter unter¬ 
sagt werden sollen. Schlecht isolierte 
Wohnungen und alte, stromfressen¬ 
de Geräte verschärfen die Lage. Ein 
Viertel der armen Haushalte ist von 
Schimmelschäden betroffen, ein klarer 
Hinweis auf schlecht geheizte Räume. 
Laut einer Befragung des Wuppertal- 
Instituts von 2013 können 17 Prozent 
der deutschen Haushalte nach eigener 
Einschätzung es sich nicht leisten, ihre 
Wohnung angemessen zu heizen, auch 
sie stehen vor der Frage „heat or eat?“. 

Das Problem nimmt derweil zu. 
Nach den Daten der Bundesnetzagen¬ 
tur wurden 2013 45 890 Haushalten 
das Gas und fast 345 000 Stromkun¬ 
den der Strom abgestellt. Gegenüber 
2012 hat die Zahl der Stromsperren 
um 25 000 und gegenüber 2011 so¬ 
gar um 40 000 zugenommen, wie die 


In der ersten Jahreshälfte soll das „Ge¬ 
setz des Mietanstiegs auf angespann¬ 
ten Wohnungsmärkten“, kurz: „Miet¬ 
preisbremse“ in Kraft treten. Die 
Ankündigung löste massenhafte Miet¬ 
erhöhungen aus. Das Gesetz soll uns 
eine „Deckelung“ von Neuvermietun¬ 
gen weismachen. Doch es enthält mehr 
Mietsteigerungs- als Bremseffekte. 

Wer heute 30-50 Prozent seines 
Einkommens für die Wohnung her¬ 
gibt, tut das aufgrund bestehender 
„Normalmieten“. Das kommende Ge¬ 
setz ist auf den Anstieg von Neuver- 
mietungen beschränkt. Die bereits un¬ 
bezahlbaren Bestandsmieten rührt es 
nicht an. Zugleich wird § 5 des Wirt¬ 
schaftsstrafgesetzes abgeschafft. Da¬ 
mit entfällt die Bußgeldpflicht bei 
überhöhten Mieten. 

Auch von den Neuvermietungen 
wird nur ein kleiner Teil erfasst, denn 
die „Mietbremse“ soll nur in Regionen 
mit „angespanntem Wohnungsmarkt“ 
gelten. Zu entscheiden, welche das 
sind, steht den Bundesländern frei. Tat¬ 
sächlich kommt es in Ballungsräumen 
bei Neuvermietungen gegenwärtig zu 


Antwort des Bundeswirtschaftsmi¬ 
nisteriums auf eine kleine Anfrage 
der Fraktion der Partei „Die Linke“ 
im Bundestag ergab. Insgesamt gab 
es 2013 über sieben Millionen Mahn¬ 
verfahren wegen säumiger Forderun¬ 
gen für Haushaltenergie, das ist eine 
deutliche Erhöhung um eine Million 
gegenüber dem Vorjahr. Bereits bei 
einem Rückstand von 100 Euro kann 
der Strom oder die Heizung abge¬ 
stellt werden. Während die Linksfrak¬ 
tion im Bundestag den Antrag einge¬ 
reicht hat, Stromsperren zu verbieten, 
pocht die CDU auf die Einhaltung 
der Zahlungsverpflichtungen und das 
SPD-geführte Wirtschaftsministerium 
sieht „den Strombedarf von Empfän¬ 
gern staatlicher Transferleistungen 
durch das Sozialrecht angemessen ge¬ 
sichert“. Dabei waren von den Haus¬ 
halten, die von einer Stromsperre be¬ 
troffen waren, 200 000 Haushalte von 
Empfängern von Arbeitslosengeld 
II. Der Erwerbslosenverein Tacheles 
fordert deshalb die Einführung einer 
bedarfsorientierten Haushaltsenergie¬ 
pauschale, die ergänzend zum SGB II- 
Regelsatz gezahlt werden soll. Im Mo¬ 
ment sind rund 30 Euro für Strom im 
Regelsatz vorgesehen. Um den mitt¬ 
leren Stromverbrauch von 1800 kWh 


Preissprüngen bis zu 40 Prozent. Die 
„Bremse“ sieht so aus: „Die Neuver¬ 
mietung darf höchstens zehn Prozent 
über der ortsüblichen Miete liegen“. 
Mietsteigerungen von mindestens 
zehn Prozent sind damit vorprogram¬ 
miert. Das kann weitaus mehr sein, 
wenn der Eigentümer findet, dass die 
bisherige Miete unterhalb der „ortsüb¬ 
lichen Vergleichsmiete“ lag. Diese ist 
nicht mit einem gerichtsfesten „quali¬ 
fizierten Mietspiegel“ zu verwechseln. 
Sie ermöglicht Vermietern, eine Aus¬ 
wahl der jeweils teuersten Wohnungen 
zum Vergleich heranzuziehen. Sach¬ 
verständigengutachten hierzu sind in 
der Regel streitig und liegen Mietern 
nicht vor. Die Berechnung zulässiger 
Mieten ist für sie kaum möglich, da 
die Ausgangsmiete im Gesetz nicht 
definiert ist. Sollte dennoch ein Nach¬ 
weis gelingen, dass der Eigentümer zu¬ 
viel verlangt, liegt es bei den Mietern, 
Ansprüche geltend zu machen. Eine 
nachträgliche Rückzahlungspflicht für 
Vermieter ist nicht vorgesehen, Sank¬ 
tionen ebenfalls nicht. Mieten, die bei 
Inkrafttreten des neuen Gesetzes über 


im Jahr für einen Ein-Personen-Haus- 
halt zu finanzieren, braucht man aber 
43,69 Euro - eine Lücke von mehr als 
13 Euro. Durch die Herausnahme der 
Haushaltsenergie aus dem Regelsatz, 
der aber nicht gleichzeitig abgesenkt 
werden soll, könnte laut Tacheles ein 
Spielraum entstehen, um langlebige 
energiesparsamere Haushaltsgeräte 
anzuschaffen. Die Pauschale soll durch 
die Ermittlung des durchschnittlichen 
Strompreises vom Bundesamt für Sta¬ 
tistik jährlich angepasst werden. 

Die Strompreise für Haushalte 
sind von 2010 bis Ende 2013 um rund 
24 Prozent angestiegen, die gesamten 
Verbraucherpreise nur um 6,5 Prozent. 
Laut Bundes Wirtschaftsministerium ist 
Strom für private Haushalte seit 2007 
deutlich teurer geworden, während 
Großbetriebe in den Genuss stabiler 
Preise kommen. Es ist der Preis für 
den Aufbau von Energie-Monopolen, 
den die Verbraucher zahlen müssen. 
Die „Energie-Champions“ EON und 
RWE haben allein 2013 mehr als 170 
Milliarden Euro Umsatz eingefahren. 
Zwischen 2002 und 2010 haben sich 
die Gewinne der drei großen Ener¬ 
gieversorger EON, RWE und ENBW 
versiebenfacht. Die Kriegskasse für 
Manöver auf dem Weltmarkt ist ge- 


den herangezogenen „Vergleichsmie¬ 
ten“ liegen, müssen nicht gesenkt wer¬ 
den. Auch bei Neuvermietung dürfen 
Vermieter mindestens soviel ver¬ 
langen wie vom letzten Mieter, was 
Mietsenkungen ausschließt. Damit 
werden also Höchstmieten legalisiert 
durch ein Gesetz, das das Gegenteil 
verspricht. 

Es gibt zahlreiche Ausnahmen. Die 
„Bremse“ darf nicht auf Neubauten 
angewandt werden, denn Immobilien¬ 
konzerne und Regierung behaupten, 
Mietregulierungen im Neubau beein¬ 
trächtigten den Wohnungsbau. Damit 
ist klar gesagt, dass an den dringend 
notwendigen staatlichen Wohnungs¬ 
bau mit Mietpreisbindung nicht ge¬ 
dacht wird. Wohnungsversorgung soll 
weiterhin Spielball privater Profitinte¬ 
ressen bleiben. Die sind die Ursache 
der Mietenexplosion. 

Das Gesetz wird nicht für „umfas¬ 
send modernisierte“ Wohnungen gel¬ 
ten, wofür keine Definition gegeben 
wird. Hier gelten saftige Modernisie¬ 
rungsumlagen auf die Miete. Diese 
wird auch dann hoch bleiben, wenn 


füllt. EON hatte sich bereits 2001 das 
Ziel gesetzt, „globaler Energieanbie¬ 
ter Nummer Eins“ zu werden. Für 
billige Energie für die Konzerne und 
den weltweiten Konkurrenzkampf im 
Energiesektor müssen die Verbrau¬ 
cher zahlen. 

Zugleich wird deutlich, dass das 
Kapital für höhere Profite die Löhne 
unter das Niveau drücken muss, das 
zur Reproduktion der Arbeitskraft 
nötig ist. Neben der Forderung nach 
einer Haushaltsenergiepauschale und 
einem Verbot von Stromsperren, müs¬ 
sen deshalb höhere Löhne - besonders 
im Niedriglohnbereich - erkämpft und 
die Macht der Monopole angegriffen 
werden, sowohl die des Energiesek¬ 
tors, als auch der anderen, die von der 
Energiearmut hunderttausender profi¬ 
tieren. Ein Beispiel der Organisierung 
der Bevölkerung für Gegenmaßnah¬ 
men gibt es in Griechenland, wo sich 
die Beschäftigten der Energieversor¬ 
ger weigern, Strom abzudrehen. Stadt¬ 
teilkomitees haben ein Alarmsystem 
eingerichtet, wo drohende Stromsper¬ 
ren und Zwangsräumungen gemeldet 
werden können, die Kollegen der Ver¬ 
sorger informiert werden und Solidari¬ 
tät der Nachbarschaft organisiert wird. 

Philipp Kissel 


die Modernisierung abbezahlt ist. Die 
Begründung für diesen Betrug liefert 
die Immobilienbranche: „Der Woh¬ 
nungsbestand könnte verfallen, wenn 
Modernisierungen sich nicht mehr loh¬ 
nen“. 

„Sozialstaatliche“ Eingriffe zur 
Mietpreisdeckelung gehören der Ver¬ 
gangenheit an. Mit seinen zahlreichen 
Türöffnern für Extraprofite ist das Ge¬ 
setz zur „Mietpreisbremse“ dafür ein 
anschauliches Beispiel. Dass die Haus¬ 
haltseinkommen mit der Mietentwick¬ 
lung nicht mehr Schritt halten, ist ein 
Widerspruch, der durch solche Gesetze 
nicht gelöst, sondern verschärft wird. 
Wie beim „Mindestlohn“ haben wir 
ein Regelwerk vor uns, das scheinbar 
im Interesse lohnabhängiger Schichten 
erlassen wird; es weist aber tatsächlich 
mehr Ausnahmen im Sinne der Im¬ 
mobilienkonzerne und Banken auf als 
Fälle, bei denen es greift. Auch wo die 
„Mietbremse“ überhaupt eingeführt 
werden könnte, gilt sie nur für fünf Jah¬ 
re. Die nächste Landesregierung kann 
sie wieder aufheben, als hätte es sie nie 
gegeben. Klaus Linder 


Franklin Electric 
hat abgeschlossen 

Die rund 100 Beschäftigten von Franklin 
Electric am Standort in Wittlich haben 
gemeinsam mit der IG Metall einen Sozi¬ 
altarifvertrag erkämpft. Vorausgegangen 
waren wochenlange Streiks, Proteste und 
diverse Attacken des „Arbeitgebers“. In 
den Ausgaben 44 und 45 der UZ des letz¬ 
ten Jahres sind ein Interview und zwei 
Berichte zum Arbeitskampf der Kolle¬ 
ginnen und Kollegen bei Franklin Elec¬ 
tric in Wittlich bei Trier nachzulesen. 

Die Beschäftigten haben inzwischen 
den von der IG Metall ausgehandelten 
Sozialtarifvertrag in einer Urabstim¬ 
mung mit rund 99 Prozent Zustimmung 
angenommen. Die Vereinbarung sieht 
unter anderem tarifliche Abfindungen 
vor, je nach Dauer der Betriebszuge¬ 
hörigkeit in Höhe von bis zu 120 000 
Euro, für IG Metall-Mitglieder eine so¬ 
genannte TransferPLUS-Regelung, die 
den Streikenden zusätzlich für zwölf 
Monate Sicherheit gibt. Zusätzlich wer¬ 
den die Entgelte der Mitglieder um den 
Festgeldbetrag von 210 Euro brutto im 
Monat ab dem 1. Januar 2015 erhöht. 

Für die Transfergesellschaft und die 
Abfindungen zahlt der Spezialmotoren- 
Hersteller Franklin Electric rund neun 
Millionen Euro. 

„Ohne den Mut, die Fantasie, den 
ungebrochenen Durchhaltewillen und 
die geschlossene Kampfbereitschaft 
der streikenden Mitglieder hätte es die¬ 
ses Ergebnis für den Sozialtarifvertrag 
nicht gegeben“, sagte Verhandlungsfüh¬ 
rer Uwe Zabel. Roland Wölfl von der IG 
Metall in Trier sagte: „Wir haben unter 
schwierigsten Bedingungen einen Sozi¬ 
altarifvertrag erkämpft, der sich sehen 
lassen kann und der in der Region ohne 
Beispiel ist.“ 

Für Franklin Electric scheinen die ge¬ 
troffenen Vereinbarungen durchaus ins 
Geld zu gehen. Zumindest war es der 
Firmenzentrale eine Mitteilung wert, 
dass die Kosten für die Verlagerung der 
Produktion nach Tschechien statt zuvor 
einkalkulierten 13,2 bis 14 Millionen US- 
Dollar nun „geschätzte“ 19,4 Millionen 
betragen. Durch die Verlagerung hofft 
Franklin Electric allerdings, diese Kosten 
innerhalb von fünf Jahren wieder reinzu¬ 
holen. (IGM, UZ) 

Amazon hat nicht 
abgeschlossen 

Auch 2015 wird es wieder Streiks bei 
Amazon geben. Die Kolleginnen und 
Kollegen, die tagtäglich durch die La¬ 
ger von Amazon hetzen, um dessen Ex¬ 
pansionskurs zu finanzieren, bekommen 
vorerst keinen Tarifvertrag. 

Der Streik der Beschäftigten in 
Deutschland hat bisher nicht zum Erfolg 
geführt, die Geschäftsführung verwei¬ 
gert weiterhin die Aufnahme von Tarif¬ 
verhandlungen. Das Weihnachtsgeschäft 
ist aber dennoch sichtbar getrübt wor¬ 
den. An den Standorten Bad Hersfeld, 
Leipzig, Graben und Rheinberg hatten 
die Beschäftigten beschlossen, bis zum 
24. Dezember die Arbeit ruhen zu las¬ 
sen. Die Streiks hatten am 15. Dezember 
begonnen. Zeitweise wurden sechs der 
acht Amazon-Standorte in Deutschland 
zeitgleich bestreikt. 

Der Streik hat Amazon jedenfalls et¬ 
was gekostet. Um nicht ohne Geschenke 
dazusitzen, hat der eine oder die ande¬ 
re kurz vor Weihnachten wohl auf den 
realexistierenden Einzelhandel zurück¬ 
gegriffen. 

Der Versandhändler diktiert die Ar¬ 
beitsbedingungen weiterhin willkürlich 
und einseitig und untermauert damit 
seine anti-gewerkschaftliche Blocka¬ 
dehaltung. So hatte ver.di vor den Ver¬ 
waltungsgerichten Kassel und Leipzig 
Klagen gegen die behördlich genehmig¬ 
te Sonntagsarbeit am 21. Dezember für 
die Standorte Leipzig und Bad Hersfeld 
eingereicht. ver.di-Bundesvorstandsmit- 
glied Stefanie Nutzenberger verweist auf 
eine Entscheidung des Bundesverwal¬ 
tungsgerichts. Das hatte jüngst festge¬ 
stellt, dass Sonntagsarbeit nur in streng 
geregelten Ausnahmefällen gerechtfer¬ 
tigt sei. Außerdem sieht die Gewerk¬ 
schafterin die Genehmigung als fragwür¬ 
dig an, weil die Politik damit zugunsten 
von Amazon in einen Arbeitskampf ein¬ 
greift. Damit werde das Neutralitätsge¬ 
bot, das sich aus Artikel 9 des Grundge¬ 
setzes ergibt, verletzt. (ver.di, UZ) 


Mehr Steigerungs- als Bremseffekte 

„Mietpreisbremse“ tritt 2015 in Kraft. Mieten werden weiter steigen 
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Asylrecht auf dem Prüfstand 


Zwischen positiven 
Ansätzen und Schweigen 

Berufsverbote weiter nicht aufgearbeitet 


Als Konsequenz aus den antimuslimi¬ 
schen und rassistischen Protesten die¬ 
ser Tage will die sächsische CDU die 
bisherige Asylpolitik auf den Prüfstand 
stellen und gibt damit faktisch Forde¬ 
rungen des Rechtsaußen-Netzwerks 
„Patriotische Europäer gegen die Isla- 
misierung des Abendlandes“ („PEGI- 
DA‘) nach. „Wir wollen auch eine ehr¬ 
liche Einschätzung liefern, welche Ver¬ 
säumnisse es gibt“, kündigte Michael 
Kretschmer, Generalsekretär der säch¬ 
sischen CDU, 
jüngst an. 

Kritik übte 
Kretschmer 
außerdem an 
den von man¬ 
chen Bun¬ 
desländern 
praktizierten 
Wintererlas¬ 
sen, in de¬ 
ren Rahmen 
in der kal¬ 
ten Jahreszeit 
keinerlei Ab¬ 
schiebungen 
durchgeführt 
werden. „Der 
von Thüringen und Schleswig-Holstein 
praktizierte Abschiebestopp in den 
Wintermonaten ist ein Rechtsbruch, 
der die Aufnahmebereitschaft gefähr¬ 
det“, kommentierte Kretschmer das hu¬ 
manitäre Vorgehen. 

Sein Parteifreund, Sachsens Innen¬ 
minister Markus Ulbig (CDU), kündig¬ 
te unterdessen an, dass sich der Frei¬ 
staat im kommenden Jahr auf Bundes¬ 
ebene für die Einstufung Tunesiens als 
sogenanntes sicheres Herkunftsland 
starkmachen wolle. 

Asylanträge von Menschen aus 
den so kategorisierten Staaten könn¬ 
ten so leichter und ohne Tiefenprü¬ 
fung als „offensichtlich unbegründet“ 
abgelehnt werden, womit das individu¬ 
elle Grundrecht auf Asyl faktisch au¬ 
ßer Kraft gesetzt werde, kritisierte die 
sächsische Linkspartei-Landtagsabge¬ 
ordnete Juliane Nagel. 

„Erst im September war der Bun¬ 
desrat der Einstufung von Bosnien, 
Mazedonien und Serbien als „sichere 
Herkunftsstaaten“ gefolgt, obwohl die 
systematische Diskriminierung insbe¬ 
sondere der Minderheit der Roma in 
diesen Staaten auf der Hand hegt. Das 
Verwaltungsgericht Münster hat kurz 
danach Zweifel an der Verfassungsmä- 


Es steht schlecht um die bürgerlichen 
Parteien in Deutschland, könnte man 
glauben, wenn man einen Bericht der 
Bundestagsverwaltung liest: Bis kurz 
vor Jahresende 2014 haben die Partei¬ 
en nur 13 Großspenden von mehr als 
50 000 Euro erhalten. Insgesamt wa¬ 
ren das zwar immer noch 1,5 Millionen 
Euro, aber deutlich weniger als noch 
ein Jahr zuvor. 2013 gab es schließlich 
noch 31 Großspenden mit einer Ge¬ 
samtsumme von rund 3,7 Millionen 
Euro. 

Für die Wirtschaft ist es nicht mehr at¬ 
traktiv, Gesicht zu zeigen. Der Staats¬ 
rechtler Hans Herbert von Arnim 
glaubt, dass die Unternehmen inzwi¬ 
schen sehr wohl den Nutzen gegen 
eine möglicherweise unangenehme 
öffentliche Debatte abwägen. Ver- 
ständlicherweise wollen sich Unter¬ 
nehmen vor einer lästigen Diskussi¬ 
on drücken, ob sie mit ihren Spenden 
vielleicht nicht doch die eine oder an¬ 
dere politische Entscheidung beein¬ 
flussen. 

Dass die Parteien selber auch vorsich¬ 
tiger geworden sind, verwundert eben¬ 
so wenig. Als sich die FDP vor eini¬ 
gen Jahren vehement für einen Steu¬ 
errabatt für Hoteliers einsetzte, üel ihr 
schließlich die Spende des Mövenpick- 
Hotelunternehmers August von Finck 
auf die Füße. 

Aber die Parteien müssen nicht um 
ihre wirtschaftliche Existenz bangen. 
Großspenden machen nur ein Zehn¬ 
tel aller Spenden aus. Um die Melde¬ 
pflicht zu umgehen, werden sie eben 


ßigkeit dieser Gesetzesänderung geäu¬ 
ßert“, kommentierte Nagel weiter. 

Dadurch, dass die sächsischen Chris- 
demokraten ausgerechnet zum jetzigen 
Zeitpunkt eine neuerliche Debatte um 
das in der Bundesrepublik einst ein¬ 
mal verbriefte Grundrecht auf Asyl 
entfachen, steht zu befürchten, dass 
rechte Stimmungsmache und irratio¬ 
nales Gezeter künftig noch weiter zu¬ 
nehmen werden. In Sachsen gab es seit 
Mitte 2012 bereits 54 Versammlungen, 
die sich gegen 
Asylunter¬ 
künfte richte¬ 
ten, sowie 57 
Straftaten ge¬ 
gen Asylun¬ 
terkünfte und 
Flüchtlinge. 
Zweimal wur¬ 
den dabei je¬ 
weils zwei Per¬ 
sonen verletzt, 
wie die sächsi¬ 
sche Linkspar¬ 
tei-Landtags¬ 
abgeordnete 
Juliane Nagel 
jüngst durch 
eine sogenannte Kleine Anfrage in Er¬ 
fahrung bringen konnte. 

Im Freistaat hatten in den ver¬ 
gangenen Monaten neben dem 
„PEGIDA‘-Netzwerk vor allem die 
neofaschistische NPD, aber auch die 
sozialchauvinistische Alternative für 
Deutschland (AfD), gegen Flüchtlinge 
mobil gemacht. Dies, obwohl 2013 nur 
5 800 Asylbewerber im Freistaat auf¬ 
genommen wurden. Zum Vergleich: 
In Nordrhein-Westfalen waren es hin¬ 
gegen 23 719 Erstantragsteller, dem 
folgten Bayern mit 16 698 und Baden- 
Württemberg mit 13 421 Menschen. 
Außerdem leben in dem Geburtsland 
der „PEGIDA-Proteste einzig 0,7 Pro¬ 
zent Muslime. Auch die Anzahl der 
Menschen, die einen Asylantrag in der 
Bundesrepublik stellen, hegt bei nur 
0,4 Prozent von insgesamt 51,2 Milli¬ 
onen Menschen, die weltweit auf der 
Flucht sind. Zudem war die Anzahl 
der Asylbewerber in den 1990-er Jah¬ 
ren deutlich höher als heutzutage. So 
beantragten beispielsweise 1992 rund 
438 000 Menschen Asyl in der Bundes¬ 
republik. In diesem Jahr waren es bis 
einschließlich November gerade ein¬ 
mal 155 427 Erstanträge auf Asyl. 

Markus Bernhard 


gestückelt und nur noch kleinere Be¬ 
träge überwiesen. Wenn das der erwar¬ 
teten Intransparenz immer noch nicht 
genügen sollte, kann man auch noch 
andere Wege beschreiten: In Parteizei¬ 
tungen könnte man überteuerte An¬ 
zeigenflächen buchen oder man könn¬ 
te auch bei einem Parteitag dafür be¬ 
zahlen, dass man sich mit dem einen 
oder anderen Parteimitglied aus der 
Führungsriege für ein paar Minuten 
unterhalten darf. Das alles ändert zwar 
nichts daran, dass ein Entgegenkom¬ 
men seitens der Politik erwartet wird, 
aber es fällt eben nicht mehr so auf. 
Um wirklich jedes Risiko für die Par¬ 
teien zu vermeiden, gibt es dann auch 
noch die Parteienfinanzierung durch 
Steuergelder und die staatlichen Zu¬ 
schüsse für Fraktionen, Personal und 
Stiftungen. Der Politikwissenschaftler 
Karl-Heinz Naßmacher schätzt, dass 
den Parteien jedes Jahr eine Milliarde 
Euro auf diesem Weg zufließt. Allein 
die Kosten für die persönlichen Mit¬ 
arbeiter der Bundestagsabgeordneten 
summieren sich für den Staat auf 169 
Millionen Euro im Jahr und überstei¬ 
gen so die Zuschüsse aus der Parteien¬ 
finanzierung. 

Um die bürgerlichen Parteien müs¬ 
sen wir uns wirklich nicht sorgen. 
Auch wenn einmal die Großspen¬ 
den ausbleiben sollten, sind sie im¬ 
mer noch reichlich versorgt - wenn 
sie gewählt werden. Eine Milliarde 
Euro im Jahr sind ihnen dabei sicher¬ 
lich behilflich. 

Bernd Müller 


B aden-Württembergs Ministerpräsi¬ 
dent Winfried Kretschmann (Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen) wurde als Stu¬ 
dent vom Verfassungsschutz beob¬ 
achtet. Wegen seines politischen 
Engagements in Hochschulgruppen 
bekam er später als Referendar und 
anschließend als Lehrer Berufsver¬ 
bot. Dieses Verbot galt für staatliche 
Schulen, nicht aber für eine private 
Einrichtung aus der Kosmetik-Bran¬ 
che. Wie die Stuttgarter Zeitung (StZ) 
recherchierte, ist die Aktenlage im¬ 
mer noch diffus. Das Landesarchiv 
wurde unvollständig beliefert, denn 
im Kultusministe¬ 
rium lagert noch 
eine bislang un¬ 
bekannte Perso¬ 
nalakte. Selbst 
Kretschmann als 
erster Mann im 
Süd-West-Staat hatte bisher keine 
komplette Akteneinsicht. 

In Kretschmanns politischer Aus¬ 
richtung (Mitglied im Kommunis¬ 
tischen Bund Westdeutschlands = 
KBW) gab es einen Sinneswandel, 
der zur Abkehr „von diesem Club“ 
und doch noch zur Übernahme in 
den Schuldienst führte. Das Ober¬ 
schulamt stellte jedenfalls 1977 fest: 
„Durch die Stellungnahme von Herrn 
Kretschmann wurden die Zweifel an 
seiner Verfassungstreue ausgeräumt.“ 
Genau diese Akte mit dieser Aussage 
fehlt im Landesarchiv, könnte aber im 
Kultusministerium sein. Schon 1975 
hatte Kretschmann auf drei Seiten 
eine Stellungnahme zu seinem - letzt¬ 
endlich vorläufigen - Berufsverbot 
als Referendar abgeliefert. Es bleibt 
also zu klären, wie und warum aus 
Kretschmann, dem „Grundgesetz- 
Gegner“ ein „Verfassungsfreund“ 
(Kretschmann) wurde. 

Kretschmann lehnte als KBW- 
Mitglied das Grundgesetz ab. Das 
unterschied ihn von den Mitgliedern 
etwa der DKP oder des Marxisti¬ 
schen Studentenbundes (MSB) Spar¬ 
takus, die sich auf das Grundgesetz 
beriefen und in den Berufsverboten 
eine eklatante Verletzung des Grund¬ 
gesetzes sahen. 

Zu seiner eigenen Vergangenheit 
urteilte Kretschmann: „So jemand 
kann doch nicht in den Staatsdienst.“ 
Gleichzeitig sorgte er nicht für Trans¬ 
parenz - angeblich weil es keine Do¬ 
kumente mehr aus der Zeit gebe. 
Dem ist aber nicht so. Nach der Re¬ 


cherche der Stuttgarter Zeitung gibt 
es im Landesarchiv von Baden-Würt¬ 
temberg 2 000 Unterlagen zu den Be¬ 
rufsverboten allein im Ländle. Beson¬ 
ders eifrig wurde unter dem Ex-Nazi 
Hans Filbinger (1966-1978 CDU-Mi- 
nisterpräsident) verfolgt. Insgesamt 
gab es 11 000 Verfahren. 

Inzwischen ist der Ministerpräsi¬ 
dent zu der Auffassung gelangt, dass 
die hysterisch betriebenen Berufs¬ 


verbote wissenschaftlich aufgearbei¬ 
tet werden müssen. Die bundeswei¬ 
te Initiative gegen die Berufsverbote 
hatte 2012 anlässlich des 40. Jahres¬ 
tages des so genannten „Radikalen- 
Erlasses“ eine Aufarbeitung und Re¬ 
habilitierung der Opfer gefordert. 

Am Internationalen Tag der Men¬ 
schenrechte forderte die Initiative bei 
einer Kundgebung vor dem Landtag 
in Stuttgart die Landesregierung und 
die rot-grüne Parlamentsmehrheit 
auf, die Berufsverbotspraxis aus der 
CDU-Regierungszeit aufzuarbeiten 
und die Betroffenen zu rehabilitieren 


und zu entschädigen. Der Landtag in 
Hannover und die Bürgerschaft in 
Bremen sind dafür Vorbild. Solidari¬ 
tät gab es von den Gewerkschaften 
Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
und ver.di. Auch im damaligen Or¬ 
ganisationsbereich von ver.di gab es 
Berufsverbote. So durften nicht nur 
Lehrerinnen ihre Berufe nicht mehr 
ausüben, sondern auch Hochschul¬ 
lehrer, Postbeamte in der Briefzustel¬ 
lung, Justizangestellte, Beschäftigte in 
Arbeitsämtern, beim Zoll oder Loko¬ 
motivführer. Für ver.di sprach Cuno 
Hägele vom Bezirk Stuttgart. 

Schon am 10. November 2011 be¬ 
schloss die Bremer Bürgerschaft mit 
den Stimmen aller Fraktionen ein¬ 
stimmig: „Die Bürgerschaft fordert 
den Senat auf, die Richtlinien über 
das Verfahren bei Feststellung des 
Erfordernisses der Verfassungstreue 
von Bewerber/innen für den öffent¬ 
lichen Dienst’, Fassung vom Februar 
1983, aufzuheben. Die Bürgerschaft 
bittet den Senat, in geeigneter Weise 
mit den Betroffenen einen ideellen 
Abschluss zu suchen.“ 

In ihrer Rede erinnerte die Stutt¬ 
garter GEW-Landesvorsitzende 
Doro Moritz an das Ziel des soge¬ 
nannten Radikalenerlasses: „Vor 
allem ,linksverdächtige’ Menschen 
sollten aus dem öffentlichen Dienst 
entfernt werden. 3,5 (nach anderen 
Quellen 1,4) Millionen Regelanfra¬ 
gen beim Verfassungsschutz, 11 000 
Verfahren wegen Tätigkeitsverbot, 
2 200 Disziplinarverfahren, 1 250 
(nach anderen Quellen 1 100) Ab¬ 


lehnungen von Bewerberinnen und 
Bewerbern sowie 265 Entlassungen 
aus dem öffentlichen Dienst waren 
die Folge.“ Zu den Folgen führte sie 
aus: „Der Radikalenerlass rief - auch 
international - große Empörung her¬ 
vor. Schon 1987 verurteilte die Inter¬ 
nationale Arbeitsorganisation (ILO) 
der UNO die Berufsverbote als Ver¬ 
stoß gegen die Konvention 111 über 
die Diskriminierung in Beschäftigung 


und Beruf. Die Betroffenen sind bis 
heute nicht rehabilitiert. Sie sind auch 
nicht für das ihnen zuteil gewordene 
Unrecht entschädigt worden.“ 

Die Stellungnahme des DGB aus 
dem Bezirk Niedersachsen, aus Bre¬ 
men und Sachsen-Anhalt und der 
Mitgliedsgewerkschaften bezieht sich 
auf den Antrag der Fraktionen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen im 
Landtag in Hannover. 

Gefordert werden konkrete Maßnah¬ 
men: 

★ Prüfung von Nachversicherungs¬ 
möglichkeiten in der Gesetzlichen 

Rentenversiche¬ 
rung und deren 
Umsetzung durch 
das Land. 

★ Rentnerinnen 
und Rentnern, de¬ 
ren Renten unwi¬ 
derruflich beschieden sind, über eine 
Fondslösung einen finanziellen Aus¬ 
gleich zu ermöglichen. 

★ Anerkennen von Zeiten als ruhe¬ 
gehaltsfähig für Beamtinnen und Be¬ 
amten im Dienst- Ruhestandsbeam¬ 
tinnen und -beamten über die Fonds¬ 
lösung einen Nachteilsausgleich zu 
ermöglichen. 

★ Hinterbliebene (Ehe- und Le¬ 
benspartnerinnen und Kinder) ana¬ 
log in die Fondslösung einzubezie¬ 
hen. 

Es geht also um weit mehr als nur 
um eine wissenschaftliche Aufarbei¬ 
tung der Berufsverbote. Nach dem 
„Verursacherprinzip“ dürfen die Mi¬ 
nisterpräsidenten von Baden-Würt¬ 
temberg, Niedersachsen und den 
anderen Ländern es nicht bei einer 
„Entschuldigung“ für den politischen 
und materiellen Schaden bewenden 
lassen. Zur politischen Schadens¬ 
begrenzung gehört die Rehabilitie¬ 
rung der Betroffenen, zum materiel¬ 
len Schaden der Schadensausgleich. 
Das ist umso dringlicher, da durch 
Rentenminderung und Minderung 
beim Ruhegehalt eine lebenslange 
Bestrafung von monatlich mehr als 
800 Euro wirkt. 

Die DKP begrüßt, dass mehr als 
40 Jahre nach der Installierung der 
Berufsverbote jetzt endlich Bewe¬ 
gung wenigstens auf der Ebene der 
Landesparlamente aufgekommen ist, 
die darauf zielt, den „Irrtum“ (Willy 
Brandt) und seine Folgen aufzuar¬ 
beiten. Patrik Köbele, Vorsitzender 
der DKP: „Wir kritisieren gleich¬ 


wohl, dass es für das angerichtete 
Unrecht keine Entschädigung geben 
soll. Die Berufsverbote hatten die 
Aufgabe, die Zerstörung demokra¬ 
tischer Rechte durch oftmals soziale 
Perspektivlosigkeit der Opfer abzu¬ 
sichern. Wir werden die Politiker auf 
Bundes- und Landesebene nicht aus 
der Pflicht entlassen Gerechtigkeit 
herzustellen!“ 

Uwe Koopmann 
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des Winfried Kretschmann 
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„Humanität, Respekt, Vielfalt" 

Großdemonstration in München „gegen die Idiotisierung des Abendlandes“ 
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Anti-Pegida-Demonstation in Dresden 22.12.2014 


Alle Erwartungen der Veranstalter wur¬ 
den übertroffen, als sich am 22.12.14 um 
18.00 Uhr vor der Bayerischen Staats¬ 
oper am Max-Josephs-Platz in München 
über 20 000 Menschen zu einer Kund¬ 
gebung trafen. Unter dem Motto „Platz 
da für Flüchtlinge - gemeinsam gegen 
Pegida, Rassismus und Hetze“ hatten 
mehrere Organisationen, Kabarettisten 
und Einzelpersonen aufgerufen, gegen 
die „dumpfen Rattenfänger von AfD 
und Pegida“, so der Sprecher von Pro 
Asyl, zu demonstrieren. Zwischen den 
Säulen der Staatsoper hingen Transpa¬ 
rente mit der Aufschrift „Humanität, 
Respekt, Vielfalt“. An der Fassade des 
benachbarten Residenztheaters war 
zu lesen „Gegen die Idiotisierung des 
Abendlandes.“ Auf den Stufen des Na¬ 
tionaltheaters traten Chor und ein Or¬ 
chester der Oper auf und intonierten 
„Freude schöner Götterfunken“. Claus 
von Wagner und Max Uthoff, Konstan¬ 
tin Wecker und die Sportfreunde Stil¬ 
ler u.a. sorgten für eine polit-kulturelle 
Umrahmung der Kundgebung, die die 
Teilnehmenden begeisterte. Wecker un¬ 
ter tosendem Beifall: „Wir unterschei¬ 
den nicht zwischen Kriegs- Wirtschafts¬ 
oder anderen Flüchtlingen. Alle sind 
hier willkommen ... Nicht die Islami- 
sierung bedroht uns, sondern der Fi¬ 
nanzmarktkapitalismus, der diese Ge¬ 
sellschaft unterminiert.“ 

Oberbürgermeister Dieter Reiter 
betonte, dass ein Drittel der Bürger 
Münchens einen Migrationshinter- 


UZ: Am 12 . Januar will ein Netzwerk 
mit Namen „Düsseldorf gegen die Isla- 
misierung des Abendlandes“ (Dügida) 
erneut in der nordrhein-westfälischen 
Landeshauptstadt aufmarschieren. 
Beim letzten Aufmarsch vor einigen 
Wochen erschienen nur rund 400 Rech¬ 
te. Warum gelang es den lokalen Able¬ 
gern des Dresdner „Pegida“-Netzwerks 
bisher nicht, deren Mobilisierungserfol¬ 
ge auch in NRW zu erreichen? 

Thomas Zmrzly: Dazu muss man erst¬ 
mal feststellen, dass sich in der ganzen 
Republik die islamfeindlichen Einstel¬ 
lungen prozentual kaum unterschei¬ 
den. 20 Jahre antimuslimischer Hetze 
durch Medien und etablierte Politik 
haben den Boden bereitet, auf dem 
jetzt „PEGIDA‘ in Dresden stattfin¬ 
den kann. Trotzdem 
gibt es bisher jeden¬ 
falls grundsätzliche 
Unterschiede zwi¬ 
schen Dresden und 
dem Rest der Re¬ 
publik. Ob sich hier 
tatsächlich Ost-West-Unterschiede 
manifestieren, oder ob es mit der ganz 
spezifischen Mobilisierungsfähigkeit in 
Dresden in Zusammenhang steht, wird 
sich spätestens am 12. Januar zeigen, 
wenn nochmals in Rostock und erst¬ 
mals in Feipzig Kundgebungen statt¬ 
gefunden haben werden. 

Außerdem sollte nicht vergessen 
werden, dass die NPD zehn Jahre im 
Fandtag in Sachsen gesessen hat. Das 
hat mit Sicherheit seine Wirkung erzielt, 
insbesondere die Kampagnen gegen 
„Ausländerkriminalität“ und „Asylan¬ 
tenflut“. Das heißt aber nicht, wie in vie¬ 
len Medien und auch in Teilen der Lin¬ 
ken fälschlicherweise kolportiert wird, 
dass die Neonazis in Dresden Drahtzie¬ 
her der Proteste im Hintergrund seien. 

Was wir für NRW festhalten können 
ist hingegen, dass es bisher eben nicht 
gelang, über die organisierten Kreise 
der Parteien „Die Rechte“, Hooligans 
und „Pro NRW“ hinaus Leute zu mo¬ 
bilisieren. Das liegt sicherlich auch dar¬ 
an, dass diese organisierte Neue Rechte 
noch auf Kameradschaften und Hooli¬ 
gans angewiesen ist. Solange die Neue 
Rechte sich nicht vom historischen Fa¬ 
schismus löst, bleibt sie in deren Gefan- 


grund haben, dass München bunt bleibt 
und für die Demagogie von Pegida hier 
kein Platz ist. Mehrere Rednerlnnen 
wiesen darauf hin, dass es problema¬ 
tisch sei, wenn jene Politiker mit Blick 
auf Pegida die Sorgen der Bürger ernst 
nehmen wollten, die selbst mit ihrer Po¬ 
litik eben diese Sorgen hervorriefen. 
Max Uthoff in seiner Ansprache: Der 


genschaft und stößt damit Konservative 
und Wählerinnen und Wähler der AfD 
ab. Zuletzt hat auch sicherlich die breite 
politische Debatte und frühzeitige Mo¬ 
bilisierung wie in Bonn dazu beigetra¬ 
gen die Beteiligung an den antimusli¬ 
mischen Aufmärschen klein zu halten. 

UZ: Betrachtet man das Teilnehmer¬ 
spektrum bei derlei Aufmärschen in 
den alten Bundesländern, fällt tatsäch¬ 
lich auf, dass dort nur wenige Durch¬ 
schnittsbürger zugegen sind. Trügt die¬ 
ser Eindruck? 

Thomas Zmrzly: Nein, überhaupt nicht. 
Uns ist bei dem vergangenen Aufmarsch 
am 8. Dezember aufgefallen, dass es 
sich bei den Teilnehmenden mehrheit¬ 
lich um organisierte Rechte handel¬ 
te. Nach Ende der 
Kundgebung vor 
dem Landtag in 
Düsseldorf konnten 
wir uns ein eigenes 
Bild der Teilneh¬ 
merinnen und Teil¬ 
nehmer machen. So war z.B. die Par¬ 
tei „Die Rechte“ aus Dortmund und 
Hamm mit ihrem Umfeld angetreten, 
wie auch Hooligans aus dem Kölner 
Raum. Unorganisierte tröpfelten nur 
sehr vereinzelt an uns vorbei. 

UZ: Ist der Kampf gegen eine von den 
„ Pegida “-Netzwerken ausgemachte „ Is- 
lamisierung“ denn wirklich das verbin¬ 
dende Moment dieser Demonstranten? 

Thomas Zmrzly: In gewisser Weise ja. 
Da gibt es einmal die aktuelle „Bedro¬ 
hung“ durch den IS, der das Thema 
aktuell wieder auf die Tagesordnung 
gesetzt hat. Hinzu kommt die Furcht 
vor der vermeintlichen Übernahme 
des Abendlandes durch den Islam im 
Innern, wie sie sich etwa in Mobili¬ 
sierungen gegen Moscheebauten usw. 
ausdrückt. Das Ganze wurde und wird 
begleitet durch Feindbildkonstruktion 
in Medien und zuletzt z.B. sehr pro¬ 
minent durch den SPD-Politiker Thi¬ 
lo Sarrazin. Konkret verbunden wird 
es natürlich auch mit der Kampag¬ 
ne gegen Flüchtlinge und gegen das 
Recht auf Asyl. Dabei wird versucht, 
die Verantwortung für die sozialen 


christliche Fanatiker aus Dresden, der 
uns Sorgen macht, ist Joachim Gauck. 

Kirchenvertreter aller Konfessi¬ 
onen in München schlossen sich der 
Kundgebung an und plädierten für To¬ 
leranz und Solidarität im Umgang mit¬ 
einander. Viele Fahnen der SPD, Die 
Linke, Grüne, DKP, SDAJ, der Piraten, 
Gewerkschaften, der Jusos, türkischer 


Missstände auf Muslime, Flüchtlinge 
und Zuwanderung generell zu über¬ 
tragen. Das reicht von der Angst vor 
der sozialen Deklassierung bis hin zur 
Tatsache, die der Bielefelder Soziolo¬ 
ge Wilhelm Heitmeyer in einer Lang¬ 
zeitstudie formuliert hat, indem er fest¬ 
stellte, dass „große Teile der bürgerli¬ 
chen Mittelschicht“ dabei seien „sozial 
zu verrohen“. Und statt wie früher im 
Nazijargon von der biologischen „Min¬ 
derwertigkeit“ bestimmter Gruppen zu 
sprechen, gehört die Zukunft dem Kul¬ 
turkampf, der mal mehr, mal weniger 
rassistisch aufgeladen wird. 

UZ: Trägt die politische Linke eine Mit¬ 
verantwortung, da sie vielerorts etwa die 
Ablehnung des Kapitalismus bestenfalls 
zaghaft propagiert und sich stattdessen 
nicht selten Befindlichkeiten und Ni¬ 
schenthemen widmet? 



Thomas Zmrzly ist Sprecher des „Duis¬ 
burger Netzwerkes gegen Rechts“. 
http://netzwerk-gegen-rechts.org 


Thomas Zmrzly: Ja und Nein. Natür¬ 
lich muss sich die politische und gesell¬ 
schaftliche Linke den Alltagsfragen der 
Bevölkerung zuwenden, und gegen die 
Auswirkungen des Neoliberalismus Wi¬ 
derstand organisieren, statt auf „rot-rot- 
grüne“ Regierungsoptionen zu schielen, 
wie es die Partei „Die Linke“ im Osten 
der Republik tut. Andererseits reicht 
das alleine nicht aus, um die Gefahren 
die von der Neuen Rechten, besser be¬ 
kannt als Rechtspopulisten, ausgehen 
zu beantworten. Dafür müssen Linke 


und kurdischer Organisationen signa¬ 
lisierten ein breites Bündnis gegen Pe¬ 
gida und rechte Hetze. 

Die Kundgebung der über 20 000, 
nach Polizeiangaben sollen es angeb¬ 
lich nur 12 000 gewesen sein, war ein 
starkes Signal gegen Rassismus und 
Ausländerfeindlichkeit. 

Walter Listl 


im allgemeinen vielmehr mit alten Ge¬ 
wissheiten brechen und die Zusammen¬ 
arbeit mit den Angegriffenen suchen. 
Insbesondere mit Muslimen und Zu¬ 
wanderern aus Südosteuropa. 

UZ: Warum wurden antifaschistische 
Organisationen von den antimuslimi¬ 
schen Aufmärschen derart kalt erwischt? 

Thomas Zmrzly: Ich würde behaupten, 
dass die Mehrheit der Linken selbst an¬ 
timuslimische Vorbehalte hat. Aus einer 
falsch verstandenen Religionskritik po¬ 
sitionierte man sich dann wie zum Bei¬ 
spiel in Köln gegen Hooligans und Sala- 
fisten. Niemand in der Linken käme auf 
die Idee, gegen das Judentum oder Strö¬ 
mungen des orthodoxen Judentums zu 
mobilisieren. Diese falsch verstandene 
Religionskritik führt in der Folge dazu, 
dass insbesondere das Feindbild Islam 
in der linken Bewegung weitgehend un¬ 
terbelichtet geblieben ist. Gerade die 
Transformationen der faschistischen Be¬ 
wegungen in Europa oder auch das Ver¬ 
schwinden derselben durch den Aufstieg 
der Neuen Rechten wie Geert Wilders in 
den Niederlanden oder der FPÖ in Ös¬ 
terreich wurde nie wirklich verstanden 
und in konkrete Politik umgesetzt. 

UZ: Welche Gegenstrategie im Umgang 
mit den Rechten empfehlen Sie? 

Thomas Zmrzly: Zum einen muss end¬ 
lich damit begonnen werden, mit den 
Betroffenen den Widerstand zu organi¬ 
sieren. Zusammen mit Muslimen gegen 
die Islamophobie, wie auch mit den Zu¬ 
gewanderten aus Südosteuropa gegen 
den Antiromaismus. Dazu muss sich die 
linke und antifaschistische Bewegung 
endgültig von den sogenannten „An¬ 
tideutschen“ bzw. neoliberalen Kriegs¬ 
treibern und Rassisten trennen, die sie 
lange in ihren Reihen geduldet hat. So 
wie sie Hartz IV und der Privatisierung 
den Kampf angesagt hat, muss sie sich 
auch gegen NATO und Bundeswehrein¬ 
sätze wehren. Wenn sie das ehrlich, kon¬ 
tinuierlich und konkret auf der Straße 
miteinander verbindet, wird sie eine so¬ 
ziale und demokratische Perspektive er¬ 
öffnen können, jenseits von Großer Ko¬ 
alition und Rechtspopulismus. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Fluchtursachen bekämpfen 

Mit deutlichen Worten hat die Links¬ 
partei-Bundestagsabgeordnete Sevim 
Dagdelen die Migrationspolitik der 
Bundesregierung kritisiert. Diese habe 
„immer wieder den Popanz der Integ¬ 
rationsverweigerung und einem gravie¬ 
renden Missbrauch von Sozialleistun¬ 
gen durch Migranten mit aufgebaut“. 
Mit angeblicher Integrationsverweige¬ 
rung wurde 2011 die Verschärfung des 
Aufenthaltsrechts begründet. Von ge¬ 
sellschaftlicher Stigmatisierung beson¬ 
ders betroffen seien Flüchtlinge, Musli¬ 
me sowie Sinti und Roma, konstatierte 
Dagdelen weiter. 

Erst vor einem Jahr hatte die CSU 
eine hetzerische Debatte unter dem 
Motto „Wer betrügt, der fliegt“ gegen 
Menschen vor allem aus Rumänien 
und Bulgarien losgetreten und damit 
den Eindruck erweckt, als stünden die 
deutschen Sozialkassen wegen der Ein¬ 
wanderer kurz vor dem Kollaps. 

„Die Bundesregierung muss end¬ 
lich die Fluchtursachen und nicht die 
Flüchtlinge bekämpfen. Sie muss die 
diskriminierenden Gesetze wie das 
Asylbewerberleistungsgesetz abschaf¬ 
fen“. Deutschland brauche eine soziale 
und gerechte Politik, sowohl für Flücht¬ 
linge als auch hier lebende Migranten, 
sowie ein integrierendes Schulsystem, 
eine gesetzliche Ausbildungsplatzum¬ 
lage, die Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns und die Umwandlung 
von Minijobs in sozialversicherungs¬ 
pflichtige Beschäftigungsverhältnisse. 
„Das käme allen in Deutschland leben¬ 
den Menschen zugute“, so die Bundes¬ 
tagsabgeordnete weiter, (bern) 

Plickert einladen? 

Mehrere antifaschistische Organisa¬ 
tionen haben in einem Offenen Brief 
harsche kritik an einer geplanten Ver¬ 
anstaltung des Düsseldorfer „Rosa 
Luxemburg-Clubs“ geübt, der für den 
26. Januar des kommenden Jahres zu 
einer Diskusionsveranstaltung unter 
anderem mit dem stellvertretenden 
Bundesvorsitzenden der Gewerkschaft 
der Polizei (GdP), Arnold Plickert, ein¬ 
lädt, um über Hooligans und rechte Ge¬ 
walt zu diskutieren. 

„Bereits die Idee erscheint uns ab¬ 
surd. Die GdP ist für uns kein gewerk¬ 
schaftlicher Gesprächspartner, sondern 
eine Lobbyvereinigung der Polizei, die 
immer wieder brutale Polizeieinsätze 
verteidigt, unsere Kampagnen wie die 
antifaschistischen Blockaden des Nazi¬ 
aufmarsches in Dresden schon im Vor¬ 
feld diskreditiert und härtere Einsatz¬ 
mittel für Polizeibeamte fordert“, kri¬ 
tisieren verschiedene Antifagruppen. 

Auch üben die Organisationen Kri¬ 
tik an Arnold Plickert selbst, da dieser 
sich in diese politische Linie der GdP 
voll einfüge. Als die NRW-Landtags¬ 
fraktion der Linkspartei 2011 ange¬ 
sichts der potenziell tödlichen Wirkung 
von Pfefferspray einen Antrag stellte, 
den Einsatz des chemischen Kampf¬ 
stoffs gegen Menschen zu verbieten, 
habe Plickert im Innenausschuss des 
Landtags den Einsatz von Pfefferspray 
gegen Demonstranten und Fußball¬ 
fans verteidigt. Vehement setze er sich 
auch für die Vorratsdatenspeicherung 
ein. Nachdem der §113 StGB „Wi¬ 
derstand gegen Vollstreckungsbeam¬ 
te“ geändert und die Höchststrafe von 
zwei auf drei Jahren angehoben wur¬ 
de, habe Plickert dies als nicht ausrei¬ 
chend kritisiert und stattdessen eine 
Anhebung der Mindeststrafe auf drei 
Monate Haft gefordert, so die Antifa¬ 
gruppen weiter. 

„Wir haben nichts mit denjenigen 
zu bereden, die uns gegenüber Gewalt 
androhen, durchsetzen und rechtferti¬ 
gen. Und wir möchten auch Euch nach¬ 
drücklich empfehlen, Euer Veranstal¬ 
tungskonzept zu ändern“, stellen die 
Organisationen außerdem klar und for¬ 
dern die Ausladung Plickerts von der 
Veranstaltung. „Denn es waren anti¬ 
faschistische Initiativen, Journalisten 
und Wissenschaftler, die kontinuierlich 
rechte Gewalt dokumentiert und Auf¬ 
klärungsarbeit geleistet haben, wäh¬ 
rend die Polizei sich auf dem rechten 
Auge wiederholt als (bewusst?) blind 
erwiesen hat, ob bei der neonazisti¬ 
schen Szene in Dortmund oder rech¬ 
ten Hooligans“, konstatieren die Anti¬ 
fagruppen weiter, (bern) 


„Pegida“& Co marschieren weiter 

Linke muss mit den Angegriffenen Zusammenarbeiten 


Das Ganze wird 
begleitet von einer 
Feindbildkonstruktion in 
Medien und Politik 
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Illusionslos und angstfrei 

Auf Seiten der USA besteht noch Lernbedarf 


Ende einer Ära 

Mit zeremoniellem Gepränge hat die 
Nato nach 13 Jahren ihren Kampf¬ 
einsatz in Afghanistan beendet. „Der 
heutige Tag markiert das Ende einer 
Ära - und den Beginn einer neuen“, 
sagte der Kommandeur der interna¬ 
tionalen Truppen, US-General John 
Campbell, am Sonntag in Kabul. An 
die Kampfmission „Isaf“ schließt sich 
nun der Ausbildungseinsatz „Resolu¬ 
te Support“ (Entschlossene Unterstüt¬ 
zung) an. Die Nato war in den vergan¬ 
genen 13 Jahren zeitweise mit 140 000 
Soldaten in Afghanistan, unter ihnen 
mehr als 5 000 Deutsche. 55 deutsche 
Soldaten ließen dort ihr Leben. Insge¬ 
samt wurden rund 3 500 Isaf-Soldaten 
getötet. 

Boko-Haram greift Kamerun an 

Die Streitkräfte Kameruns haben 
nach eigenen Angaben am Sonntag 
im Norden einen Angriff von mehr 
als 1 000 Kämpfern der islamistischen 
Terrorgruppe Boko Haram zurückge¬ 
schlagen. Die aus dem Nachbarland 
Nigeria kommenden Kämpfer über¬ 
rannten frühmorgens einen grenzna¬ 
hen Militärstützpunkt, wurden jedoch 
mit Luftangriffen wieder vertrieben. 
Tausende Bewohner der Grenzregi¬ 
on in Kamerun sind Berichten örtli¬ 
cher Medien zufolge vor den jüngsten 
Kämpfen geflüchtet. Erst am Samstag 
waren bei einem der Terrorgruppe zu¬ 
geschriebenen Angriff auf ein Dorf in 
der Gegend 30 Menschen getötet wor¬ 
den. Boko Haram terrorisiert seit Jah¬ 
ren das westafrikanische Land Nigeria. 
Zuletzt hat die Organisation aber zu¬ 
nehmend versucht, auch den Norden 
Kameruns zu destabilisieren. 

Kritik an Rumäniens Präsident 

Rumäniens neuer Staatspräsident 
Klaus Iohannis steht in der Kritik, 
weil er einen Sympathisanten der 
1941 zerschlagenen rechtsradikalen 
Legionärsbewegung mit dem höchs¬ 
ten Staatsorden ausgezeichnet hat. 
Wie am Samstag bekannt wurde, be¬ 
anstandet das rumänische Zentrum 
gegen Antisemitismus die Ordensver¬ 
leihung an Octav Bjoza. Die Ehrung 
könne den Eindruck erwecken, dass 
Iohannis damit die „nationalistischen, 
faschistischen und kriminellen“ Legi¬ 
onäre geehrt habe. Iohannis hatte bei 
der Ordensverleihung an Bjoza gesagt, 
er wolle den Kampf der früheren po¬ 
litischen Gefangenen gegen die kom¬ 
munistische Diktatur würdigen. 

Neue Außenministerin 
in Venezuela 

Der venezolanische Präsident Madu- 
ro hat die frühere Kommunikations¬ 
ministerin Delsy Rodrfguez zur neuen 
Außenministerin des Landes ernannt. 
Ihr Amtsvorgänger Rafael Ramirez 
solle als Botschafter zu den Vereinten 
Nationen nach New York wechseln, 
teilte der Staatschef am 26. Dezember 
mit. Ramirez hatte sein Amt als Au¬ 
ßenminister erst vor gut drei Monaten 
angetreten. Ab 1. Januar ist Venezuela 
Mitglied im UN-Sicherheitsrat. 

Keine Neuwahl in Schweden 

Die Regierungskrise in Schweden ist 
beigelegt. Die Minderheitsregierung 
aus Sozialdemokraten und Grünen ei¬ 
nigte sich mit der Opposition auf eine 
langfristige Zusammenarbeit, um vor¬ 
gezogene Parlamentswahlen abzuwen¬ 
den. Gespräche mit der Allianz aus 
vier bürgerlichen Parteien hätten es 
möglich gemacht, dass Schweden auch 
in dieser neuen Lage regiert werden 
könne, sagte der sozialdemokratische 
Ministerpräsident Stefan Löfven am 
Samstag in Stockholm. 

Mit dem „Dezemberabkommen“ 
stellen die Parteien im Reichstag - 
mit Ausnahme der Linken und der 
rechtspopulistischen Schwedende¬ 
mokraten - sicher, dass Minderheits¬ 
koalitionen in Schweden auch künf¬ 
tig regieren können. Der Etat der 
rot-grünen Minderheitsregierung 
war Anfang Dezember im Parlament 
gescheitert, weil die Schwedendemo¬ 
kraten für den Vorschlag der Oppo¬ 
sition gestimmt hatten. Sie waren bei 
der Parlamentswahl im September mit 
13 Prozent der Stimmen drittstärkste 
Kraft geworden. 


D as Jahr hätte für Kuba kaum bes¬ 
ser enden können. Die Freilas¬ 
sung der drei noch in US-Haft 
verbliebenen „Helden der Republik“ 
Gerardo Hernändez, Ramön Labanino 
und Antonio Guerrero löste auf Kuba 
und bei der weltweiten Solidaritätsbe¬ 
wegung für die Befreiung der „Miami 
5“ eine wahre Welle der Freude und Ge¬ 
nugtuung aus. 

Freude für und mit den Angehöri¬ 
gen, von denen Adriana Perez in den 16 
Jahren seit der Inhaftierung am 12. Sep¬ 
tember 1998 nicht ein einziges Mal zu 
ihrem Ehemann Gerardo in die USA 


reisen durfte. Genugtuung, dass sich 
die Gerechtigkeit durchsetzen kann. 
Das umso mehr, wenn man bedenkt, 
dass von der damaligen Verhaftung der 
Beteiligten des „Wasp Networks“ zehn 
Männer betroffen waren und fünf von 
ihnen die Stärke nicht besaßen, sich für 
Jahre einsperren zu lassen, sondern ge¬ 
gen geringe Strafen mit den US-Behör- 
den kooperierten. Das „Wasp Network“ 
hatte sich in antikubanische Gruppen 
eingeschleust und Informationen über 
geplante Anschläge gegen kubanische 
Einrichtungen und Personen gesam¬ 
melt. Diese waren Mitte Juni 1998 an 
die US-Regierung übergeben worden - 
aber statt gegen die Terrorgruppen vor¬ 
zugehen, wurden die zehn Männer in¬ 
haftiert. Fünf von ihnen - auch Rene 
Gonzalez und Fernando Gonzalez, die 
nach vollständiger Verbüßung ihrer 
Strafen im Mai 2013 bzw Februar 2014 
nach Kuba zurückkehrten - blieben fest. 
Gewiss hätte jeder von ihnen in all den 
Jahren die Möglichkeit gehabt, seine 
Strafe durch ein öffentliches Bekennt¬ 
nis gegen Kuba erheblich abzukürzen, 
aber die Gewissheit auf der richtigen 
Seite der Geschichte zu stehen, war stär¬ 
ker. Auch hier zeigt sich, wie die Erzie¬ 
hung durch die Kubanische Revolution 
Menschen zu gesellschaftlichen Wesen 
macht. 

★ 

Dass es in den USA letztlich zu einem 
Umdenken kam, hat mit mehreren 
Faktoren zu tun. Einer der subjektiven 
Faktoren war dabei die gleichzeitige 
Freigabe des zu fünfzehn Jahren Haft 
verurteilten US-Agenten Alan Gross 
und eines weiteren US-Spions sowie 
anderer Personen mehr. Namhafte 
Zeitungen hatten sich allein aufgrund 
seines Falls nach jahrelangem Ver¬ 
schweigen der „Miami 5“ erst in den 
letzten Monaten dazu bequemt, über 
sie zu berichten und vorzuschlagen sie 
gegen Gross auszutauschen. Der innen¬ 
politische Druck war also gegeben. Da 
die Gespräche zwischen den USA und 
Kuba jedoch bereits monatelang liefen, 
bevor am 17. Dezember Barack Obama 
und Raul Castro parallel vor die Pres¬ 
se traten, kann aber davon ausgegan¬ 
gen werden, dass dieser Druck durch 
gezielte Indiskretion seitens der Oba- 
ma-Regierung künstlich erzeugt wur¬ 
de, um das Terrain diesbezüglich vor¬ 
zubereiten. 

Ein anderer subjektiver Faktor ist 
das bevorstehende Ende der Regie¬ 
rungszeit Obamas. Da er keine Wie¬ 


derwahl zu gefährden hatte, war der 
Zeitpunkt nun gut gewählt. Dass das 
Zugehen auf das sozialistische Kuba 
aber keine grundsätzliche Einsicht ist, 
zeigte sich schon tags darauf, als Oba¬ 
ma - sicher als Hinweis Richtung Re¬ 
publikanischer Partei und Militärisch- 
Industriellem Komplex - in Sachen So¬ 
ny-Film ohne jeden schlüssigen Beweis 
für deren Verwicklung in die Drohun¬ 
gen gegen die Filmvorführung verbale 
Stärke gegen die Koreanische Demo¬ 
kratische Volksrepublik zeigte. Denn 
für die Obama-Regierung dürften sich 
die Unterschiede zwischen Kuba und 


der KDVR in äußerst überschaubaren 
Grenzen halten. Auch angesichts der 
täglichen Mordbefehle im Rahmen der 
weltweiten Drohneneinsätze der USA 
gibt es keinen Grund den Friedensno¬ 
belpreisträger als in irgendeiner Art be¬ 
kehrt anzusehen, wie es aus manchen 
Kommentaren durchschimmert. 

Denn letztlich - und das ist ein objek¬ 
tiver Grund - war der Druck aus dem 
nicht mehr gar so willfährigen Hinter¬ 
hof „Lateinamerika/Karibik“ in den 
letzten Jahren immer größer geworden. 
Nicht nur, dass es kaum eine staaten- 
oder parteienübergreifende Erklärung 
aus der Region gab, in der nicht die 
unverzügliche Freilassung der Miami 
5 gefordert worden war, sondern vor 
allem die allseits geforderte Einbezie¬ 
hung Kubas in die OAS und ein Ende 
der Blockade, zeigte die zunehmen¬ 
de Isolierung der Vereinigten Staaten. 
Hier scheint sich tatsächlich der Prag¬ 
matismus durchgesetzt zu haben. 

★ 


Dass hier dennoch eine Menge Lernlü¬ 
cken bestehen, beweisen die Reaktio¬ 
nen auf Raul Castros Bemerkung, dass 
„wir tiefe Meinungsverschiedenheiten 
haben, hauptsächlich in den Bereichen 
nationale Souveränität, Demokratie, 
Menschenrechte und Außenpolitik“ - 
dass es nämlich in allen vier Bereichen 
erheblich mehr Probleme auf Seiten der 
USA gibt als bei Kuba, scheint nicht 
bei jedem bürgerlichen Kommentator 
so verstanden worden zu sein wie bei 
der Politologin Sarah Ganter, die im 
von der Friedrich-Ebert-Stiftung her¬ 
ausgegebenen „IPG-Journal“ unter der 
Überschrift „Wir sind doch alle Ame¬ 
rikaner“ (www.ipg-journal.de/kurzin- 
terview/artikel/wir-sind-doch-alle-ame- 
rikaner-724) auf die Frage „Castro hat 
Obama gegenüber angekündigt, er sei 
auch zu einem Dialog über Demokratie 
und Menschenrechte bereit. Was ist da 
zu erwarten?“ antwortet: „Wenn Havan¬ 
na von Dialog spricht, dann ist in jedem 
Fall ein Dialog auf Augenhöhe gemeint. 
Das heißt, Kuba würde sich dessen Be¬ 
dingungen nicht einfach diktieren las¬ 
sen, auch die Menschenrechtslage in 
den USA auf den Prüfstand stellen und 
möglicherweise Fragen wie Guantäna- 
mo, Flüchtlingspolitik, Polizeigewalt 
und Rassismus zum Gegenstand ma¬ 
chen. Es ist eher unwahrscheinlich, dass 
die USA an dieser Art von Austausch 
interessiert sind.“ Darauf ließe sich auf¬ 
bauen. 

★ 

Selbstredend ist mit den Erklärungen 
Obamas die feindliche Haltung des US- 
Imperialismus gegenüber der Revoluti¬ 
on und ihrer Führung nicht aufgehoben. 
Im Gegenteil, sie ist nun auf einer an¬ 
deren Ebene angekommen. Kaum war 
Obamas Rede verklungen, meldeten 
sich US-Senatoren zu Wort, unter ande¬ 
rem mit dem Hinweis auf Willy Brandts 
Politik gegenüber der DDR. Wandel 
durch Annäherung - damit ist der irra¬ 
tionalste Teil der US-Politik zwar über¬ 
wunden, aber das Ziel bleibt: die Ver¬ 
nichtung der Kubanischen Revolution. 

Die Bedingungen dazu können sich 
durch die bevorstehende Welle von Be¬ 
suchen von Bürger/innen der USA auf 
Kuba in der Tat verbessern, denn es wird 
gewiss nicht leichter, die damit verbun¬ 
dene Unterwanderung auf kulturellem 
und ideologischem Gebiet zu beherr¬ 
schen. Andererseits sind die Kommu¬ 
nistische Partei Kubas und die kubani¬ 
sche Regierung da gewiss illusionslos 
und angstfrei: Sie setzen zu Recht auf 
den Grad an Bewusstsein, der seit 1959 
geschaffen wurde. Die fünf Männer sind 
der beste Beweis. Günter Pohl 


Griechenland 
vor Neuwahl 

Syriza bald stärkste Kraft? 

Am Dienstag ist im griechischen Parla¬ 
ment der dritte Anlauf gescheitert, einen 
neuen Staatspräsidenten zu wählen. Der 
konservative Kandidat Stavros Dimas, 
früherer EU-Kommissar, verfehlte mit 
168 Stimmen abermals die notwendige 
Mehrheit von 180 der 300 Stimmen. Da¬ 
mit ist die Regierung Samaras geschei¬ 
tert. Am 25. Januar werden voraussicht¬ 
lich Neuwahlen stattfinden. Bei denen 
hat das „Bündnis der radikalen Linken“ 
Syriza unter seinem Vorsitzenden Alexis 
Tsipras gute Chancen, wie schon bei den 
EU-Wahlen stärkste Kraft zu werden. 
Tsipras hat angekündigt, über die Schul¬ 
den Griechenlands mit der EU und dem 
Internationalen Währungsfonds neu zu 
verhandeln und den „Sparkurs“ der Re¬ 
gierung Samaras zu verlassen. 

Ein Schreckensszenario für das Ka¬ 
pital. Folgerichtig stürzten die Kurse 
an der Athener Börse ab und der Euro 
rutschte auf ein Zweijahrestief. Es wird 
bereits jetzt Stimmung gemacht - eine 
Regierung, die sich gegen die Auflagen 
des „Kredithilfsprogramms“ stelle, wer¬ 
de die Europäische Zentralbank zur Ein¬ 
stellung der Finanzierung der griechi¬ 
schen Banken provozieren. Ein Ansturm 
auf die Banken wie 2012 in Zypern und 
im Sommer 2014 in Bulgarien werde die 
Folge sein und damit die Erdrosselung 
der griechischen Wirtschaft. 

Meinungsumfragen zufolge kann Sy¬ 
riza zur Zeit mit 27,2 Prozent der Stim¬ 
men rechnen und liegt damit um 3 Pro¬ 
zentpunkte vor der konservativen Nea 
Dimokratia. Nach dem griechischen 
Wahlsystem erhält die wählerstärkste 
Partei zusätzlich 50 Sitze. 


Na, geht doch! 

Erfolgreiche Streiks in 
Frankreich 

Die Notärzte in Frankreich haben mit ih¬ 
rem Streik einen „historischen“ Erfolg 
errungen. Gesundheitsministerin Ma- 
risol Tourraine konnte mit Dienstver¬ 
pflichtungen die Haltung der Notärzte 
nicht brechen. Sie machten Dienst nach 
Vorschrift unter Protest mit einem gro¬ 
ßen Abzeichen auf der Brust „Dienstver¬ 
pflichtet“. Noch am Montag vor Weih¬ 
nachten gab die Ministerin nach und 
war mit einer Vereinbarung einverstan¬ 
den, die Notruf-Organisationen Samu 
und Smur anzuweisen, spätestens am 1. 
Juli 2015 die geleisteten Arbeitszeiten 
der Notärzte zu werten, die wöchent¬ 
lich an 70 Stunden heranreichen. Die 
Arbeitszeit wird auf 48 Wochenstunden 
begrenzt, wobei 39 Stunden Dienst am 
Patienten in der Klinik und 9 Stunden für 
Verwaltungstätigkeiten vorgesehen sind, 
die zusätzlich vergütetet werden. Deren 
Höhe soll noch verhandelt und in einer 
Regierungsverordnung festgelegt wer¬ 
den. Eine Erhöhung der Vergütung für 
Bereitschaftszeiten war nicht drin. Die 
Gewerkschaften haben sich aus Gründen 
der beschränkten Haushaltsmittel in die¬ 
ser Frage kompromissbereit gezeigt. Die 
Arbeitszeit der Notärzte exakt zu um¬ 
grenzen, sei auch ein wichtiger Punkt, 
um neue Notärzte zu gewinnen, damit 
das Netz nicht weiter ausgedünnt werde. 

Ebenso noch vor Weihnachten haben 
die Beschäftigten der Souvenirläden zu 
Füßen des Eiffelturms einen „schönen 
Sieg“ errungen, so Remi Picaud, der Ge¬ 
werkschaftssekretär der Pariser Sektion 
der CGT (SU). Die Beschäftigten hat¬ 
te „die Schnauze voll“, aber Zorn allein 
genügt nicht: Sie streikten geschlossen. 
Viereinhalb Tage waren die Boutiquen 
in der winterlichen Hochsaison geschlos¬ 
sen, bis die Direktion reif war, mit der 
CGT eine Vereinbarung zu schließen, 
mit der die Beschäftigten 200 Euro 
brutto pro Monat mehr bekommen. Ein 
Durchbruch, der noch Nachahmung fin¬ 
den wird. Auch wenn die Beschäftigten 
eine Erhöhung von 300 Euro gefordert 
hatten, schätzt Picaud das Ergebnis als 
Erfolg ein, nachdem die Direktion erst 
durch den Streik zu Gesprächen bereit 
war. Georges Hallermayer 


Ein Sieg der internationalen Solidarität 


Die DKP beglückwünscht die Angehöri¬ 
gen, die Frauen, Eltern und Anverwand¬ 
ten der drei Kubaner, die in diesen Mo¬ 
menten ein Wiedersehen feiern dürfen. 
Und sie beglückwünscht das ganze ku¬ 
banische Volk! Heute wurde mit der Frei¬ 
lassung und der Rückkehr nach Kuba ein 
Kapitel abgeschlossen, das seinesglei¬ 
chen sucht. 

1998 sind fünf Kubaner unter fal¬ 
schen Anschuldigungen verhaftet wor¬ 
den. Nie hat das kubanische Volk den 
Glauben an die Freilassung verloren, so 
schwer es auch gewesen sein mag opti¬ 
mistisch zu bleiben. Zwei der fünf Män¬ 
ner, die nichts getan hatten als die US- 
Behörden über geplante Terroranschläge 
gegen Kuba zu informieren, hatten ihre 
gesamte Haftstrafe absitzen müssen 
und sind erst seit Kurzem frei. Die US-Re- 
gierung hat sich immer geweigert über 
vorzeitige Entlassungen nachzudenken. 

Der Sinneswandel bei der US-Regie¬ 
rung, der sich heute auch in der - par¬ 
allel von Raul Castro und Barack Obama 
vorgetragenen - Bekanntgabe einer be¬ 
vorstehenden Aufnahme von diploma¬ 
tischen Beziehungen zwischen beiden 
Staaten Platz schaffte, ist aufgrund der 
internationalen Solidarität hunderttau¬ 
sender Menschen, die sich seit mehr als 
fünfzehn Jahren bemühten überden Fall 
der Miami 5 zu informieren, zustande ge¬ 
kommen. Und er hat auch zu tun mit der 
zunehmenden Isolierung der USA in „ih¬ 


rem Hinterhof“ Lateinamerika. Mit kana¬ 
discher Vermittlung fanden Gespräche 
zwischen Kuba und den USA statt, die 
zum heutigen Ergebnis führten. 

Die anhaltende internationale Soli¬ 
darität hat ihren Teil beigetragen! Am 
Ende sind die letzten drei Helden auch 
deshalb frei gekommen, weil im Gegen¬ 
zug zwei US-Bürger, Alan Gross und ein 
weiterer kubanischstämmiger US-Agent 
gegen sie ausgetauscht wurden. 

Über die Vereinbarung hinaus bleibt 
aber noch einiges zu tun, und zwar von 
Seiten der Vereinigten Staaten: Die Blo¬ 
ckade, die seit 1962 die gleichberechtigte 
internationale Teilnahme Kubas an Poli¬ 
tik, Handel und Finanzgeschäften verhin¬ 
dert, muss beendet werden. Und für die 
Europäische Union bedeutet dieser erste 
Schritt der USA, dass sie den Anachronis¬ 
mus des so genannten „Gemeinsamen 
Standpunkts“ sofort beenden muss, will 
sie sich in einer Zeit des Dialogs selbst 
von Seiten der USA nicht länger der Lä¬ 
cherlichkeit preisgeben. 

Die DKP freut sich, dass ihre Mitglie¬ 
der von Beginn an und in unzähligen 
Stunden auf der Straße immer solida¬ 
risch waren und die gerechte Freilas¬ 
sung der Miami 5 gefordert haben. Wir 
sind stolz Teil dieses internationalen Rä¬ 
derwerks zu sein, das heute zu einem 
großen Tag für Kuba und die Menschen¬ 
rechte beigetragen hat. 

Essen, 17.12.2014 
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Kolumbiens Regierung bevorzugt Repression und Krieg 

Die FARC rufen eine unbefristete Feuerpause aus 


Ein C vor dem D 

im Neuformierungsprozess 



griff Kommandierenden zur Nachrich¬ 
tenagentur ANNCOL. 

In Havanna haben die FARC längst 
die politische Initiative gegenüber ei¬ 
ner Regierung, die Vorschläge nur als 
abzulehnen und nicht als vorzulegen 
interpretiert. Derzeit steht das The¬ 
ma der Opfer der diversen Formen 
des Krieges im Mittelpunkt der Ver¬ 
handlungen. Dabei wird deutlich, dass 
diese bis auf wenige Ausnahmen ein¬ 
seitig auf Seiten der unbewaffneten 
Bauern und Linken zu finden sind. Wo 
es zu ungerechtfertigten Übergriffen 
der FARC kam - meist der Undurch¬ 
sichtigkeit eines irregulären Kriegs 
geschuldet - hat die Guerilla auch die 
Größe von Havanna aus öffentlich um 
Verzeihung zu bitten und Gutmachung 
anzubieten, wie im Falle eines Angriffs 
auf eine Ortschaft, in der Paramilitärs 
die Einwohner/innen als Schutzschil¬ 
de missbraucht hatte. Bei einem An¬ 
griff einer FARC-Einheit waren dabei 
2001 viele Menschen ums Leben ge¬ 
kommen. 

Parallel zur kriegerischen Attitüde 
geht auch die Repression gegen die un- 
bewaffnete Linke weiter. Der Professor 
der Nationalen Universität und Kom¬ 
munist Miguel Angel Beiträn wurde 
Ende Dezember in einer Berufungsver¬ 
handlung zu mehr als acht Jahren Haft 
verurteilt, nachdem ein Gericht ihn im 
Juni 2011 von den falschen Anschuldi- 


Dass sich die PCdl - anders als Rifo- 
ndazione - als Partei insgesamt per Be¬ 
schluss und nicht nur über die autonome 
Initiative ihrer Mitglieder zum Appell für 
den Wiederaufbau der KP bekannt hat, 
lässt eine Einsicht in die Notwendigkeit 
der Etablierung einer klassenorientier¬ 
ten Politik erahnen. Möglichkeiten hierzu 


Z um wiederholten Male haben die 
Revolutionären Streitkräfte Ko¬ 
lumbiens (FARC-EP) einen ein¬ 
seitigen Waffenstillstand ausgerufen, 
der seit dem 20. Dezember gilt. Und 
zum wiederholten Male hat die Regie¬ 
rung Kolumbiens es nicht für nötig ge¬ 
halten darauf einzugehen. 

In der Erklärung vom 17. Dezem¬ 
ber schlagen die FARC die Überwa¬ 
chung der Waffenstillstands, der von ih¬ 
rer Seite aus eine unbefristete Unter¬ 
lassung aller offensiven Handlungen 
einschließt, durch UNASUR, CELAC, 
das Internationale Komitee des Roten 
Kreuzes und der Organisation „Breite 
Front für den Frieden“ vor, unterstützt 
durch „das souveräne Volk“. Doch die 
Regierung lehnt eine Einstellung von 
Angriffen ihrerseits ab. Selbst wenn es 
derzeit keine Gespräche über einen 
Friedensschluss zwischen den Kriegs¬ 
parteien gäbe wie sie seit über zwei 
Jahren in Havanna, vermittelt von den 
Regierungen Kubas und Norwegens, 
stattfinden - die Ablehnung einer Feu¬ 
erpause ist ein Schlag ins Gesicht aller 
Menschen, die in Städten und ländli¬ 
chen Regionen des südamerikanischen 
Landes unter den Folgen der seit 1948 
anhaltenden Auseinandersetzungen 
leiden. Aber unter Bedingungen einer 
Suche nach Lösungen zur Beendigung 
des Konflikts wirft die Haltung der Re¬ 
gierung Fragen auf, was genau sie will. 


Italiens Kommunisten 

Es ist keine Besonderheit im politi¬ 
schen System Italiens, dass sich Partei¬ 
en spalten und vereinigen, sich auflösen 
und neu zusammenfügen, oder dass alte 
Parteien unter neuem Namen und neue 
Parteien unter altem Namen die Szene 
betreten. Die jüngste Veränderung der 
politischen Landschaft beansprucht 
jedoch für sich selbst ei¬ 
nen gravierenden Unter¬ 
schied darzustellen: Am 
20. Dezember 2014 tra¬ 
fen sich die Unterstütze¬ 
rinnen und Unterstützer 
des unter anderem von 
dem Philosophen Dome¬ 
nico Losurdo initiierten 
Appells für den Wieder¬ 
aufbau der Kommunisti¬ 
schen Partei im Land in 
Rom zu einer nationalen 
Konferenz. Der Aufruf 
war in der Zwischenzeit 
von circa 1 000 Personen 
unterzeichnet worden. 

Unter ihnen befinden sich 
Genossinnen und Genos¬ 
sen sowohl der Partei der 
italienischen Kommu¬ 
nisten PdCI (Partito dei 
Comunisti Italiani) als auch der Partei 
der kommunistischen Neugründung 
(Partito della Rifondazione Comunis- 
ta), aber auch parteilose Linke unter 
anderem aus den Gewerkschaften. Die 
Versammlung beschloss die Gründung 
einer Vereinigung, die dem Zweck des 
Aufrufs dienen soll. 

Bereits Ende November hatte die 
PdCI ihre Umbenennung als Bekenntnis 
zum Neuformierungsprozess bekanntge¬ 
geben. Durch eine Änderung der Buch¬ 
stabenreihenfolge wird aus PdCI nun 
PCdl, die Kommunistische Partei Itali¬ 
ens (Partito Comunista dTtalia). Bis auf 
das Kürzel und das Parteisymbol, wel¬ 
ches durch eine modifizierte Version des 
Logos der 1991 aufgelösten PCI (Partito 
Comunista Italiano) ersetzt wird, ändert 
sich zunächst noch nicht viel. Die Struk¬ 
turen werden zunächst in ihrer derzei¬ 
tigen Form belassen und die gewählten 
Organe mit dem Metallarbeiter Cesare 
Procaccini als Generalsekretär an der 
Spitze bleiben im Amt. Dieser bezeich- 
nete die Versammlung in Rom als „so¬ 
liden Grundstein des Wiederaufbaus“, 
demnach also als dessen Anfang. Faus- 
to Sorini, in den Leitungsgremien der 


Denn deutlich bleibt, dass erstens 
die Generalität Präsident Juan Manu¬ 
el Santos offenbar erfolgreich glauben 
machen kann, dass der Krieg zu gewin¬ 
nen ist und zweitens der Präsident be¬ 
müht ist, dem Volk vorzuspiegeln, dass 
die Guerilla nur deshalb in Havanna 
verhandelt, weil sie geschwächt sei. Das 
Gegenteil ist der Fall: Dass die Regie¬ 
rung in Havanna sitzt, trotz der Milliar¬ 
den aus dem Etat des Kolumbienplans 
der USA, trotz der medialen, militäri¬ 
schen und strukturellen Vorteile, ist ein 
Zeichen ihrer eigenen Schwäche. Nicht 
der des Gegners, der sehr zuverlässig 
auf die Unterstützung Hunderttausen¬ 
der im Volk bauen kann. 

Die FARC zeigen zwischendurch 
immer mal wieder, dass militärisch mit 
ihnen zu rechnen ist, auf dass keine 
Missverständnisse aufkommen. Im No¬ 
vember griff man auf einer Insel im Pa¬ 
zifik an, wo die USA seit einigen Jahren 
in der Malaga-Bucht eine ihrer sieben 
Militärbasen haben. Bereits im Zwei¬ 
ten Weltkrieg, als sie auch die Galäpa- 
gos-Inseln dafür benutzten, wollten die 
USA dort einen Stützpunkt errichten. 
Die Insel Gorgona liegt 35 Kilometer 
vor der Küste; die FARC schlagen den 
Abzug der US-Marines und stattdessen 
eine touristische Nutzung von Gorgona 
vor. Auch darüber werde im Rahmen 
von Nachkriegsszenarien in Havanna 
gesprochen, sagte einer der den An- 


PCdl für internationale Beziehungen 
zuständig, klang da schon euphorischer: 
„Im Saal war der Gutteil eines poten¬ 
tiellen Zentralkomitees einer Kommu¬ 
nistischen Partei versammelt, die ihren 
Namen verdient und wie wir sie seit 
Jahrzehnten in Italien nicht mehr ge¬ 
habt haben.“ 


Ein Knackpunkt in der Frage der 
Einheit der italienischen Kommunisten 
bleibt die Haltung zur Europäischen 
Linkspartei (EL). Die Rifondazione 
ist Vollmitglied der EL. Nachdem sich 
der einstige Parteichef Fausto Bertinot- 
ti, der laut Losurdo wahrscheinlich „nie 
ein Kommunist gewesen“ ist, aus der 
Politik zurückzog, sich die Hoffnung 
auf die globalisierungskritische Bewe¬ 
gung als Ersatz für das revolutionäre 
Subjekt als trügerisch erwies und die 
Druckausgabe der Parteizeitung Li- 
berazione eingestellt wurde, erscheint 
Rifondazione konzeptlos. Die PCdl 
besitzt Beobachterstatus bei der EL, 
hat aber auch schon ihre ganz eigene 
Erfahrung mit den dort dominanten 
Kräften gemacht: Bei der Aufstellung 
der für das Bündnis „Für ein anderes 
Europa mit Alexis Tspiras“ Kandidie¬ 
renden im Vorfeld der letztjährigen 
Europa-Wahlen waren die kommunis¬ 
tischen Vorschläge nicht berücksich¬ 
tigt und die damalige PdCI, nachdem 
sie das Verfahren kritisiert hatte, von 
den italienischen Fans des griechischen 
SYRIZA-Chefs komplett von der Liste 
ausgeschlossen worden. 


bieten sich inzwischen ebenfalls: Obwohl 
die mit der Konkursmasse der PCI wu¬ 
chernde Demokratische Partei (PD) von 
Regierungschef Renzi die Regionalwah¬ 
len in der ehemals roten Region Emilia- 
Romagna im vergangenen Herbst formal 
für sich entschied, entpuppte sich die Ab¬ 
stimmung in Wirklichkeit wegen einer 
historisch niedrigen Wahlbeteiligung 
dennoch als Debakel. Die Enttäuschung 
über die Sozialliberalen hielt viele Wäh¬ 
lerinnen und Wähler komplett von den 
Urnen fern und links scheint ein Platz frei 
zu werden, den eine KP besetzen könnte. 

Die jüngsten Entwicklungen stoßen 
im politischen Italien dementsprechend 
nicht nur auf Begeisterung. Der Rechts¬ 
presse scheinen die kommunistischen 
Neuformierungsbestrebungen keinerlei 
Notiz wert gewesen zu sein. Die sozialli¬ 
berale Tageszeitung „La Repubblica“ be- 
zeichnete das Aufgreifen des historischen 
Symbols der PCI als „Vorgang mit stark 
nostalgischem Geschmack“, hielt aber im 
gleichen Atemzug fest, dass die Konkur¬ 
renz groß sei: „in Italien gibt es mindes¬ 
tens elf Abkürzungen (von politischen 
Gruppen - Anm. d. A.), die sich auf den 
Kommunismus beziehen.“ Angesichts ei¬ 


gungen einer Unterstützung der FARC 
freigesprochen hatte. Danach war er zu 
einer dreizehnjährigen Nichtausübung 
öffentlicher Ämter gezwungen, durch 
die er seinen Universitätsstuhl verlor. 
Damit, so ein Kommunique der „Koa¬ 
lition für die Freiheit und würdige Be¬ 
handlung der politischen Gefangenen“, 
werde in einem Moment, wo die Re¬ 
gierung versichere die Menschenrech¬ 
te einzuhalten, das kritische Denken in 
einem Kontext unter Strafe gestellt, wo 
der Frieden im Zentrum der Anstren¬ 
gungen stehe. 

Im Sumapaz, einer hoch in den An¬ 
den gelegenen Region nahe Bogota, 
hat es zuletzt wiederholt Verhaftungen 
gegeben. Fünf Mitglieder der Landar¬ 
beitergewerkschaft „SINTRAPAZ“, 
denen Verbindungen zu den FARC 
vorgehalten werden, wurden verhaftet. 
SINTRAPAZ ist eine Zweiggewerk¬ 
schaft der linken FENSUAGRO, in 
der die Landarbeiter/innen Kolumbi¬ 
ens organisiert sind. In einer Stellung¬ 
nahme wird auch an die Verhaftung, 
Folter und gezielte Tötung des Akti¬ 
visten und Bauernführers Victor Hila- 
riön erinnert. Der Mann aus San Juan 
de Sumapaz war vor drei Jahren vom 
Militär ermordet worden. Sumapaz ist 
eine historische Bastion der Kolumbi¬ 
anischen KP, die dort auch seit vielen 
Jahren die Bürgermeister stellt. 

Günter Pohl 


ner sehr großen Anzahl linksgerichteter 
Zirkel und Kleingruppen im Land, von 
denen sich gewiss einige auf die Tradi¬ 
tionen des italienischen Kommunismus 
berufen, ist diese Aussage kaum über¬ 
prüfbar. Zahlenmäßig und auf nationa¬ 
ler Ebene bedeutend sind jedoch ledig¬ 
lich Rifondazione und PCdl sowie im¬ 
mer stärker auch eine dritte 
noch zu nennende Organi¬ 
sation. Denn auch links gibt 
es keineswegs nur Applaus: 
Die 2009 gegründete Kom¬ 
munistische Partei/Linke 
des Volkes (Partito Comu- 
nista/Sinistra Popolare), 
die zu der von der griechi¬ 
schen KKE angeregten In¬ 
itiative kommunistischer 
und Arbeiterparteien Eu¬ 
ropas zählt, sieht die Pro¬ 
blemstellung mit Hinblick 
auf die Parteigeschichte 
der alten PCI tieferliegend. 
Die Partei veröffentlichte 
vor Kurzem ein Plakat, auf 
dem die Versuche der itali¬ 
enischen Kommunisten in 
den letzten Jahren im Rah¬ 
men von Wahlbündnissen 
wieder auf die Beine zu kommen wenig 
schmeichelhaft durch ein ramponiertes 
Auto dargestellt werden, auf dessen Mo¬ 
torhaube die Symbole der verschiedenen 
„Regenbogen“- oder „Bürger“-Listen 
prangen. Ein beigefügter Text nimmt 
deutlichen Bezug auf den gegenwärti¬ 
gen Neuformierungsprozess und stellt 
die Möglichkeit des Aufbaus einer Kom¬ 
munistischen Partei ohne marxistisch-le¬ 
ninistische Grundlage und ohne Kritik 
am Eurokommunismus in Frage - ein 
zumindest bedenkenswerter Einwand. 
„Dritte Wege“ wurden in Italien schon 
genügend beschritten. 

Der kämpferische Auftakt der ein¬ 
gangs erwähnten Versammlung in Rom 
durch den Journalisten Fosco Giannini 
war indes von klaren Worten geprägt: 
„Der Kommunismus ist nicht einfach 
nur eine Berichtigung der kapitalisti¬ 
schen Widersprüche, er ist nicht die So¬ 
zialdemokratie, sondern das Gegensys¬ 
tem, er ist die Antithese der bürgerlichen 
Kultur, er ist der historische - der einzi¬ 
ge echte und strategische - Gegner des 
Denkgebäudes und des Wirtschaftssys¬ 
tems des Kapitals.“ 

Phillip Becher 



Die Internationale Föderation 
der Widerstandskämpfer (FIR) 
dankt den Vereinten Nationen 

Mitte Dezember 2014 beschloss die 
Generalversammlung der Vereinten 
Nationen in New York eine grund¬ 
legende Resolution (A/C.3/69/L.56/ 
Rev.i) zur Bekämpfung der Glorifi¬ 
zierung des Nazismus und anderer 
Praktiken,die Rassismus, rassistische 
Diskrimination, Xenophobie und da¬ 
mit verbundene Intoleranz schüren. 
Gleichzeitig werden alle Formen der 
Rehabilitierung der faschistischen 
Verbrechen und verbrecherischen 
Organisationen verurteilt. 

Die Resolution erinnert an die Grund¬ 
sätze des Nürnberger Kriegsverbre¬ 
cherprozesses und die Urteile, in de¬ 
nen unter anderem die SS mit allen 
ihren Teilen, insbesondere die Waf¬ 
fen-SS, als kriminelle Organisation 
erklärt und weitere Festlegungen 
zur Frage der Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit getroffen worden 
seien, die bis heute Gültigkeit haben. 
Die Erklärung bestätigt die Durban- 
Resolution vom September 2001: 
„Wir verurteilen den Fortbestand 
und das Wiederaufleben von Neona¬ 
zismus, Neofaschismus und gewalt¬ 
tätigen nationalistischen Ideologien, 
die auf rassischen oder nationalen 
Vorurteilen gründen.“ Jegliche posi¬ 
tive Bezugnahme auf das Nazi-Re¬ 
gime, seine Alliierten und verbunde¬ 
ner Organisationen sollten verboten 
werden. 

Besorgt ist man über die Zunahme 
extrem rechter und rechtspopulisti¬ 
scher Parteien in Parlamenten und 
darüber, dass traditionelle Parteien 
mit diesen Koalitionen eingehen. 

Die beschlossene Erklärung verurteilt 
alle Praktiken, „die das Andenken 
der unzähligen Opfer der im Zwei¬ 
ten Weltkrieg begangenen Verbre¬ 
chen gegen die Menschlichkeit be¬ 
schmutzen, insbesondere der Opfer 
der Verbrechen, die von der SS und 
denjenigen, die gegen die Anti-Hit¬ 
ler- Koalition kämpften und mit der 
nationalsozialistischen Bewegung 
kollaborierten, begangen wurden, 
und Kinder und Jugendliche negativ 
beeinflussen“. 

Die Erklärung schließt damit, „dass 
Staaten, die nicht wirksam gegen die¬ 
se Praktiken vorgehen, gegen die Ver¬ 
pflichtungen der Mitgliedstaaten der 
Vereinten Nationen nach deren Char¬ 
ta und gegen die Ziele und Grundsät¬ 
ze der Organisation verstoßen.“ 

Die FIR dankt allen Staaten und Re¬ 
gierungen, die mit der Annahme die¬ 
ser Resolution die Warnungen der 
antifaschistischen Kräfte in vielen 
Ländern vor dem Anwachsen neofa¬ 
schistischer und extrem rechter poli¬ 
tischer Gruppen, von Rassismus und 
fremdenfeindlicher Intoleranz unter¬ 
stützen. Die FIR kann es nicht verste¬ 
hen und akzeptieren, dass die meis¬ 
ten Staaten der Europäischen Union 
sich in der Abstimmung enthalten 
haben. Der italienische UN-Botschaf- 
ter meinte zwar, man zweifele an der 
„Ehrlichkeit des Resolutionstextes“. 
Er konnte jedoch keinen Punkt nen¬ 
nen, der gegen die Grundsätze der 
Vereinten Nationen gestanden hätte. 
Die internationale antifaschistische 
Bewegung sieht in dieser UNO-Re- 
solution ein positives Signal, in Vor¬ 
bereitung auf den 70. Jahrestag der 
Befreiung von Faschismus und Krieg, 
allen Versuchen der Rehabilitierung 
oder der Geschichtsvergessenheit 
entgegenzutreten. 

Für den Exekutivausschuss der FIR 
Dr. Ulrich Schneider 
Generalsekretär der FIR 
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Kolumne von Nina Hager, stellvertretende Vorsitzende der DKP 

Liebe Leserinnen und Leser, 



Karikatur: Bernd Bücking 

„Wir brauchen konkrete Antworten auf 
die Fragen der Arbeiterklasse“ 

Interview mit Wil van der Klift (Internationaler Sekretär der Neuen KP der Niederlande, NCPN) 


ein arbeitsreiches Jahr 2014 liegt hinter 
der UZ-Redaktion. Nicht nur wegen 
der Europawahlen und unseres gelun¬ 
genen Pressefestes, das allen Beteilig¬ 
ten viel Kraft gab und Mut machte. 

Nicht immer war es für uns als Re¬ 
daktion einer Wochenzeitung, die am 
späten Dienstagnachmittag Redakti¬ 
onsschluss hat und die Mehrheit der 
Leserinnen und Leser erst am Frei- 
tag erreicht, einfach, auf alle rasant 
vor sich gehenden Entwicklungen zu 
reagieren. Wie wir auf einer Redakti¬ 
onsklausur Anfang Dezember feststell¬ 
ten, müssen wir zugleich die langfristi¬ 
ge Planung von Themenseiten und Re¬ 
portagen verstärken und die Arbeit mit 
Autorinnen und Autoren verbessern 
sowie neue gewinnen. 

2014 gelang es, die Redaktion zu 
verjüngen. Durch die Einstellung des 
Genossen Lars Mörking im August 
(mit einer halben Stelle) und eine Neu¬ 
organisation in der Redaktion haben 
wir wieder mehr Möglichkeiten, unse¬ 
re Berichterstattung über betriebliche 
und gewerkschaftliche Kämpfe zu ver¬ 
stärken. Seit dem 1. Dezember ist Olaf 
Matthes Redakteur der UZ - gleich¬ 
falls bislang mit einer halben Stelle -, 
der in den nächsten Monaten den Be¬ 
reich zur internationalen Politik über¬ 
nehmen wird. 

Im vergangenen Jahr bewegten uns 
bei unserer Arbeit nicht nur die Ereig¬ 
nisse in der Ukraine. USA, NATO und 
EU paktieren mit ukrainischen Natio¬ 
nalisten und Faschisten, sie verschär¬ 
fen beständig die Sanktionen gegen 
Russland, die NATO provoziert an den 
russischen Grenzen und im Schwarzen 
Meer: Ein Spiel mit dem Feuer. 

Im vergangenen Jahr beschäftigten 
uns vor allem auch die Konflikte zwi¬ 
schen Israel und den Palästinensern, in 
Syrien, im Norden des Iraks, in Afgha¬ 
nistan, der NSA-Überwachungsskan- 
dal, in den die hiesigen Geheimdienste 
eingebunden sind, sowie die Folterpra¬ 
xis der CIA. Wir schrieben über den 
gefährlichen Rechtstrend in vielen 
Ländern EU-Europas und die AfD, 
über Rechtspopulisten und offene Fa¬ 
schisten, über Hogesa, Pegida & Co. so¬ 
wie den Widerstand vieler Tausender. 

Unsere Berichterstattung ist konse¬ 
quent gegen die Politik der Herrschen¬ 
den, gegen Demokratieabbau, Sozial¬ 
abbau und Krieg gerichtet. 

Wir mussten aber auch Entwick¬ 
lungen in der Partei „Die Linke“ und 
in der Bundestagsfraktion sowie die 
Wahl Bodo Ramelows zum Minister¬ 
präsidenten in Thüringen kritisch be¬ 
gleiten. 


Von Olaf Matthes 

Der Rubel fällt, das macht Import¬ 
waren in Russland teurer. Wer kann, 
hebt sein Erspartes ab und kauft aus¬ 
ländische Güter, bevor die Preise noch 
weiter steigen. Exporte aus Russland 
werden dagegen vom fallenden Ru¬ 
bel-Kurs begünstigt. Dabei geht es 
um Öl, aber auch um Lebensmittel: 
Für Getreide erzielen russische Ver¬ 
käufer auf dem Weltmarkt höhere 
Erlöse als im Inland. Seit Dezember 
gelten Schutzzölle auf Getreideex¬ 
porte. Die Inflation steigt. Die Bevöl¬ 
kerung zahlt mit steigenden Preisen 
für Spekulation und Währungskrieg. 

Für andere muss sich noch zeigen, 
ob und wie sie etwas zu gewinnen 
haben. Die Bundesregierung streitet 
darüber, wie sie die russische Wäh¬ 
rungskrise findet. Russland-freund¬ 
lichere „Putin-Versteher“ setzen auf 
gute Geschäfte, selbsternannte Super- 
Demokraten auf politische Eskalati¬ 
on. Norbert Röttgen (CDU) will den 
Sanktionskurs fortsetzen und den po¬ 
litischen Druck auf Putin verstärken. 
Natürlich wollen das deutsche Kapi¬ 
tal und seine Interessenvertreter ihren 
politischen Einfluss in Russland stär¬ 
ken, die Frage ist, zu welchem Preis. 
Zur Zeit sieht es so aus, als seien ih¬ 
nen innenpolitisches Chaos und eine 


Vor allem die Betriebs- und Ge¬ 
werkschaftsarbeit ist ein wesentli¬ 
cher Schwerpunkt der UZ, die sich 
seit ihrer ersten Ausgabe im April 
1969 nicht als internes Mitteilungs¬ 
blatt der Partei versteht, sondern 
den Charakter einer Zeitung trägt, 
die sich - nicht nur in dieser Frage 
- unmittelbar an die breite Öffent¬ 
lichkeit, vor allem an „politisch inte¬ 
ressierte Arbeiterleser“ wendet und 
die Positionen der DKP verbreitet, 
aber auch Erfahrungen aus Kämp¬ 
fen vermitteln will und sich nicht um 
Streitbares drückt. Da gibt es sicher 
noch viel zu tun und da brauchen wir 
die Hilfe und hilfreiche Kritik unse¬ 
rer Leserinnen und Leser. 

Es ist in diesem Zusammenhang 
bemerkenswert, dass am 1. Mai von 
Genossinnen und Genossen unserer 
Partei mehr als 17 500 UZ auf DGB- 
Demonstrationen, Kundgebungen 
und Feiern unter die Leute gebracht 
wurden und viele unsere Zeitung als 
Interessenvertreterin der Arbeite¬ 
rinnen und Arbeiter wahrnehmen 
konnten. 

Wir haben die Auseinanderset¬ 
zungen in der AWO NRW beglei¬ 
tet und darüber berichtet. Unsere 
Solidarität wurde wahrgenommen. 
Mehrfach konnten bei Aktionen 
hunderte Exemplare der UZ zusätz¬ 
lich verteilt werden. 

Wir berichteten über den Streik 
bei KiK, Tarifkämpfe und Werk¬ 
schließungen ... 

Nicht nur hier zeigte sich - trotz 
der rasanten Entwicklung der neuen 
Medien - wie wichtig die Printaus¬ 
gabe der UZ bleibt. Doch auch ein 
gelungener neuer Internetauftritt ist 
nötig. Ein Online-Abo ist geplant. 
Am LL(L)-Wochenende wollen wir 
neben dem Cafe K in der Urania den 
Besuchern die Gelegenheit geben, 
das neue Konzept kennenzulernen 
und mit uns zu diskutieren. Natürlich 
stehen die Redakteure der UZ auch 
Frage und Antwort zu ihren Themen¬ 
gebieten. 

Am folgenden Tag sollen vor der 
Gedenkstätte in Berlin-Friedrichsfel¬ 
de möglichst viele Exemplare unse¬ 
rer Zeitung verteilt werden. 

Das Wochenende 10. und 11. Ja¬ 
nuar ist also auch für die Redaktion 
der UZ und den Verlag eine Bewäh¬ 
rungsprobe. Viele werden folgen. So 
auch die Aufgabe, den 21. Parteitag 
auf unseren Seiten vorzubereiten 
und eine streitbare, offene und sach¬ 
liche Diskussionstribüne zu organi¬ 
sieren. 


völlige Destabilisierung des Landes 
zu teuer, ob das so bleibt, muss sich 
noch zeigen. 

Die Sozialdemokraten geben sich 
dagegen als gemäßigte Putin-Verste¬ 
her. Außenminister Steinmeier will 
keine weiteren Sanktionen gegen 
Russland. Wie es der Zufall will, hat 
die SPD besonders gute Verbindun¬ 
gen zu den Teilen des deutschen Ka¬ 
pitals, die auf den russischen Export¬ 
markt angewiesen sind. 

Noch mehr Putin-Verständnis 
kommt aus Fernost. Neue Möglich¬ 
keiten des Währungstausches zwi¬ 
schen russischer und chinesischer 
Währung erlauben es, den Dollar zu 
umgehen. Auch chinesische Unter¬ 
nehmen suchen nach billigen Roh¬ 
stoffen und neuen Absatzmärkten. 

Staatenbündnisse, Wirtschafts¬ 
sanktionen und Medien sind dabei 
nur Instrumente im Konkurrenz¬ 
kampf zwischen einzelnen Fraktio¬ 
nen des Kapitals, der Eiertanz der 
Bundesregierung ein Ausdruck die¬ 
ses Kampfes. Auch die angeblichen 
Putin-Versteher in Deutschland ver¬ 
stehen vor allem den Rubel. Frieden 
und Völkerfreundschaft sind weder 
mit der SPD noch mit den russischen 
Oligarchen zu machen. 


UZ: 2015 stehen in den Niederlanden 
Maßnahmen des Sozialabbaus auf dem 
Plan. Wird die niederländische Arbei¬ 
terklasse sich dagegen widersetzen oder 
nimmt sie diese scheinbar so wider¬ 
spruchslos hin, wie es in Deutschland 
der Fall gewesen ist? 

Wil van der Klift: Die übergroße Mehr¬ 
heit der Arbeiterklasse in den Nieder¬ 
landen hofft noch immer auf eine ra¬ 
sche Wiederbelebung der Wirtschaft. 
Zugleich wurden die aufeinander auf¬ 
bauenden Verschlechterungen schritt¬ 
weise umgesetzt, wodurch das Lebens¬ 
niveau nicht mit einem Schlag dras¬ 
tisch abgesenkt wurde, wie es vorher 
in Deutschland mit Hartz IV geschah 
und jetzt in Belgien vorgeschlagen wird. 
Der Graben zwischen den objektiven 
gesellschaftlichen Verschlechterungen 
und der subjektiven Bewertung dieser 
Entwicklungen ist sehr groß. Kurzfris¬ 
tig ist daher auch kein großer organi¬ 
sierter Widerstand zu erwarten. Doch 
es sind viele Risse im politischen Bau¬ 
werk sichtbar, die zu neuen Verhältnis¬ 
sen führen können. 

UZ: Wie ist in diesem Zusammenhang 
die Rolle der niederländischen Sozialis¬ 
tischen Partei (SP) und der PvdA? 

Wil van der Klift: Die PvdA hat vor lan¬ 
ger Zeit ihr linkes Kleid abgelegt und ist 
heute eine treue Anhängerin der neoli¬ 
beralen Politik. Die Koalition zwischen 
der rechtsliberalen VVD und der PvdA 
ist für diese tödlich. In den Umfragen 
schneidet die PvdA schlechter denn je 
ab; viele Mitglieder verlassen die Par¬ 
tei. Die Gegensätze zwischen den bei¬ 
den Koalitionsparteien treten von Tag 
zu Tag deutlicher und tiefer hervor. 
PvdA und VVD haben jetzt noch eine 
Mehrheit in der Zweiten Kammer und 
können dank Koalitionen mit anderen 
Parteien auch in der Ersten Kammer 
mit Mehrheiten rechnen. Die große 
Mehrheit im niederländischen Parla¬ 
ment steht für die neoliberale Politik. 
Aber auch die neue - etwas linkere - 
sozialdemokratische SP erntet nicht 
die Früchte des Verfalls der PvdA. Weil 
sich die SP auf eine Teilnahme an der 
Regierung orientiert, wird ihre Politik 
fortwährend verwässert. Ihre vage und 
nachgiebige Politik lädt nicht gerade 
zur Unterstützung seitens der Bevöl¬ 
kerung ein. Die rassistische PW von 
Wilders schneidet in den Umfragen im¬ 
mer noch gut ab und bleibt eine reale 
Gefahr für die fortschrittlichen Kräfte. 

UZ: In den Niederlanden hat sich ein 
neuer vereinigter Gewerkschaftsdach¬ 
verband (DNV - De Nieuwe Vakbewe- 
ging) gebildet. Wie wird dieser sich auf- 
stellen: kämpferisch oder klassenharmo¬ 
nisch? 

Wil van der Klift: Ab dem 1. Januar 2015 
wird die fusionierte FNV eine wichtige¬ 
re Rolle spielen als in den Vorjahren. 


Weil aber der Hauptvorstand noch un¬ 
ter starkem sozialdemokratischen Ein¬ 
fluss steht, gibt es sozusagen eine einge¬ 
baute Bremse auf eine kämpferischere 
und politischere Gewerkschaft. Dieser 
Kampf wird in der kommenden Zeit 
noch in aller Stärke stattfinden müssen; 
noch kann nur eingeschränkt von einer 
ideologischen Wende in den Gewerk¬ 
schaften die Rede sein. An der Spitze 
der neuen FNV wimmelt es noch von 
Funktionären, die der PvdA auch wei- 



Wil van der Klift 


terhin die Stange halten. Wir werden 
es vorläufig noch mit Klassenharmonie 
und Sozialpartnerschaft zu tun haben, 
fürchte ich. 

UZ: Bitte erzähle uns ein wenig von der 
Arbeit der NCPN. Wie geht ihr an die 
Arbeit in den Stadtteilen, wie organisiert 
ihr junge Leute? 

Wil van der Klift: Der Nachdruck unse¬ 
rer Arbeit liegt auf einer Beeinflussung 
der Gewerkschaften. Wir bauen der¬ 
zeit Gruppen mit aktiven Mitgliedern 
in einigen Betrieben und Branchen auf. 
Daran sind viele junge Genossen betei¬ 
ligt, die innerhalb der FNV Positionen 
erlangt haben. Die NCPN arbeitet im¬ 
mer noch intensiv am Wiederaufbau 
der Parteiorganisation, der nach dem 
Untergang der CPN (Kommunistische 
Partei der Niederlande, 1989 aufgelöst) 
ansteht. In den ersten Jahren ging es vor 
allem um den politisch-ideologischen 
Kurs. Was bedeutet es, unter den heuti¬ 
gen Bedingungen in einem Staat Euro¬ 
pas eine marxistisch-leninistische Partei 
zu sein? Was geschieht um uns herum in 
anderen kommunistischen und Arbei¬ 
terparteien? Wie müssen wir den Im¬ 
perialismus heute einschätzen, welchen 
Charakter hat die kapitalistische Krise? 
Welche Antworten gibt es für die zu¬ 
nehmende Zahl von Fragen, die die Ar¬ 
beiterklasse uns stellt? Die Fragen aus 
diesen Kreisen werden dringender und 
verlangen Antworten mit Inhalt, keine 
Scheinantworten. Darum beschäftigt 
sich unsere Partei intensiv damit, Ana¬ 
lysen anderer Kommunistischer Partei¬ 
en zu sammeln. Wir arbeiten auf diesem 
Gebiet auch eng mit den Genossen der 
belgischen PVDA zusammen. 

Ein entscheidendes Feld ist die Bil¬ 
dungsarbeit. In unserem Land besteht 
ein langjähriger Mangel an systema¬ 


tischer marxistisch-leninistischer Bil¬ 
dungsarbeit mit den Klassikern. An¬ 
ders gesagt: Die NCPN legt intern gro¬ 
ßen Wert auf die politisch-ideologische 
Schulung und extern auf die Versor¬ 
gung mit brauchbaren Klassenanaly¬ 
sen für die organisierte Arbeiterklasse. 

UZ: Die NCPN wird Ende Februar in 
Groningen die nächste Vier-Parteien- 
Konferenz mit der PVDA, der KPL und 
der DKP ausrichten. Was ist geplant? 

Wil van der Klift:Die DKP hat 2014 mit 
der Organisation einer Demonstration 
durch Aachen eine neue Tradition ins 
Leben gerufen. Die NCPN übernimmt 
den Stab und wird ebenfalls in den Stra¬ 
ßen von Groningen demonstrieren. Wir 
wollen die Demonstration mit dem 
Kampf gegen den Abbau des niederlän¬ 
dischen Gesundheitswesens verbinden. 
Zusätzlich wird es noch eine politische 
Stadtführung geben, die an den Kampf 
der Groninger CPN gegen die deut¬ 
sche faschistische Besatzung erinnert. 
Die kommende Konferenz ist die zehn¬ 
te Zusammenkunft; zum dritten Mal in 
den Niederlanden. Diese Konferenz 
wird sich damit befassen, wie sich die 
vier KPen in den verschiedenen Län¬ 
dern stärken können. Welche Erfahrun¬ 
gen der vergangenen Zeit geben Anlass 
für eine Stärkung? Welche Auswirkung 
haben die verschiedenen links-progres- 
siven Parteien auf die Politik der KP? 
Was waren die positiven und negativen 
Erfahrungen der belgischen Genossen? 

UZ: Die NCPN lehnt eine Mitglied¬ 
schaft in der „ Partei der Europäischen 
Linken“ ab. Was sind eure Beweggrün¬ 
de dafür? Gibt es nicht auch Gründe, 
die für eine solche Art von Zusammen¬ 
schluss sprechen? 

Wil van der Klift: Die NCPN bezeich¬ 
net sich selbst ausdrücklich als marxis¬ 
tisch-leninistisch. Vor zehn Jahren wur¬ 
de das nach einer mühsamen internen 
Parteidiskussion festgelegt. Das soll 
nicht heißen, dass wir damit den ge¬ 
nauen Inhalt dieses Beschlusses unter 
den heutigen Bedingungen in unse¬ 
rem Land und weltweit festgelegt hät¬ 
ten. Aber wir wissen wohl, was er nicht 
heißt! Wir versuchen, rechten Opportu¬ 
nismus und linken Radikalismus zu ver¬ 
meiden. Das ist alles andere als einfach. 
Im Falle der ELP ist es das wohl. Hier 
geht es überdeutlich um rechts-oppor- 
tunistische Versuche, in Europa als poli¬ 
tische Kraft parlamentarisch mitspielen 
zu dürfen. Darum beschloss die NCPN 
auch, nicht als Beobachter in der ELP 
mitzumachen. Wir setzen uns jedoch für 
bilaterale Beziehungen zu allen Partei¬ 
en ein. 

UZ: Wir danken dir für dieses Gespräch 
und wünschen euch Erfolg im Jahr 2015 ! 
Wir sehen uns in Groningen. 

Die Fragen stellten Marcel de Jong 
und Günter Pohl 


Rubel-Versteher 
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Thema der Woche 


Freitag, 2. Januar 2015 


Botschaft an die Parteien, 
Kräfte und politischen und 
sozialen Bewegungen der 
Welt 

Mit großer Freude, nur vergleichbar mit dem historischen Sieg der kubanischen 
Revolution am 1. Januar 1959, feiert unser Volk die Rückkehr in die Heimat der 
fünf Anti-Terror-Helden, die zu Unrecht seit über 16 Jahren in US-Gefängnissen 
saßen sowie die Entscheidung zwischen den Regierungen von Kuba und den Ver¬ 
einigten Staaten, die diplomatischen Beziehungen wieder herzustellen und für ihre 
Normalisierung zu arbeiten. Es fehlt nur noch die einseitige Aufhebung der gegen 
Kuba verhängten Wirtschafts-, Handels- und Finanzblockade. 

Die USA haben schließlich mit den Worten ihres eigenen Präsidenten Barack 
Obama anerkannt, dass die ein halbes Jahrhundert währende Politik der Feind¬ 
seligkeit und der Blockade gescheitert ist und dass diese, statt Kuba zu isolieren, 
zur internationalen Isolation jenes Landes beigetragen hat. 

Dieser historische Sieg war an erster Stelle möglich dank des langjährigen Kampfes 
unseres revolutionären Volkes, unter der Leitung seiner obersten Anführer Fidel 
und Raul, aber auch dank der solidarischen Ermutigung, die wir von unseren 
Freunden auf der Welt in diesen letzten fünf Jahrzehnten bekommen haben. 

Aus allen diesen Gründen wollen wir alle Parteien, Kräfte, politischen, sozialen Or¬ 
ganisationen und Massenorganisationen sowie Persönlichkeiten und, kurz und gut, 
allen Freunden Kubas, die uns begleitet haben, für ihr Vertrauen zur kubanischen 
Revolution unseren aufrichtigen Dank aussprechen. Wir sind überzeugt, dass wir 
auch weiterhin auf die Unterstützung von Euch allen unter den neuen heutigen 
Bedingungen vor den neuen Herausforderungen, die vor uns stehen, zählen kön¬ 
nen. Wir können Ihnen versichern, dass Kuba seine Ideale der Unabhängigkeit, 
der nationalen Souveränität und des Sozialismus weiter verfechten wird. 

Abteilung für internationale Beziehungen des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Kubas 

Havanna, den 18. Dezember 2014 

Übersetzerin: Yenki Bravo Colina 



Tabak gehört traditionell zu den wichtigsten Exportgütern Kubas - hier Zigar¬ 
renarbeiterinnen 1974. Der Export von Tabakwaren, aber auch von Zucker und 
derTourismus sind Kubas wichtigste Quellen für Devisen. 




Touristen freuen sich über revolutionäre Wandbilder und alte Autos. Dass es so wenige neuere Autos gibt, gehört zu den 
Folgen der US-amerikanischen Blockade gegen die Insel. Die Überzeugung von der Kraft der Revolution - und die Propa¬ 
ganda dafür - sind überlebensnotwendig im Kampf gegen den stärkeren Nachbarn. 



Von der Uferstraße Malecön ist die Einfahrt zum Hafen in der Bucht von Havanna zu sehen. Kuba ist auf Importe ange¬ 
wiesen. Die Blockade der USA machen diese Importe teurer und kubanische Exporte schwieriger - ein Grund für das hohe 
Außenhandelsdefizit. 



138 Fahnen verstellen den Blick auf das Gebäude der Interessenvertretung der 
USA in Havanna. Auf der„Tribuna Antiimperialista Jose Marti“ finden politische 
und Kulturveranstaltungen statt. 


Fünf Kämpfer gegen den Terrorismus, nun nicht mehr in den Gefängnissen der USA. Die Bewegung für die Befreiung der 
„fünf Helden“ - hier eine Stellwand im Touristenort Varadero-fand breite Unterstützung sowohl in der kubanischen 
Bevölkerung als auch weltweit. 
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Theorie und Geschichte 
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Immer mit Zahnbürste 

1957 aus der DDR in die Bundesrepublik gekommen, in der illegalen KPD geblieben 


Ingrid Wils (81) kam 1957 aus der DDR in die Bun¬ 
desrepublik - weil ihr Mann für die illegale Arbeit 
der KPD gebraucht wurde. In UZ erzählt sie von 
Betriebszeitungen und Verhaftungen, Verrätern und 
Wagenladungen von Solidarität. Teil II 

UZ: Wie sah deine illegale Arbeit aus? 

Ingrid Wils: Ich habe zum Beispiel illegale Be¬ 
triebszeitungen gemacht. Dabei bin ich dann auch 
hochgegangen, als ich die mit einem Kumpel zu¬ 
sammen abgezogen habe, obwohl das sonst nicht 
meine Aufgabe war. Verurteilt worden bin ich, weil 
sie mich beim Abziehen des „Stahlformers“, der 
Betriebszeitung für die Stahlwerke, erwischt haben. 
Aber ich habe auch „Schweiß und Qual“, die Be¬ 
triebszeitung für die Hütte, gemacht, und noch so 
ein bisschen was anderes, was eben anlag. Damals 
wurden unsere Zeitungen ja illegal von der Wachs¬ 
matrize abgezogen, das heißt, du musstest den Kopf 
zeichnen, das ist nicht so einfach auf einer Matrize. 
Und du musstest das mit einer Schreibmaschine be¬ 
schreiben, ohne Farbband, dabei durftest du dich 
möglichst auch nicht vertippen. Das war schon eine 
nicht ganz einfache Arbeit. Und dabei hat mich nie 
jemand erwischt. Später, nach meiner Verhaftung, 
konnte ich das nicht mehr machen, ich durfte ja lo¬ 
gischerweise nicht wieder an dieselbe Sache dran. 

UZ: Die Genossen haben dir also die Texte gegeben, 
und du hast dann die Zeitung gemacht. 

Ingrid Wils: Die haben die Texte hingelegt, und ich 
bin dort hingegangen und habe das abgeschrieben. 
Das lag dann dort, ich habe nicht gesehen, von wem 
die Texte kamen. Aber die Autoren waren Genos¬ 
sen aus den Betrieben oder aus der Kreisleitung 
der KPD. 

UZ: Du hast in einer konspirativen Wohnung ge¬ 
arbeitet? 

Ingrid Wils: Ja, das war ein Haus, in dem eine alte 
Oma von 74 Jahren wohnte, Oma Schlüter. Die 
war während der Roten Ruhrarmee aktive junge 
Frau im Kampf, und Oma Schlüter war immer noch 
Kommunistin, die hat uns Obdach gegeben. Bei ihr 
waren die Druckmaschine und die Schreibmaschi¬ 
ne untergebracht, und bei ihr war der Anlaufpunkt. 
Ich bin dann eben bei Tag mit meinen Kindern und 
mit dem Kinderwagen dahin und habe die Oma be¬ 
sucht und meine Sachen fertiggemacht. Die fertige 
Matrize habe ich dann da hingelegt, und dann sind 
andere zum Abziehen gekommen. Das war nicht 
mein Bier, mein Mann Herbert war daran beteiligt. 
Aber ausgerechnet an dem Tag hat mein Mann auf 
den Krankenkontrolleur gewartet und konnte nicht 
weg von zu Hause. Oma Schlüter hatte in ihrem 
Haus DDR-Flüchtlinge aufgenommen, was uns 
nicht bekannt war. Die haben die Polizei gerufen, 
als wir beim Abziehen waren. Deswegen sind wir 
hochgegangen, nicht, weil wir unvorsichtig waren. 
Der Herbert ist auch jedes Mal von DDR-Flücht- 
lingen verraten worden, jedes Mal. Wenn die Oma 
uns gesagt hätte, dass da Flüchtlinge im Haus sind, 
dann wäre die Stelle tot gewesen, die wäre nicht 
mehr benutzt worden. Aber so ist das halt passiert. 
Die haben mich festgenommen wie ich war, mit 
schwarzen Pfoten von der Druckfarbe. 

UZ: Bis du alleine festgenommen worden? Oder 
sind noch weitere Genossen gefasst worden? 

Ingrid Wils: Noch ein weiterer Genosse. Und der 
hat das leider nicht verkraftet, der hat Aussagen ge¬ 
macht. Das war ein Kumpel von Herbert aus dem 
Betrieb, der wollte den Herbert nicht belasten, weil 
er wusste, dass der schon was hinter sich hatte. Der 
hat dann der Polizei erzählt, er hätte das alles mit 
mir zusammen gemacht. Dass er da eine Frau mit 
zwei kleinen Kindern belastet, das hat er überhaupt 
nicht überlegt. Der hat mich reingerissen. 

UZ: Hat er nicht richtig überlegt oder war er ein 
Verräter? 

Ingrid Wils: Der war feige. Einfach feige. Er hat es 
nicht ertragen. Solche gibt es mehr, so ist mancher 
zum Verräter geworden. So ist das in dieser Zeit 
gewesen, nicht alle haben das verkraftet. Ich bin 
also hochgegangen, dann ist die politische Polizei 
zu uns nach Hause gekommen und hat auch den 
Herbert abgeholt. Und die Kinder waren alleine 
und sind schreiend durchs Haus gerannt. 

UZ: Du bist in die SED eingetreten, in eine regieren¬ 
de Partei. Nach deinem Umzug in den Westen warst 
du plötzlich illegal. Was hieß das für dich? 

Ingrid Wils: Das war schlimm. Aber die Verhält¬ 
nisse waren ja vorher bekannt, auch in der DDR 
war bekannt, dass die Partei hier verboten ist. Und 


wenn man einen Mann heiratet, der davon schon 
betroffen war und im Gefängnis gesessen hatte, 
dann ist das nicht so fremd. Das kann man sich 
heute gar nicht mehr vorstellen: Wir hatten da¬ 
mals eine Karl-Marx-Gesellschaft, damit man sich 
legal treffen konnte. Das war eine Bildungsgemein¬ 
schaft, die politische und gesellschaftliche Fragen 
diskutierte. Da saß immer ein Mann vom K14, von 
der politischen Polizei, dabei, der dann fleißig mit¬ 
geschrieben hat - ganz offiziell. Du hast also immer 


überlegen müssen, was du sagst. Das hat dann 1968, 
mit der Gründung der DKP, aufgehört. 

UZ: Wie lange hast du im Gefängnis gesessen? 

Ingrid Wils: Ich habe neun Monate bekommen und 
davon fünf Monate abgesessen. Im November 1961 
bin ich verhaftet worden und im April 1962, zum 
Prozess, wieder rausgekommen, weil die Untersu¬ 
chungshaft angerechnet wurde. Der Rest wurde auf 
Bewährung ausgesetzt, ich war ja Ersttäterin. Bei 
Herbert als Wiederholungstäter war das schwie¬ 
riger. 

UZ: Wie haben sich denn in diesen Jahren eure Kon¬ 
takte in die Betriebe entwickelt? 

Ingrid Wils: Nach 1945 gab es jede Menge Genos¬ 
sen, die Vorsitzende der Betriebsräte waren. Das 
war selbstverständlich. 

UZ: Und Ende der 1950er? 

Ingrid Wils: Da gab es auch noch ein paar, aber 
nicht mehr so viele. Das hatte auch etwas mit dem 
Alter zu tun - die ersten, die nach 1945 die Partei¬ 
arbeit in den Betrieben wieder aufgegriffen haben, 
waren gestandene Kommunisten, die waren nicht 
mehr jung. Das Parteiverbot hat es erschwert, dass 
neue Leute nachgekommen sind. Mein Mann war 
fast 17 Jahre im Betriebsrat - aber nicht als Vor¬ 
sitzender, das haben SPD und Gewerkschaft im¬ 
mer verhindert. Er ist auch aus der Gewerkschaft 
ausgeschlossen worden. Die hatten eine linke Ju¬ 
gendgruppe bei der IG Bau-Steine-Erden, Her¬ 
bert hat da mitgemischt und hat die Jugendlichen 
rebellisch gemacht. Da haben sie ihn ausgeschlos¬ 
sen, ganz schnell. Das konnten diese Brüder nicht 
gebrauchen. Mich haben sie nicht ausgeschlossen, 
aber gestrichen, weil ich im Knast saß und die bei 
der Hauskassierung niemanden angetroffen ha¬ 
ben. Wenn die einen loswerden wollten, waren die 
ganz schnell. 

UZ: In den Gewerkschaften versuchte die sozial¬ 
demokratische Führung, Kommunisten herauszu¬ 
drängen. Und unter den so genannten politischen 
Flüchtlingen aus der DDR gab es Denunzianten. 

Ingrid Wils: Ja, unter den DDR-Flüchtlingen waren 
Leute, die haben sofort, wenn sie was mitgekriegt 
haben, gesagt: Herr Lehrer, ich weiß was. Und ha¬ 
ben uns bei der Polizei angezeigt. 

UZ: Wie kann man unter solchen Bedingungen po¬ 
litische Arbeit machen? 

Ingrid Wils: Schwer. Da gehört schon viel Sturheit 
zu. Ich behaupte, mein Mann und auch ich, wir sind 
beide stur. Entweder ich bin überzeugt davon, dass 
das, was ich tue, richtig ist und notwendig ist für 
die Gesellschaft, oder ich lasse das, weil ich sonst 


meinen Kindern und mir nur schade. Das kannst 
du nur machen, wenn du wirklich überzeugt bist. 
Sonst lässt du freiwillig die Finger davon. Das ma¬ 
chen ja ganz viele. 

UZ: Aber trotzdem gab es auch politische Erfolge. 

Ingrid Wils: Ja, zum Beispiel haben wir Versamm¬ 
lungen gemacht - „Freiheit für die KPD“ oder so. 
Oder Infostände. Oder wir haben ein Flugblatt ge¬ 


gen das KPD-Verbot gemacht, mit 60 oder 70 Un¬ 
terschriften drunter, das haben wir drucken lassen 
und in der Öffentlichkeit verteilt. Das ist für mich 
ein Erfolg, wenn so viele Leute mit ihrem Namen 
öffentlich gegen das Parteiverbot auftreten. Aber 
wenn wir auf die Straße gegangen sind, um so etwas 
zu verteilen, hatten wir immer eine Zahnbürste da¬ 
bei. Weil wir immer damit gerechnet haben, dass sie 
uns hoppsnehmen bei solchen Aktionen. 

UZ: Wie bist du mit dieser Situation zurecht gekom¬ 
men? Mal der Mann im Knast, du allein mit den 
Kindern, mal du im Knast, getrennt von den Kin¬ 
dern, mal ihr beide im Knast, und gar nicht richtig 
wissen, was mit den Kindern ist? 

Ingrid Wils: Es gehört schon manches dazu, ich bin 
dadurch vielleicht auch sehr selbstständig und ab¬ 
solut geworden, dass ich eben das Heft in die Hand 
nehmen musste. Ich hatte ja keine Wahl. Ich muss¬ 
te. Und das geht. Manchmal bekomme ich gesagt: 
Du musst nicht so rigoros sein, nicht so bestimmt. 
Ich bin das gewöhnt. Ich war in der DDR FDJ- 
Abteilungsleiter, da musst du dich auch durchset¬ 
zen. Als Kreisvorsitzender der DKP musst du dich 
durchsetzen, da hilft alles nichts. Da kannst du noch 
so freundschaftliche gute Beziehungen haben, das 
heißt auch: Durchsetzungsvermögen. Das gehört 
dazu. 

UZ: Die Adenauer-Repressionen haben dich rigo¬ 
ros gemacht. 

Ingrid Wils: Ja, ein bisschen was haben die schon 
bewirkt, selbstständig vor allem. Bist ja gezwungen 
dazu. Wenn du nur irgendwo sitzt und Auftragsar¬ 
beiten machst, wirst du das nicht. Da machst du das, 
was man dir sagt, aber wenn du Entscheidungen 
treffen musst, musst du das werden. Egal ob fami¬ 
liär oder beruflich. Das gehört dazu. 

UZ: Als ihr im Gefängnis gesessen habt, habt ihr 
viel Unterstützung bekommen. Welche Bedeutung 
hatte das für euch? 

Ingrid Wils: Ganz große Bedeutung. Die Solidari¬ 
tät hatte ja viele Gesichter. Viele haben Geld ge¬ 
schickt, wir mussten ja auskommen. Es kamen Fo¬ 
tografen, es kamen Genossen vom Neuen Deutsch¬ 
land - so einen Kommunisten, der im Knast sitzt, 
den hat die DDR natürlich herausgestellt. 

Aber ich habe auch ganze Ordner voller Brie¬ 
fe von ganz unterschiedlichen Menschen, auch aus 
dem Ausland: Aus Indonesien, von französischen 
Widerstandskämpfern, von der Bertrand-Russell- 
Stiftung, vom britischen Kronanwalt Denis Nowell 
Pritt, und Kisten mit weiteren Zuschriften und 
Postkarten. 1963, in der Vorweihnachtszeit, war 
Herbert im Knast. Und da kam ein ganzes Paket¬ 
auto nur für uns. Mal ein Stollen, mal Kinderklei¬ 
dung, oder auch einfach nur ein selbst gebasteltes 
Sternchen oder so etwas. Das war toll. 


UZ: Stand für euch nie die Frage, wieder in die DDR 
zu gehen? Ihr hattet beide im Gefängnis gesessen, ihr 
hattet Kinder... 

Ingrid Wils: Die Frage stand. Mein ältester Sohn ist 
1958 geboren, und Herbert sollte im Januar 1959 den 
Rest seiner Strafe antreten. Da hat die Parteileitung 
meinem Mann gesagt, hör mal, du gehst nicht noch 
einmal in den Knast. Du nimmst deine Familie und 
gehst nach drüben. Hier hast du Fahrgeld, hier hast 
du eine Adresse, und dann fahrt ihr. Es gab da eine 
konspirative Unterbringungsstelle für die KPD. Und 
dort hat sich der verantwortliche Genosse uns vor¬ 
geknöpft: Ihr wollt flüchtig werden? Wo gibt es denn 
sowas? Das kommt überhaupt nicht in Frage! Da 
müssten wir euch aus der Partei ausschließen! Das 
wollten wir ja nun auch nicht. Sozusagen Bundes¬ 
republikflüchtlinge wollten wir nicht werden. Also 
sind wir mit dem Sohn zurückgefahren. 

UZ: Wie siehst du das heute? 

Ingrid Wils: Das war scheiße von der Partei. Die Ge¬ 
nossen hätten das besser anders gemacht. Aber ich 
weiß auch nicht, ob Herbert dort glücklich geworden 
wäre. Manchmal habe ich schon gedacht: Verdammt 
nochmal, wärst du da geblieben. Aber was willst du 
machen. Man soll nicht jammern über das, was so 
gelaufen ist. 

UZ: Du wärst gerne in der DDR geblieben? 

Ingrid Wils: Ja, sonst wären wir gar nicht erst gefah¬ 
ren. Als wir wieder zurück waren, stand am 2. Januar 
die Polizei vor der Tür und hat Herbert abgeholt. Ich 
war wieder allein. 

UZ: In den 60ern ist dann eine neue Bewegung ent¬ 
standen - weitgehend getrennt von der illegalen KPD. 

Ingrid Wils: Wenn man dabei war, hat man gesehen, 
dass das nicht ganz getrennt war. In diesen neuen 
Bewegungen waren unsere Genossen natürlich auch 
mit führend. Zum Beispiel in der Frauenfriedens¬ 
bewegung, im Kampf gegen die Notstandsgesetze. 
Da haben wir Aktionen gemacht, und die Genossin¬ 
nen waren dabei. Wir waren das Gerüst dieser Be¬ 
wegung. Wie sich das bei den Studenten entwickelt 
hat, kann ich nicht beurteilen. Aber sonst, ohne die 
Partei wäre da nichts gelaufen. 

UZ: 1968 hat sich dann die DKP als neue, legale 
kommunistische Partei konstituiert. Was hat die Neu¬ 
konstituierung für dich bedeutet? 

Ingrid Wils: Endlich raus aus der Illegalität und or¬ 
dentlich arbeiten. Nicht mehr diese ständige Gefahr 
der Verhaftung, die hattest du ja bis zur Neukonsti¬ 
tuierung. Ich habe die ganze Zeit, bis zum Schluss, 
illegal gearbeitet. Da hast du praktisch jeden Tag 
unter dem schwebenden Fallbeil, dass du wieder ver¬ 
haftet wirst, gelebt. 

UZ: Du hast illegal gearbeitet und im Gefängnis ge¬ 
sessen. Du wärst gerne wieder in die DDR gegan¬ 
gen, bist aber auf Anweisung der KPD in der BRD 
geblieben. Wenn du heute hörst: „Die DDR war ein 
Unrechtsstaat, wir leben in einem Rechtsstaat“ - wie 
siehst du das? 

Ingrid Wils: Da rege ich mich auf. Also, diese Tage 
um den 9. November waren für mich eine Katas¬ 
trophe, wenn ich den Fernseher eingeschaltet habe. 
Wir wissen bis heute nicht, wie die Zeugen heißen, 
deren Aussagen zu unserer Verurteilung geführt ha¬ 
ben - das waren alles Zeugen vom Hörensagen, die 
auch viel Blödsinn behauptet haben. Die Inoffizi¬ 
ellen Mitarbeiter der Staatssicherheit werden bis 
heute ans Messer geliefert, weil die DDR angeblich 
ein Unrechtsstaat war. Mein Mann Herbert ist 1953 
ins Gefängnis gesteckt worden, weil er ein Transpa¬ 
rent aufgehängt hat, das hatte die FDJ gemalt: „Ich 
wünsche der deutschen Jugend viel Erfolg in ihrem 
Kampf. J.W. Stalin“. Dafür einen jungen Menschen, 
der noch nie straffällig geworden war, 13 Monate 
ohne Bewährung ins Gefängnis zu stecken, das ist 
doch wohl Wahnsinn. Der wird erst recht renitent, 
und das ist er geworden. 

Das war eine Zeit, in der alles strafbar war. Mit 
dem so genannten Blitzgesetz von 1951 wurde alles 
unter Strafe gestellt, was den „Bestand der Bundes¬ 
republik Deutschland“ in Frage stellt. Aber damit 
war auch alles, was in Richtung der Einheit Deutsc- 
lands ging, verboten. Für uns war ja selbstverständ¬ 
lich, dass wir für die Einheit sind. Die Westmächte 
und die Adenauer-Regierung haben Deutschland 
gespalten, die DDR ist immer nur nachgezogen - bei 
der Währungsreform, bei der Staatsgründung. Das 
wird heute alles übergangen. 25 Jahre Wiederverei¬ 
nigung - was da erzählt wird, ist unverschämt, das 
ärgert mich, das bringt mich zum Kochen. Denn das 
ist Geschichtsfälschung. 
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Rückblick und Ermutigung 

Großer Andrang beim Empfang der DKP Hamburg 
für Esther Bejarano 


Der große Saal im Magda-Thürey- 
Zentrum (MTZ) war bis auf den letz¬ 
ten Platz gefüllt, als die DKP Hamburg 
am 16. Dezember zu einem Empfang 
zu Ehren des 90. Geburtstags von Es¬ 
ther Bejarano geladen hatte. Die gut 50 
Gäste verfolgten mit großem Interes¬ 
se das spannende und abwechslungs¬ 
reiche Programm, welches neben einer 
Laudatio der UZ-Chefredakteurin und 
stellvertretenden DKP-Parteivorsit- 
zenden Nina Hager auch einige kultu¬ 
relle Beiträge sowie die ein oder andere 
Überraschung zu bieten hatte. 

Viel Beifall gab es für die Live- 
Musik des Liedermachers Kai Degen¬ 
hardt sowie des Duos „Schenzer & Wil- 
ke“ und die Anwesenden ließen es sich 
nicht nehmen, die bekannteren Songs 
kräftig mitzusingen. Der Liederma¬ 
cher Konstantin Wecker, langjähriger 
Freund und Weggefährte von Esther 
konnte zwar nicht persönlich anwesend 
sein, ließ ihr aber anlässlich des Emp¬ 
fangs der DKP eine Grußbotschaft 
übermitteln. Einen ganz besonderen 
Höhepunkt des Abends stellte eine 


Video-Grußbotschaft der Band „Mi- 
crophone Mafia“ dar, in der sie Esther 
für ihre jahrelange enge musikalische 
Zusammenarbeit ihre Ehrerbietung 
bezeugten und ihr dann noch spontan 
einen akustischen Rap darbrachten. 

Nach Ende des offiziellen Pro¬ 
gramms blieben Esther und die meisten 
Gäste noch stundenlang in gemütlicher 
Runde im MTZ, um zu klönen, Erin¬ 
nerungen auszutauschen sowie über 
die aktuellen politischen Ereignisse zu 
diskutieren. Ein wirklich ermutigendes 
und ganz besonderes Ergebnis dieses 
Empfangs war, dass zwei der anwesen¬ 
den Sympathisantinnen der DKP ihre 
Beitrittserklärung für unsere kommu¬ 
nistische Partei ausfüllten, so dass die¬ 
ser Abend nicht nur in menschlicher 
und kultureller Hinsicht ein voller Er¬ 
folg war, sondern die DKP Hamburg 
sogar personell gestärkt daraus hervor¬ 
ging. Eine glückliche Esther, vollauf zu¬ 
friedene Gäste, die Gewinnung neuer 
Mitglieder für die DKP - rundum also 
eine überaus gelungene Veranstaltung! 

D.W. 



Der amerikanische (Alp-)Traum 

Tommy Lee Jones bringt seine zweite Regiearbeit ins Kino: The Homesman 


as raue Land streckt sich in 
staubtrockenem Gelbbraun 
bis zum Horizont. Nirgends ein 
Kaum mehr als ein dürres Le¬ 
ben kann die kleine Frontier-Gemein- 
de dem mageren Boden der Nebraska 
Territories abtrotzen. Der „amerika¬ 
nische Traum“ westlich des Mississip¬ 
pi vor dem Bürgerkrieg. Die Great 
Plains - ein verlorenes Niemands¬ 
land, in dem die verlassene Heldin das 
verdorrte Gras buchstäblich, wie das 
Vieh, vom Boden fressen wird. Drei 
Frauen (Sonja Richter, Grace Güm¬ 
mer, Miranda Otto) sind an der mo¬ 
noton-kargen Verlorenheit ihrer Exis¬ 
tenz und an der stupenden Borniert¬ 
heit ihrer Männer irre geworden. Hier, 
wo kaum genug für die Gesunden ist, 
können sie nicht bleiben. Jemand muss 
sie in den „zivilisierten“ Osten, nach 
Iowa bringen. Jemand, der Manns ge¬ 
nug ist, die Strapazen dieses wochen¬ 
langen gefährlichen Trecks stemmen 
zu können. Dieser Mann ist eine Frau. 

Mary Bee Cuddy (Hilary Swank) 
ist fromm, fleißig und, soweit es die 
widrigen Verhältnisse hergeben, eine 
erfolgreiche Farmerin. Beharrlich 
stemmt sie sich gegen die drohende 
Verwahrlosung durch die niederdrü¬ 
ckenden Umstände. Die reinliche Ak¬ 
kuratesse ihres akribisch gepflegten 
Haushalts hebt sich merkwürdig ab 
von der Omnipräsenz von Dreck und 
Armut. In Ermangelung eines echten 
Instruments musiziert sie auf einer ge¬ 
stickten Decke, welche die Tastatur ei¬ 
nes Piano wiedergibt. Mary Bee Cud¬ 
dy ist die pietistische „höhere“ Tochter 
aus gutem Hause, die selbst in finsters¬ 
te Ödnis verschlagen, voller Gottver¬ 
trauen und Pflichterfüllung eisern an 
ihren „gottgefälligen“ Lebensprinzi¬ 
pien festhält (Eine beeindruckende 
Leistung von Hilary Swank). 

Allerdings, so erfolgreich Swanks 
Cuddy bei der Arbeit ist, so erfolglos 
ist sie in der Liebe. Ihr protestanti¬ 
sches Arbeitsethos wirkt so staubtro¬ 
cken wie die sie umgebende Land¬ 
schaft. Selbst der tumbe Nachbar, den 
sie mit einem einladenden Hähnchen¬ 
braten angelockt hat und den sie mit 
dem Song „Rosalie, the Prairie Flow- 
er“ zu beeindrucken versucht, flüch¬ 
tet geradezu panisch, als sie ihm ih¬ 
ren Heiratsantrag (es klingt eher nach 
einem lukrativen Geschäftskontrakt) 
unterbreitet. „Too bossy and too 
damn plain.“ (Zu herrisch und zu ge¬ 
radeheraus.) 

Dieses protestantische Pflichter¬ 
füllungsethos ist es auch, welches Miss 
Cuddy den Job aufhalst, die drei Frau¬ 
en in den Osten zu transportieren. Die 


D 

Grün. 


Kerle des Örtchens haben entweder 
zu wenig Mumm oder zu wenig Ehre 
im Leib, sind nicht vertrauenswürdig 
genug. Zum Pech in der Liebe kommt 
das beim Losen. Cuddy zieht die 
„Schwarze Bohne“. Sie muss fahren. 

Glücklicherweise trifft sie vor ihrer 
Abreise noch auf einen abgerissenen 
desertierten Kavalleristen mit Erfah¬ 
rung im Massenmord an Indianern: 
George Briggs (Tommy Lee Jones). 
Briggs hängt, weil er sich den Claim 
eines anderen unter den Nagel reißen 
wollte, in seinen Long-Johns an einem 
Baum. D.h. noch hängt er nicht, son¬ 
dern er sitzt auf seinem Pferd. Aber 
seine Hände sind gefesselt und um 
seinen Hals liegt eine Schlinge. So¬ 
bald das Pferd losläuft, wird er hän¬ 
gen. Unweigerlich. 

Cuddy schneidet ihn los. Aber ganz 
Geschäftsfrau, nicht ohne mit ihm zu¬ 
vor einen Deal geschlossen zu haben. 
Der nicht eben vertrauenerwecken¬ 
de, aber kampferfahrene Briggs soll 
ihr helfen die Frauen in den Osten zu 
schaffen. Es beginnt also ein Road- 
Movie der besonderen Art. 

Wie meistens in diesem Genre kon¬ 
frontiert auch Tommy Lee Jones seine 
Protagonisten mit der Frage nach der 
Plausibilität und Stringenz ihrer Le¬ 
bensentwürfe. Die Intimität der auf¬ 


gezwungenen, körperlichen Nähe so¬ 
wie existentielle Bedrohung in einer 
feindlichen Umgebung lassen keine 
Ausflüchte zu. 

Miss Cuddy steht ganz zweifellos 
ausgezeichnet ihren Mann. Alles ist, 
selbst in dieser Ödnis, sauber, wohlge¬ 
ordnet und gottgefällig. Aber wohin 
führt das? George Briggs, oder wie er 
auch immer heißen mag, hat mit der¬ 
gleichen nicht viel am Hut. Ihm rei¬ 
chen eine Handvoll Dollar, ein gu¬ 
tes Essen und eine Flasche Whiskey. 
Wenn nötig zieht er dafür auch den 
Colt oder das Messer. Aber beim Pflü¬ 
gen den ganzen Tag den Arsch eines 
Ochsen zu sehen - um Gottes Willen. 

Es sind zwei Grundmuster des 
amerikanischen Western, die Jones 
hier konfrontiert. Da ist einerseits 
die schweißtreibende, bigott-elitäre 
WASP-Ideologie (White Anglo-Sa- 
xon Protestant), durch die frömmeln¬ 
de, aber altjüngferlich-asexuelle Sied¬ 
lerin verkörpert, und andererseits der 
egozentrische Freiheitsindividualis¬ 
mus des materiell ungebundenen, al¬ 
lenfalls gelegenheitsarbeitenden Trap¬ 
pers, Cowboys oder Tramps. Letzterer 
richtet seine sexuellen Phantasien in 
erster Linie auf Mexikanerinnen und 
vielleicht Indianerinnen, bei Weißen 
aber allenfalls auf den plüschigen 


Tingeltangel der Huren-Häuser. Die 
protestantische Siedlerin wird geach¬ 
tet, ihr strebsamer Fleiß geschätzt, 
aber sie wird nicht sinnlich begehrt. 
Miss Cuddy muss Briggs, nachdem sie 
auch ihm vergeblich einen Heiratsan¬ 
trag gemacht hatte, zum Beischlaf und 
wohl auch zur Defloration erpressen. 
Eine Demütigung, die ihr Stolz und 
ihre tief vergrabene Verletzlichkeit 
nicht verwinden kann. 

Am Ende der Reise - einer Umkeh¬ 
rung des Pioniermythos - ist Briggs in 
Hebron, in der grünen Prosperität und 
der weißen Gartenzaunidylle ange¬ 
kommen. Mit dem Geld, welches ihm 
Cuddy für seine Hilfe versprochen hat, 
versucht er sich in der „Zivilisation“ zu 
integrieren. Aber keine Chance. Seine 
Banknoten, ausgestellt von einer klei¬ 
nen Bank im „Grenzgebiet“, werden 
nicht akzeptiert. Die Pfarrersfrau (Me- 
ryl Streep), bei der er seine verwirrten 
Frauen abliefert, entlässt ihn mit einem 
kühlen: „Sie können nun gehen.“ He¬ 
bron ist für ihn kein Ort. Es bleibt ihm 
nichts als ein Zurück in die Ödnis und 
zum Alkohol. Er weiß, dass seine besten 
Tage Vergangenheit sind. Die Frömm¬ 
ler und Geschäftemacher werden das 
Land erobern. Die Freiheitsräume wer¬ 
den kleiner und kleiner. Sein getanzter 
Song in der Finsternis auf der Missouri- 


Fähre, begleitet von zwei Wanderarbei¬ 
tern, wirkt wie trotzig-autosuggestive 
Trance, ein trostloser Abgesang, mit 
dem er sich auf den Schmerz dieses un¬ 
vermeidlichen Elends bis zum bitteren 
Ende einstimmt. 

„The Homesman“ ist eine De¬ 
montage jeglicher Westernromantik 
und des Mythos 4 der schicksalhaften 
Bestimmung zur Eroberung des ame¬ 
rikanischen Westens. Wie in „True 
Grit 44 der Coen-Brüder bleibt auch in 
„The Homesman“ von den gepflegten 
Heldenlegenden nichts übrig. Jones’ 
dreckstarrender, in seinem Unter¬ 
hosen am Baum hängender George 
Briggs taugt ebenso wenig zum Ame¬ 
rican Hero wie Jeff Bridges versoffe¬ 
ner „Rooster“ Cogburn. Hailee Stein¬ 
felds 14-jährige Mattie Ross, ein be¬ 
merkenswert widerliches Schrapnell, 
ist zwar trotz ihrer Jugend deutlich 
altjüngferlich-steriler als es Swanks 
Cuddy je sein könnte. Konsequenter¬ 
weise bringt sie es zum Besitz einer 
Bank. Aber das Scheitern von Mary 
Bee Cuddy ist ungleich berührender. 
Es ist ein wirklicher Mensch und ein 
realer Traum, der hier scheitert. Bei 
„True Grit“ konnte man noch lachen. 
Nun, am Ende der Ära Obama, bleibt 
es einem in der Kehle stecken. 

Klaus Wagener 



In Unterhosen („Long Johns“), die Schlinge um den Hals: George Briggs (Tommy Lee Jones) 
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Reale, dürre Prosa 

Bemerkungen zum Zustand der EU • Von Klaus Wagener 


V on einem „High-Speed-Treffen 
in Brüssel“ sprach die „Süd¬ 
deutsche“ Nach ein paar Stun¬ 
den war beim EU-Gipfel alles vor¬ 
bei. Man habe sich unter dem neuen 
Ratspräsidenten, dem anti-russischen 
Hardliner Donald Tusk, wohl gefühlt 
und sei sogar noch vor Mitternacht 
fertig geworden, demonstrierte die 
Kanzlerin geschäftsmäßige Normali¬ 
tät. Alles im grünen Bereich in der EU 
und in der Welt? 

★ 

Nun, nicht so ganz. Zumindest wenn 
man einen Blick hinter die routinier¬ 
ten Inszenierungen wagt. Selbst nach 
den bekannt „kreativen“ Arbeitslo¬ 
senzahlen nach ILO-Kriterien sind 
laut Eurostat in der Eurozone 18,3 und 
in der EU 24,4 Millionen Menschen 
arbeitslos. (Erwerbstätigkeit liegt vor 
bei nur einer Stunde bezahlter Arbeit 
in der Woche, auch als Selbstständi¬ 
ger oder mithelfender Familienange¬ 
höriger) Wie viele tatsächlich ohne die 
Möglichkeit sind, ein zumindest hal- 
berleiwegs menschenwürdiges Da¬ 
sein aus Mitteln der eigenen Arbeit 
zu bestreiten, weiß kein Mensch. In 
der offenbar schon abgeschriebenen 
„Südperipherie“ liegen die offiziellen 
Zahlen weiterhin durchweg und zum 
Teil deutlich über 10 Prozent. In Spa¬ 
nien (24,0) und Griechenland (25,9) 
hat sich seit Beginn der Krise ein ver¬ 
heerender Sockel der Massenarbeits¬ 
losigkeit verfestigt. Auch wenn leichte 
Anpassungskorrekturen (Basiseffek¬ 
te) von der neoliberalen Qualitäts¬ 
presse zu Trendwenden hochgejubelt 
werden. 

Der eigentliche Trend ist in Itali¬ 
en erkennbar, dessen Arbeitslosigkeit 
auch in 2014 (auf 13,2 Prozent) ste¬ 
tig gestiegen ist. Mit Frankreich (10,5 
Prozent) schwenkt auch das zweit¬ 
größte EU/Euro-Land immer mehr 
auf Krisenkurs ein. Der große Skandal 
aber ist und bleibt die Jugendarbeits¬ 
losigkeit: Laut Eurostat in der EU bei 
21,6 Prozent, in der Eurozone bei 23,5 
Prozent. Wohlgemerkt nach ILO-Kri¬ 
terien. Es gibt in der EU-28 nur zwei 
(!) Staaten (Deutschland und die Nie¬ 
derlande) in denen die Jugendarbeits¬ 
losigkeit (statistisch) unter 10 Prozent 
liegt. Ansonsten in breiter Fläche ein 
Bild wachsender Trostlosigkeit. Zwar 
halten Griechenland (49,3 Prozent) 
und Spanien (53,8 Prozent) die Nega¬ 
tivrekorde, doch rücken Frankreich 
(24,3 Prozent) und Italien (43,3 Pro¬ 
zent) immer mehr auf. Eine ganze Ge¬ 
neration sieht sich ihrer Lebenspers¬ 
pektive beraubt. Zugegeben, neu ist 
das nicht. Aber angesichts der jahres- 
endzeitlichen staatstragenden Betrof¬ 
fenheitslyrik auf den öffentlich-recht¬ 
lichen Kanälen ist der Hinweis auf die 
reale, dürre Prosa vielleicht nicht so 
daneben. Wer nach Gründen für den 
Aufstieg der Le Pens, Farage, Grillos, 
Wilders, aber auch des AfD und von 
Pegida sucht, sollte hier beginnen. 

★ 

Basis einer wie auch immer gedach¬ 
ten substantiell-nachhaltigen Trend¬ 
wende wäre eine positive Entwick¬ 
lung der Industrieproduktion. Aber 
danach sieht es nicht gerade aus. Eu¬ 
rostat meldete für die Eurozone einen 
Anstieg der breitgefassten Industrie¬ 
produktion (Bergbau, Energie, Ver¬ 
arbeitendes Gewerbe), saisonberei¬ 
nigt, um statistisch kaum messbare 
0,1 Prozent. Eurozonien befindet sich 
mit seiner materiellen Produktion in 
etwa auf dem Niveau des Jahres 2000. 
Bei einer allerdings sehr unterschied¬ 
licher Entwicklung. Bei „freiem Han¬ 
del“ von Waren und Kapital setzen 
sich naturgemäß immer die Stärksten 
durch. Während Deutschland seither 
einen Produktionsanstieg von rund 
20 Prozent verzeichnen konnte, ver¬ 
loren Frankreich 17, Portugal 19, Spa¬ 
nien 22 und Griechenland 30 Prozent 
ihres Produktionsoutputs. Diese nach 
dem Crash 2009 verstärkt wirkende 
disparate Drift ist die tiefere Ursa¬ 


che der „Euro-Krise“. Sie wirkt, wenn 
auch nicht mehr in der drastischen 
Beschleunigung der Jahre 2010/11, 
nach wie vor ungebrochen fort. Aus 
den damit verbundenen Handelsströ¬ 
men resultieren Außenhandelsdefizi¬ 
te und Auslandsverbindlichkeiten in 
den „Peripheriestaaten“, Außenhan¬ 
delsüberschüsse und Forderungen 
vor allem in der Bundesrepublik. Pri¬ 
vate und staatliche Überschuldung 
und die damit verbundenen Refinan¬ 
zierungsprobleme - über das von der 
globalen Großen Krise des Kapitalis¬ 
mus ohnehin verursachte Maß hinaus 
in den „Krisenstaaten“. Alle bisheri¬ 


gen „Lösungsversuche“ der EU-Ge- 
waltigen haben tunlichst vermieden, 
diesen basalen, realwirtschaftlichen 
Mechanismus anzutasten. Die Euro- 
„Rettungsstrategie“ befasst sich nach 
wie vor mit den Symptomen der Kri¬ 
se auf der monetären und auf der Fi¬ 
nanzebene; primär natürlich mit der 
Rettung der Finanzindustrie. Hier sind 
sowohl die diversen „Rettungsschir¬ 
me“ wie auch die Bilanzausweitungen, 
sprich die „Dicken Berthas“ der EZB, 
angesiedelt. Realwirtschaftlich wurde 
und wird dagegen das Programm der 
„inneren Abwertung“, der Verbilli¬ 
gung der Ware Arbeitskraft, erweitert 
zu umfassenden Austeritätsprogram- 
men, durchgesetzt. Diese vor allem 
über die Kaufkraftschrumpfung im 
Effekt kontraktiven Programme ha¬ 
ben, im Gegensatz zu den vollmundi¬ 
gen Berlin/Brüsseler Versprechungen, 
erwartungsgemäß den Deindustriali¬ 
sierungsprozess in den „Krisenlän¬ 
dern“ nicht aufhalten können, im Ge¬ 
genteil. 

Der Bock... 

Seit dem 1. November 2014 heißt der 
EU-Kommissions-Chef Jean-Claude 
Juncker. Eine symbolträchtige Ernen¬ 
nung, die vom vereinten neoliberalen 
Block (Konservative, Sozialdemo¬ 
kraten, Grüne und Liberale) gestützt 
wurde. Wie nun die geleakten PwC- 
Dokumente (PricewaterhouseCoo- 
pers) nahe legen, war Herr Juncker 
auf dem Gebiet des Steuerdumping 
ähnlich erfolgreich wie Herr Schröder 
und Frau Merkel auf dem Gebiet des 
Lohndumping. Und ebenso wie Frau 
Merkel trotz allem unangefochten 
im Kanzleramt residiert, wurde auch 
Herr Junckers anstandslos auf seinen 
Sessel im Brüsseler Berlaymont-Ge- 
bäude gehievt. 

Steuerdumping ist keine Erfin¬ 
dung des neuen Kommissions-Chefs. 
Ähnliches, wenn auch nicht ganz so 
dreistes, hatte schon der „keltische 
Tiger“ und mit ihm diverse andere 
Steuer-Paradiese oder - Oasen im 
Programm. Seit der Kapitalismus ge¬ 


waltige Profite ermöglicht, gibt es den 
Wunsch der Reichen, ihre Vermögen 
vor dem Zugriff des Staates „in Si¬ 
cherheit“ zu bringen. Selbstredend ist 
für sie der bürgerliche Staat ein Inst¬ 
rument der (groß)bürgerlichen Klas¬ 
se zur Verteidigung ihrer Interessen. 
Aber darum muss man ja nicht selbst 
dafür zahlen. Mit der Entgrenzung 
des Kapitalismus und dem Fall der 
Kapitalverkehrskontrollen ist aus der 
partiellen, gewissermaßen privaten 
„Steuervermeidung“ ein allgemeines 
Strukturelement der globalen Durch¬ 
setzung neoliberal geprägter Verwer¬ 
tungsbedingungen geworden. Gegen¬ 


wärtig werden etwa 70 „Steueroasen“ 
gezählt. Je lauter die Politik-Darsteller 
den Kampf gegen sie verkünden, die 
Kavallerie von Fort Yuma ausreiten 
lassen wollen, um so sicherer darf man 
sein, dass sie an Zahl und Geschäfts¬ 
volumen zunehmen. Zum Konstruk¬ 
tionsprinzip der Eurozone gehört die 
Konkurrenz. Die Mitgliedsstaaten 
wie auch Regionen konkurrieren un¬ 
ter dem Euphemismus „Standortvor¬ 
teil“ mit immer niedrigeren Löhnen, 
Abgaben und Auflagen und eben auch 
Steuern um das anlagesuchende inter¬ 
nationale Kapital. Was hat ein Staat 
wie Luxemburg der dort ansässigen 
üppigen Ansammlung internationa¬ 
ler „Investoren“ schon zu bieten, au¬ 
ßer gewisse lukrative Hehlerdienste. 
Und was für Luxemburg gilt, gilt für 
die anderen Siebzig mutatis mutandis 
ebenso. 

„Quod licet Iovi, non licet Bovi“ 
oder: Was dem Mark Zuckerberg er¬ 
laubt ist, ist dem Karl Meier noch lan¬ 
ge nicht erlaubt. Wer seine Arbeits¬ 
kraft zu Markte tragen muss, hat im 
digitalen Zeitalter, ganz im Gegenteil 
zu den Google, Facebook Apple und 
Co, so gut wie keine Chance, irgend¬ 
etwas von relevanter Größe am Fis¬ 
kus vorbeizuschmuggeln. (Sofern der 
verriesterte, verrürupste und verhartz- 
te Zeitgenosse solches überhaupt be¬ 
sitzt). Die fürsorgliche Pflege des Gro¬ 
ßen Geldes durch den neuen Kommis¬ 
sionspräsidenten vervollständigt die in 
den letzten Jahren nachhaltige Image¬ 
gestaltung des Neuen Europa, das so 
ganz anders aussieht als in den Wer¬ 
beprospekten der Kohl-Ära, in denen 
es um freies Autofahren und einfaches 
Bezahlen ging. Nun sind laut Statisti¬ 
schem Bundesamt 20,3 Prozent der 
Bevölkerung Deutschlands von Ar¬ 
mut und sozialer Ausgrenzung „be¬ 
droht“: 16,2 Millionen Menschen. Die 
Existenz einer Zweiklassengesellschaft 
ist beim besten Willen nicht mehr zu 
leugnen. Die Wiesbadener Statistiker 
trösten uns damit, dass es in der EU 
sogar 24,5 Prozent seien: 124 Millionen 
Menschen. 124 Millionen deprimieren¬ 


de Einzelschicksale. Ein starker Trost. 
Nun wollen auch Sozialdemokraten, 
Grüne ohnehin, die Steuerhinterzie¬ 
hung in Europa mit Herrn Juncker be¬ 
kämpfen. Das ist in etwa, als wolle man 
mit Joseph Fischer für den Pazifismus 
werben. 

Der neue „Russlandfeldzug“? 

Als gäbe es nicht schon Probleme ge¬ 
nug. Der monetär induzierte Inves¬ 
titionsschub in den „aufstrebenden 
Staaten“ verliert spürbar an Dyna¬ 
mik, der zwischenzeitlich etwas ent¬ 
spanntem Krisenmodus droht wieder 
in ein akutes Stadium zurückzufallen, 


für ein erklärt außenorientiertes Ge¬ 
bilde wie Deutsch-Europa eine ver¬ 
hängnisvolle Entwicklung. Nun hat 
sich die EU, und selbst Berlin, in eine 
US-geführte Konfrontation gegen 
Russland hineinziehen lassen. Schon 
die „Übernahme“ eines im US-Jargon 
„failed state“, (gescheiterten Staates) 
wie die von putschenden rechten bis 
faschistischen US-Marionetten in ei¬ 
nen Bürgerkrieg getriebene Ukraine, 
wird hohe mehrstellige Milliardenbe¬ 
träge kosten. 

Kosten, die völlig unübersehbar 
werden, sollte Kiew seine Rückerobe¬ 
rungsambitionen gegen den Donbass 
und die Krim nach der vom Waffen¬ 
stillstand ermöglichten Nachrüstungs¬ 
pause ernsthaft und mit substantiel¬ 
ler US-/EU-Unterstützung verfolgen. 
Damit wäre eine direkte militärische 
Konfrontation mit Russland kaum zu 
vermeiden. In Washington zumindest 
scheint das auch niemand vermeiden 
zu wollen. Die Zeichen stehen hier 
eher auf „Regime Change“. Die durch 
die Sanktionspolitik und den drastisch 
abgesenkten Ölpreis (eine eindrucks¬ 
volle Demonstration des finanziell¬ 
ökonomischen Erpressungspotenti¬ 
als) massiven Probleme Russlands für 
einen Sturz Putins zu nutzen. Wie zu 
erwarten hat sich Herr Chodorkowski 
bereitwillig für diesen Job angeboten. 
(wie aussichtsreich ein solches Unter¬ 
nehmen wäre ist eine andere Sache.) 
Klar ist hingegen, dass der aggressive 
Schwenk der US-Politik die Positio¬ 
nen auf dem eurasischen Schachbrett 
abrupt geändert hat. 

Unmittelbar sichtbar sind die Ver¬ 
luste der deutschen Exportindustrie. 
Im Oktober 2014 verzeichnete der 
Export nach Russland einen Verlust 
von satten 22 Prozent zum Vorjahr. 
Auch wenn das in Relation zum Ge¬ 
samtexport nicht als sonderlich viel 
erscheint, signalisiert der Wegfall ei¬ 
nes großen, strategisch bedeutenden 
Marktes, eine notwendige Neupositio¬ 
nierung. Sowohl der EU, als aber mehr 
noch Russlands. Ausgefallene Liefe¬ 
ranten müssen ersetzt werden, neue 



Kunden, Absatzmärkte und Geldge¬ 
ber gewonnen werden. Russland wird 
sich, auch wenn das bislang noch kom¬ 
pliziert erscheint, stärker auf seine 
Nachbarn in Asien und im Mittleren 
Osten zu stützen versuchen. Drei ins 
Auge fallende Ereignisse illustrieren 
diese Wende. Der 400 Milliarden Dol¬ 
lar schwere Energie-Deal mit China, 
das Währungsswap-Abkommen Russ¬ 
lands, ebenfalls mit China (es ermög¬ 
licht den bilateralen Handel auf der 
Basis der eigenen Währung und kann 
als Schritt zur „Entdollarisierung“ des 
Ölhandels gesehen werden) und drit¬ 
tens das Ende von „South-Stream“. 
Die Pipeline sollte unter Umgehung 
der Ukraine russisches Erdgas nach 
Südeuropa transportieren. Nun hat 
die russische Regierung ein „Memo¬ 
randum of Understandig“ (Absichts¬ 
erklärung) mit der Türkei unterzeich¬ 
net, das die Lieferung großer Mengen 
russischen Erdgases in die Türkei vor¬ 
sieht. Europa wird daher demnächst 
wohl von einer deutlich aufgewerte¬ 
ten Türkei und zu türkischen Preisen 
kaufen dürfen. 

ln der Vasallenrolle 

Geostrategisch signalisiert die gegen¬ 
wärtige deutsch-europäische Russ¬ 
landpolitik die Akzeptanz der 1943/44 
eingetretenen Lage. (Die sich poli¬ 
tisch dann im Versuch des „20. Juli“ 
niederschlug.) Das Scheitern einer 
eigenständigen Eurasienpolitik, der 
Verzicht auf den eigenen Weltmacht¬ 
status und die Akzeptanz des Hege- 
monialstatus des angloamerikani- 
schen Blocks. Eine Eurasienpolitik 
(zunächst in Form des Kalten Krie¬ 
ges) war für die deutschen Eliten spä¬ 
testens nach der Schlacht bei Kursk 
nur noch in der Vasallenrolle denkbar. 
Die Nagelprobe Ukraine hat gezeigt, 
dass diese Haltung bei all ihrer Wider¬ 
sprüchlichkeit auch weiterhin bestim¬ 
mend für die deutsch-europäische Au¬ 
ßenpolitik geblieben ist. Der deutsche 
Imperialismus sucht sein Gewicht in 
dieser Vasallenbeziehung zu erhöhen, 
bspw. durch verstärktes militärisches 
Engagement, er versucht nicht, trotz 
eigener Verluste, dieses Verhältnis in 
Frage zu stellen. 


★ 

Für die arbeitenden Menschen, die 
nicht in den Kategorien imperialisti¬ 
scher Kumpanei denken, bleiben die 
zutiefst widersprüchlichen Erschei¬ 
nungen, deren Opfer sie sind. Die 
neoliberalen Verzichtsapostel wie 
Gerhard Schröder predigen Wasser 
und saufen Wein. Nach einer Dekade 
Agendapolitik ist klar: Wasser saufen 
hilft nicht gegen Armut. Also kom¬ 
men die marktradikalen Hasspredi¬ 
ger zum Zug: „Wer betrügt, der fliegt.“ 
Bei weitem nicht nur für Thilo Sarra¬ 
zin sind dumme Ausländer, faule Drü¬ 
ckeberger oder anspruchsvolle Rent¬ 
ner schuld. Der bedrohte Kleinbürger 
orientiert sich traditionell nach rechts. 
Das war schon in Weimar so. Die or¬ 
ganisierte Arbeiterschaft, teils in die 
selbstzerstörerische Agendapolitik 
eingebunden, teils im abwehrenden 
Tageskampf aufgerieben, ist, vor al¬ 
lem in Deutschland, politisch paraly¬ 
siert. Das Scheitern der Großen Al¬ 
ternative ließ auch ihre erbitterten 
sozialdemokratischen Gegner ratlos. 
Das sozialdemokratische Jahrhun¬ 
dert ist ebenso eine Luftblase geblie¬ 
ben wie die Friedensdividende nach 
Ende des Kalten Krieges. Insbesonde¬ 
re der deutsche Reformismus vermag 
keine tragfähige Zukunftsvision mehr 
zu formulieren. Ein „Unsere Kinder 
sollen es einmal besser haben“, wür¬ 
de jedem im Halse stecken bleiben. 
Brandts „Jetzt wächst zusammen, was 
zusammen gehört“ hatte schon nichts 
mehr als die Kapitulation vor der im¬ 
perialen Überlegenheit. „Unsere Kin¬ 
der sollen einmal bessere Ellenbogen 
haben“ ist alles was geblieben ist. In 
dieser Lage dürften den populisti¬ 
schen Bewegungen ein Erfolg nicht 
versagt bleiben. 
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Zwischen den Zeilen 

Obama verspricht, Kuba zu helfen - wie finden das die Kubaner? Eindrücke aus Havanna • Von Paula K. 


N achdem das kubanische Fernse¬ 
hen die Rede von Raul Castro 
zur Befreiung der Miami 5 aus¬ 
gestrahlt hatte, sind wir mit dem Bus 
am Platz der Revolution vorbeigefah¬ 
ren - in der Hoffnung, dort die Vorbe¬ 
reitungen zu einer Massenveranstal¬ 
tung sehen zu können. Die große Party 
zur Befreiung der Fünf ist jedoch aus¬ 
geblieben - bis heute. Zum Jahreswech¬ 
sel soll in den Stadtteilen gefeiert wer¬ 
den, sowohl der 57. Jahrestag der Revo¬ 
lution als auch die Rückkehr der Fünf. 
Vielleicht sind wir einfach nur am fal¬ 
schen Ort, als am 17. Dezember der 
Umbruch in den Beziehungen zwi¬ 
schen Kuba und den USA öffentlich 
wird. Zwei Kilometer weiter nördlich, 
im Stadtteil Vedado, versammeln sich 
Studierende der Universität von Ha¬ 
vanna spontan zu einer Demonstration. 
Auf der 23. Straße rufen sie Sprechchö¬ 
re und fordern die Passanten auf, sich 
zur Feier des Tages der Demo anzu¬ 
schließen. 

Am nächsten Tag fragt mich einer 
der Fahrer der polytechnischen Uni¬ 
versität CUJAE, ob ich schon wüss¬ 
te, welche 
großartigen 
Nachrich¬ 
ten es für 
Kuba gibt. 

Ich verbringe dort am Fachbereich für 
Marxismus mein Auslandssemester. 
Mit „großartigen Nachrichten“ meint 
er beides: Die Freilassung der „Los 
Cinco“ und die diplomatische Annä¬ 
herung zwischen Kuba und den USA. 
Er ärgert sich, dass die Fünf als Spione 
dargestellt werden, denn das sind sie 
nicht. „Sie haben Großes vollbracht, 
um Kuba zu schützen, und die Men¬ 
schen sind ihnen dankbar dafür.“ Aber 
er sagt auch, dass man nicht vergessen 
dürfe, wie schlecht es um Kuba steht. 
Obama habe Recht, wenn er sagt, man 
müsse Kuba dabei helfen, im 21. Jahr¬ 
hundert anzukommen. Für ihn sind die 
Ankündigungen des US-Präsidenten 
ein Hoffnungsschimmer: Der verän¬ 
derte Kurs der US-Regierung könnte 


die Lage der kubanischen Wirtschaft 
verbessern und den Lebensstandard 
aller erhöhen. 

Claudia, eine Freundin, die Archi¬ 
tektur studiert, sieht das anders. Ich 
treffe sie in der Schlange vor der Eisdie¬ 
le auf dem Campus. „Ganz ehrlich, die 
wenigsten freuen sich über die Rück¬ 
kehr der Fünf, alle freuen sich über die 
Öffnung!“ Obamas Rede sei sehr gut 
gewesen, es gebe Hoffnung, er werde 
Kuba unterstützen. Ihre Hoffnung: dass 
Obama sich nicht auf die Freilassung 
der Fünf beschränkt, sondern in den 
letzten Monaten seiner Amtszeit seine 
Versprechen wahr macht und sich tat¬ 
sächlich etwas an den ökonomischen 
Verhältnissen ändert. 

Julian ist wütend. Er ist Leiter des 
Netzwerks der Universitäten zur Be¬ 
freiung der Miami 5 - was im neuen 
Jahr an Aufgaben auf ihn warten wird 
ist unklar. Ihn ärgert, dass „die Men¬ 
schen so blind sind“: „Alle lieben Ob¬ 
ama und kaum einer sieht, wie klug 
und hinterlistig er ist.“ Obama hat die 
Wirtschaftsblockade in zwei Bereiche 
geteilt: Ein Teil betrifft direkt die Be¬ 
völkerung, 
der andere 
Teil nur in¬ 
direkt - er 
wirkt sich 
vor allem auf die Regierung aus. Im ers¬ 
ten Bereich hat er nun weitreichende 
Lockerungen verfügt. Für viele Kuba¬ 
ner sieht es so aus, als wäre das Gröbste 
vorbei. Im zweiten Bereich hat er die 
Gesetze eher noch verschärft - nun 
wird es so aussehen, als wäre der Staat 
schuld an allen Unannehmlichkeiten. 
Die Blockade hat Kuba seit 1962 über 
eine Billion US-Dollar gekostet. Durch 
die neue Taktik der USA sehe man 
nicht sofort, welche Auswirkungen die 
Blockade hat. So geraten alle, die sich 
gegen Obama stellen, in Verruf, erklärt 
Julian - obwohl genau das gerade nö¬ 
tig wäre. 

Obama will sich als Freund der Ku¬ 
baner darstellen, und das ist ihm ge¬ 
lungen. In seiner Rede am 17. Dezem¬ 


„Die ideologische Bildung ist heute 
wichtiger denn je!" 


ber verkündete er seine Versprechun¬ 
gen von der freundlichen Supermacht: 

„Kubaner - 

sagen über 
ihr tägli¬ 
ches Le- _ 

ben stets: 

,No es fäcil - es ist nicht einfach 4 . Heu¬ 
te möchten die Vereinigten Staaten ein 


Partner darin sein, das Leben des einfa¬ 
chen Kubaners etwas einfacher zu ma- 
- chen, et- 

„Kaum einer sieht, wie klug und was frei - 

er, etwas 

_ wohlha¬ 
bender.“ 

Am letzten Tag feiern die Studierenden 
und Mitarbeiter unseres Fachbereichs, 


hinterlistig Obama ist.“ 



der für die ideologische Bildung der 
Studierenden zuständig ist. Zu feiern 
gibt es genug: Die Weihnachtsferien, 
das neue Jahr, die guten Nachrichten. 
Der Fachbereichsleiter Jose Ricardo 
ergreift das Wort: „Wir haben in den 
vielen Jahren des Bestehens unserer In¬ 
stitution immer wieder dafür gekämpft, 
dass der Marxismus nicht ausstirbt, da¬ 
rauf können wir stolz sein!“ Nun, dar¬ 
auf weist er hin, stehen besonders gro¬ 
ße Aufgaben vor ihnen. Die Kollegen 
sollten Obamas Rede noch einmal in 
Ruhe durchlesen. „Lest zwischen den 
Zeilen“, sagt Ricardo, „denn darin wer¬ 
det ihr sehen, die ideologische Bildung 
ist heute wichtiger denn je.“ 

Das kubanische Volk feiert die 
Rückkehr der „Cinco“. Doch was man 
von der diplomatischen Annäherung 
an die Großmacht vor der Haustür 
halten soll, darin sind sie uneinig. Die 
Stimmung in der Bevölkerung ist wi¬ 
dersprüchlich. Die einen machen sich 
Hoffnungen auf ein Ende der Wirt¬ 
schaftsblockade oder sogar darauf, 
dass die USA ihnen aus ihrer Misere 
helfen und die Probleme des kleinen 
Landes lösen könnten. Nur wenige se¬ 
hen, welche Absichten hinter Obamas 
Kurswechsel stehen. Sie wissen, dass 
dies das Bewusstsein der Kubaner auf 
ganz neue Weise auf die Probe stellen 
wird - dabei hatte der kommunistische 
Jugendverband UJC erst vor kurzem 
eingeschätzt, dass das revolutionäre 
Bewusstsein gerade unter jungen Ku¬ 
banern zu wenig entwickelt ist. Auch 
diesmal wird die kubanische Revoluti¬ 
on nicht automatisch ihren Weg finden, 
sie hängt von dem Einsatz und der Un¬ 
terstützung der Bevölkerung ab. Aber 
Kuba hat in einigen Jahrzehnten vielen 
Prophezeiungen über den Untergang 
der Revolution getrotzt und den Sozi¬ 
alismus zu verteidigen gewusst. 

Paula K. ( 21 ) studiert Marxismus-Le¬ 
ninismus in Havanna. Gemeinsam 
mit anderen deutschen Compafieros 
bloggt sie unter berichteaushavanna. 
wordpress.com über ihre Eindrücke. 


Dialog auf Augenhöhe 

Dokumentiert: Rede von Raul Castro zur diplomatischen Annäherung an die USA 



Landsleute! 

Seit meiner Wahl zum Präsidenten des 
Staats- und Ministerrats habe ich zu 
verschiedenen Anlässen unsere Be¬ 
reitschaft bekundet, mit der Regie¬ 
rung der Vereinigten Staaten einen 
auf souveräner Gleichheit beruhen¬ 
den respektvollen Dialog zu führen, 
um wechselseitig die verschiedensten 
Themen ohne Beeinträchtigung der 
nationalen Unabhängigkeit und der 
Selbstbestimmung unseres Volkes zu 
behandeln. 

Diese Position wurde der Regie¬ 
rung der Vereinigten Staaten gegen¬ 
über sowohl in öffentlicher als auch 
privater Form durch den Compane- 
ro Fidel in verschiedenen Momenten 
unseres langen Kampfes zum Aus¬ 
druck gebracht mit der Empfehlung, 
die Meinungsverschiedenheiten zu 
diskutieren und durch Verhandlun¬ 
gen beizulegen, ohne dabei auch nur 
ein einziges unserer Prinzipien auf¬ 
zugeben. 

Das heldenhafte kubanische Volk 
hat im Angesicht großer Gefahren, 

Aggressio- _ 

nen, Widrig¬ 
keiten und 
Opfer be¬ 
wiesen, dass 
es seinen 

Idealen von Unabhängigkeit und so¬ 
zialer Gerechtigkeit treu ist und im¬ 
mer sein wird. Eng vereint haben wir 
in diesen 56 Jahren der Revolution tie¬ 
fe Treue gegenüber jenen bewahrt, die 
seit dem Beginn unserer Unabhängig¬ 


„Das heißt nicht, dass das 
Wichtigste gelöst ist: 
Die Blockade muss enden." 


keitskriege, von 1868 an, in Verteidi¬ 
gung dieser Prinzipien gefallen sind. 

Zur Zeit bringen wir, ungeachtet 
der Schwierigkeiten, die Aktualisie¬ 
rung unseres Wirtschaftsmodells vo¬ 
ran, um einen gedeihlichen und nach¬ 
haltigen Sozialismus aufzubauen. 

Als Ergebnis eines Dialogs auf 
höchster Ebene, der ein Telefonge- 
_ spräch bein¬ 
haltete, das 
ich gestern 
mit Präsi¬ 
dent Barack 
Obama führ¬ 
te, konnten bei der Behandlung eini¬ 
ger Themen, die im Interesse beider 
Nationen liegen, Fortschritte erzielt 
werden. 

Wie Fidel im Juni 2001 versprach, 
als er sagte „Sie werden zurückkeh¬ 


ren!“, trafen heute Gerardo, Ramön 
und Antonio in unserem Vaterland 
ein. 

Die unermessliche Freude ihrer 
Familienangehörigen und unseres 
ganzen Volkes, das sich unermüdlich 
für dieses Ziel eingesetzt hat, erfasst 
jene Hunderte von Solidaritätsko¬ 
mitees und -gruppen, Regierungen, 
Parlamente, Organisationen, Insti¬ 
tutionen und Persönlichkeiten, die 
während dieser 16 Jahre ihre Be¬ 
freiung ge¬ 
fordert und 
unverzagt 
Anstrengun¬ 
gen hierzu 
unternommen hatten. Ihnen allen 
sprechen wir unsere tiefste Dank¬ 
barkeit und Wertschätzung aus. 

Diese Entscheidung Präsident Ob¬ 
amas verdient den Respekt und die 
Anerkennung unseres Volkes. 

Dank und Anerkennung möchte 
ich dem Vatikan aussprechen, insbe¬ 
sondere Papst Franziskus, für das En¬ 
gagement zur Verbesserung der Bezie¬ 
hungen zwischen Kuba und den Verei¬ 
nigten Staaten. Ebenso der Regierung 
Kanadas für die Schaffung der Mög¬ 
lichkeiten zur Durchführung eines Di¬ 
alogs auf hoher Ebene zwischen den 
beiden Ländern. 

Gleichzeitig haben wir beschlos¬ 
sen, einen Spion kubanischer Her¬ 
kunft, der im Dienst jenes Landes ge¬ 
standen hatte, aus der Haft zu entlas¬ 
sen und in die Vereinigten Staaten zu 
schicken. 


Außerdem wurde heute aus huma¬ 
nitären Gründen auch der US-Bürger 
Alan Gross in sein Land zurückge¬ 
führt. 

Ebenso haben wir die Wiederauf¬ 
nahme der diplomatischen Beziehun¬ 
gen beschlossen. 

Auf unilaterale Weise, so wie wir es 
in strikter Einhaltung unseres Geset¬ 
zessystems handhaben, erhielten die 
entsprechenden Gefangenen Hafter¬ 
leichterungen, bis hin zur Freilassung 
von Perso¬ 
nen, an de¬ 
nen die Re¬ 
gierung der 
Vereinigten 
Staaten Interesse gezeigt hatte. 

Das will nicht heißen, dass das 
Wichtigste gelöst sei. Die Wirtschafts-, 
Handels- und Finanzblockade, die un¬ 
serem Land enorme menschliche und 
ökonomische Schäden zufügt, muss 
enden. 

Obwohl die Maßnahmen der Blo¬ 
ckade zum Gesetz gemacht worden 
sind, kann der Präsident der Verei¬ 
nigten Staaten in Ausübung seiner 
Befugnisse deren Anwendung ab¬ 
wandeln. 

Wir schlagen der Regierung der 
Vereinigten Staaten vor, beiderseitig 
Maßnahmen zu ergreifen, um das bi¬ 
laterale Klima zu verbessern und die 
Normalisierung der Beziehungen zwi¬ 
schen unseren Ländern voranzutrei¬ 
ben, die auf dem Völkerrecht und der 
Charta der Vereinten Nationen beru¬ 
hen müssen. 


„Die Entscheidung Obamas verdient 
Respekt und Anerkennung." 


Kuba wiederholt seine Bereit¬ 
schaft, in den multilateralen Organis¬ 
men, wie der Organisation der Verein¬ 
ten Nationen, zusammenzuarbeiten. 

Während wir anerkennen, dass wir 
tiefe Meinungsverschiedenheiten ha¬ 
ben, hauptsächlich in den Bereichen 
nationale Souveränität, Demokratie, 
Menschenrechte und Außenpolitik, 
bestätige ich erneut unseren Willen, 
all diese Themen zu besprechen. 

Ich fordere die Regierung der Ver¬ 
einigten Staaten dazu auf, die Hinder¬ 
nisse aus dem Weg zu räumen, die die 
Beziehungen zwischen unseren Völ¬ 
kern, den Familien und den Bürgern 
beider Länder unterbinden oder be¬ 
schränken, insbesondere bezüglich der 
Reisen, des direkten Postverkehrs und 
der Telekommunikation. 

Die während der geführten Ge¬ 
spräche erreichten Fortschritte bewei¬ 
sen, dass es möglich ist, eine Lösung 
für viele Probleme zu finden. 

Wie wir wiederholt ausgedrückt 
haben, müssen wir die Kunst erlernen, 
auf zivilisierte Art - mit unseren Mei¬ 
nungsverschiedenheiten - zusammen 
zu leben. 

Auf diese wichtigen Themen kom¬ 
men wir später zurück. 

Vielen Dank. 

Nach: Granma Internacional, 17. Dezember 2014. 

Raul Castro ist Präsident des Staats¬ 
und Ministerrates der Republik Kuba. 
Seit 2011 ist er auch Erster Sekretär des 
ZK der Kommunistischen Partei Kubas 
(PCP). 
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Unsere herzlichen Glückwünsche 
zum Geburtstag 

gehen in die Seestadt Bremerhaven, 
wo unser Genosse 

Hermann Büttelmann 

am 6. Januar sein 70. Lebensjahr vollendet. 

Geboren als Kriegskind, wuchs Hermann mit fünf Ge¬ 
schwistern auf dem Hof der Eltern im Landkreis Weser¬ 
münde auf und absolvierte nach der Schule eine Tischler¬ 
lehre. Danach ging er für einige Jahre in die Nähe seiner 
Verwandtschaft in Oberfranken, wurde Arbeiter in der 
Möbelproduktion und absolvierte ein Fernstudium der 
Innenarchitektur. In Familie und Verwandtschaft hatte 
Hermann Kontakt mit Antifaschisten und Humanisten. 

Durch diese Einflüsse und eigene Auseinandersetzung ver¬ 
weigerte Hermann den Kriegsdienst. Während seines Ar¬ 
chitekturstudiums setzte er sich intensiv mit unserer wis¬ 
senschaftlichen Weltanschauung auseinander und wurde 
in der Konsequenz daraus Mitglied der DKP. Bis heute ist 
Hermann ein Genosse, der für die Sache der Partei eintritt. 

Wir wünschen dir Gesundheit und noch viele gemeinsame 
Jahre in der Arbeit an der Sache, die so einfach, doch so 
schwer zu machen ist. 

DKP Bezirk Land Bremen 

\_ J 



Förderverein der 

„Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V. 

Hamburg-Eppendorf, Tel. 040 / 47 4104, 

Fax: 040/ 460 90 323 

Postanschrift: TarpenbekstraOe 66,0 - 20251 Hamburg 

Wir grüßen alle Genossinnen und Genossen, Freunde und 
Freundinnen der Hamburger Gedenkstätte Ernst Thälmann 
e.V. (GET) in Nah und Fern zum Neuen Jahr! 

Wir brauchen auch im neuen Jahr eure Hilfe mit kleineren oder 
größeren Spenden für den Erhalt der einzigen real existieren¬ 
den Gedenkstätte im früheren Wohnhaus der Familie Thäl¬ 
mann am gleichnamigen Platz! Besucht uns in Hamburg oder 
sprecht uns auch in Berlin anlässlich der Rosa-Luxemburg-Kon- 
ferenz der Tageszeitung „junge Welt" oder bei dem LL-Treffen 
am 10 . und 11 . Januar 2015 am Infostand der GET an. 

Werdet Mitglied im Förderverein zum Erhalt der Hamburger 
Gedenkstätte, die nicht öffentlich gefördert wird! Mehr Infos 
unter www.gedenkstätte-ernst-thaelmann.de. Dort gibt es 
auch einen Thälmann-Blog und den Hinweis auf den gemein¬ 
nützigen Förderverein der Gedenkstätte. 

Wir sind erreichbar unter etfoerderverein@hotmail.de. und 
Tel. 040/474184 (GET). Eine noch bessere Verbindung ist 
Mitglied werden und spenden. Mit mindestens fünf Euro im 
Monat bist du dabei! Die nächste Mitgliederversammlung des 
Fördervereins ist am 15 . März 2015 in der Gedenkstätte. 

Förderverein GET e.V., Kontonummer 1234124251, 
Hamburger Sparkasse (HASPA), BLZ 200 505 50 
IBAN: DE48 2005 0550 1234 1242 51 
BIC: HASPDEHHXXX 

Mailadresse: etfoerderverein@hotmail.de 




Ry hs & H&rur äjkii im Müfiu- 
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Il&vcl 3b Hiveivnft, Boot & Red, 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Friedenspolitische Beratung 

Wir laden Genossinnen und Genossen, die in der Friedensbewegung 
aktiv sind, zu einer Beratung ein. 

Tagesordnung: 

* Krieg und Frieden heute und morgen 

* Probleme und Perspektive der Friedensbewegung 

* Unsere Politik für Frieden, Abrüstung und Antimilitarismus 

Antifa-Beratung 

Wir laden gleichzeitig Genossinnen und Genossen, die in der Antifa- 
Bewegung aktiv sind oder tätig werden wollen, zu einer Beratung ein. 

Tagesordnung: 

* Grundlagen und Aufgaben der Antifa-Arbeit der DKP 

* Aktuelle Probleme der antifaschistischen Bewegungen 
und Initiativen heute 

* 21. Parteitag und die Vorbereitung aus Sicht der 
Antifa-Arbeit 

* Aufgaben einer neuen Antifa-Kommission der DKP 

Referent: Dr. Hans-Peter Brenner, stellv. Vorsitzender der DKP 

Beide Beratungen finden statt: 

Sonntag, den 18. Januar 2015 

von 11.15 Uhr bis 15.00 Uhr im Haus der DKP, 

Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

Wir bitten um Anmeldung an dkp.pv@t-online.de 
bzw. telefonisch unter 0201 /177 88 90 



Lob der Dialektik 


Das Unrecht geht heute einher mit sicherem Schritt. 

Die Unterdrücker richten sich ein auf zehntausend Jahre. 

Die Gewalt versichert: So, wie es ist, bleibt es ... 

Das Sichere ist nicht sicher. 

So, wie es ist, bleibt es nicht. 

Wenn die Herrschenden gesprochen haben, 

Werden die Beherrschten sprechen ... 

Wer seine Lage erkannt hat, wie soll der 
aufzuhalten sein? 

Denn die Besiegten von heute sind die Sieger 
von morgen 

und aus niemals wird: Heute noch! “ 

Bert Brecht 

Wir wünschen allen Genossinnen und Genossen und 
Freundinnen der DKP alles Gute für ein kämpferisches Jahr 

2015! 

DKP Baden-Württemberg 


s -^ 

Denn der Kampf geht weiter, 
weiter Tag für Tag 

und manchmal eben auch des Nachts 
für die Sache, die so einfach - 
aber schwer zu machen ist 
vor und nach dem Sieg 
des Proletariats. 

Rudi Schulte von Franz Josef Degenhardt, 1971 

Unser Genosse 

Otto Marx 

ist 85 Jahre alt! 

Lieber Otto! 

Herzlichen Glückwunsch zu Deinem 85 . Geburtstag! 

Wir wünschen Dir und Deiner Familie alles Gute und na¬ 
türlich Gesundheit und viele weitere kämpferische Jahre! 

Uns selbst wünschen wir noch viele gemeinsame Aktio¬ 
nen! Und natürlich - lass uns noch viele Jahre über unse¬ 
re Ziele diskutieren, auch oder vor allem, wenn wir dabei 
nicht immer einer Meinung sind! 

Deine Genossinnen und Genossen aus Oberhausen! 

Die Linke, KV Oberhausen - Linke.Liste, Fraktion im Rat 
der Stadt Oberhausen - VVN, KV Oberhausen 

v_/ 


Wir wünschen allen Genossinnen und Genossen, Bündnis¬ 
partnern, Freundinnen und Freunden der DKP ein erfolgrei¬ 
ches, kämpferisches 2015 und laden herzlich ein zum Forum 

„Kapitalismus - Krise - Kaputtsparen - Für ein Saarland der 
Gerechtigkeit, Demokratie und Menschenwürde" 

Montag, 2. 2. 2015 um 18 Uhr im N.N. Nauwieser Neunzehn, 
Nauwieserstraße 19, 66111 Saarbrücken 

Impulsreferat „Austeritätspolitik als Instrument der Herr¬ 
schenden" von Werner Rügemer, Publizist, Köln, wiss. Beirat 
von attac 

Podiumsdiskussion mit Vertreter/innen von ver.di, DIE LINKE, 
attac, Blockupy sowie der DKP 

(Eintritt frei, um eine Spende wird gebeten) 








in Aktion 


in Berlin 


Luxemburg- 

Liebknecht¬ 

wochenende 


und UZ 


Samstag, 10. Januar 2015 


Cafe K, 10 bis 22 Uhr, Urania, 2. Etage 


im Rahmen der Rosa-Luxemburg-Konferenz 
der "jungen Welt" 

Urania, An der Urania 17, (DWittenbergplatz, 2. Etage 

■ Getränke & Speisen zu kleinen Preisen 

■ Zeit zum Klönen & Luftholen 

■ Treff für Freunde & Genossinnen 

Im Cafe K ist außerdem die Ausstellung 
»Nein, wir wollen Eure Kriege nicht - eine bessere 
Welt ist möglich« organisiert von der Künstlergruppe 
tendenzen zu sehen. 


15 Uhr:„Warum wird so einer Kommunist?" 
Eintdttsmnd^e^KNrr^äf^^ fcT »*' 


u.a. mit Erika Baum (DKP Berlin) und 
Patrik Köbele (Vorsitzender der DKP) 


Allen Genossen und Freunden 
ein kämpferisches und erfolgreiches 

2015 

Den ankommenden Flüchtlingen entbieten 
wir einen Willkommensgruß, 
allen ...gidas die Stirn. 

Im 45 . Jahr ihres Bestehens 

DKP Betriebsgruppe Saarstahl 
Werk Völklingen 


Die DKP Ruhr-Westfalen 

wünscht allen Genossinnen und Genossen, 
allen Freundinnen und Freunden der DKP 



einen guten Start ins Jahr 2015 


Viel Kraft, Gesundheit, gute Ideen und 
vor allem erfolgreiche Aktionen. 


Wir brauchen eine starke DKP 
im Kampf für Frieden und Abrüstung, 
für mehr soziale Gerechtigkeit und gegen 
den wachsenden Nationalismus in unserem Land. 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


19.30 Uhr: LLL-Treffen der DKP, Urania, 2. Etage 


Mit Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, Anne W., SDAJ, 
Peter Mertens, Vorsitzender der Partei der Arbeit 
Belgiens 

Musik von Lautaro Valdez (Chilenischer Sänger) und 
La Mula Santa (Die Cumbia-Götter von Berlin) 

Es darf getanzt werden! Eintritt: 10,- Euro/ermäßigt 5,- 


(Teilnehmer der rlk werden um eine Spende gebeten) 


Sonntag, 11. Januar 2015 


10 Uhr, Frankfurt Tor 


Luxemburg-Liebknecht-Demonstration 




Wnstljof 0 etote 3 ‘ s "”” 
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Ntaber; 

Hanfi-B&ürg Mull er 
ttauplslralte 1 
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Tel.: 02972-9790-0 
Fax.: 02972-97B097 
Restart n|: 

Dienstag Runetug 


RausprüfpGfcl 
anf untern 


In unmittelbarer Nähe des Klosters. G rarfschafl licgl unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heirte der Wirt 
persönlich Tür das Wehl der Gäste. 

Komlortabte Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essotk 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad. Dusche. WC, 
Tetefen. Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hoteibereich glühten sich itfi, Sauna, Solar um. Nicht 
raucharzi mnwr und Kamin. Kinder Spielraum, Salalbüllel, 
Frülislücksbülfer. Auch Senioren-Portronen. 
Übernachtung .'FrüUstück 30,- bis 53.- £ p.P. 

HP 15.50 t p-P * VP.ZZ.-Ci.P. 

Kostenlos BiiRHjnd Bahnlahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Mefcensaisati preise. 

Sei 2i Tagen AuferiiMi im Jahr 10% Tnsueraball- 


mail@ga$1hol-heiines.de • www.gastho1-heimes.de 
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Wir gratulieren unserem Genossen 

Otto Marx 

dem langjährigen Leiterder Karl-Liebknecht-Schule der DKP, nachträglich zu seinem 85.Geburtstag, 
den er am 28. Dezember beging. 

Nach 1990 hat er gemeinsam mit anderen Genossen, vor allem Horst Wilhelms, unter schwierigen 
Bedingungen die Schule geleitet, Seminare sowie das Fernstudium vorbereitet und durchgeführt. 
Auch im „Ruhestand" engagiert sich Otto weiter in Sachen marxistischer Bildung, so bei der Veran¬ 
staltungsreihe „Marx in Marxloh“. 

Betont hat Otto stets, worauf Friedrich Engels bereits vor über 120 Jahren in einem Brief an Laura 
Lafargue verwies: Der Marxismus ist „keine Sammlung von Dogmen, die auswendig zu lernen und 
aufzusagen sind wie eine Beschwörungsformel oder ein katholisches Gebet“. (MEW, Bd. 38, S. 101) 
Gelernt haben wir von ihm, dass man den Marxismus systematisch studieren muss, der Marxismus 
aber nicht, wie schon Hermann Duncker 1931 schrieb, allein durch wissenschaftliches, literarisches 
Studium vollauf errungen werden kann. Der Marxismus sei, so Duncker, „vor allem auch in der Be¬ 
wegung des klassenbewussten Proletariats verkörpert. So ist Marxismus Theorie und Praxis zugleich 
... Und das heißt, auf den einzelnen angewandt, du kannst dir den Marxismus nicht ausschließlich 
durch wissenschaftliches Studium, Bücher und schulmäßige Unterweisung zu eigen machen, du 
musst auch mit beiden Füßen in die Praxis der marxistischen Bewegung hineinspringen.“ Das hat 
er den Jüngeren stets vorgelebt. 

Herzlichen Glückwunsch! 

DKP-Parteivorstand 

Redaktion der UZ 

Redaktion der Marxistischen Blätter 


termine@unsere-zeit.de 


Dl ★ 6 . JAN 


Recklinghausen: Diskussionsveranstaltung 
der DKP zum Leitantrag an den 21. Parteitag. 
Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 7. JAN 


München: IG-Metall-Tarifrunde: Wieder das 
Übliche? Mahnwachen - Friedenswinter, wie 
einschätzen? Betriebsaktiv der DKP München, 
Komm-Treff, Holzapfelstraße 3,1 A 9.00 Uhr 


DO ★IS.JAN 


Fellbach: Gemeinsame Veranstaltung des 
DGB Fellbach, der WN-BdA Rems-Murr und 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung. „Wer war 
Hindenburg? Warum brachte er Hitler an die 
Macht? Was besagt die Dolchstosslegen- 
de?“ - Vortrag und Diskussion mit dem His¬ 
toriker Prof. Dr. Kurt Pätzold. AWO-Fellbach, 
Gerhart-Hauptmann-Str. 17,19.00 Uhr 


FR ★16. JAN 


Schweinfurt: „Die Kraft der Schwachen“, 
Kuba/BRD 2014, 50 min. Filmveranstaltung 
der DKP Schweinfurt-Haßberge, DFG-VK Büro, 
Gabelsbergerstr. 1,19:00 Uhr. 


Dl ★ 20. JAN 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock, Wismar- 
sche Straße 2, Cafe Maya, 19.00 Uhr 


FR ★ 30. JAN 


Wuppertal: Der Deutsche Gewerkschafts¬ 
bund (DGB), Stadtverband Wuppertal, zeigt 
vom 30. Januar bis zum 11. Februar 2015 
im Lichthof des Rathauses, Johannes-Rau- 
Platz 1, die Ausstellung „Neofaschismus in 
Deutschland“, 

Unterstützer und Mitträger sind: Initiative für 
Demokratie und Toleranz, Vereinigung der Ver¬ 
folgten des Naziregimes (VVN/BdA), Wupper¬ 
taler Jugendrat und Studienkreis Deutscher 
Widerstand 1933-1945. Rathaus Wupper¬ 
tal, Eröffnung der Ausstellung am 30. Januar 
2015,17.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätes¬ 
tens am Freitag eine Woche vor dem Erschei¬ 
nungstermin der entsprechenden Ausgabe 
der UZ, möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@unsere- 
zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen. 
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LLL-Wochenende in Berlin am 10./11. Januar 2015 


Wir fahren! 


Rheinland-Westfalen 


Wir fahren! 


Bayern 


Wir organisieren: 

die Hinfahrt im Nachtbus (Freitag) ab KL-Schule in Leverkusen um 
23.45 Uhr - die Rückfahrt am Sonntag nach der Demo (ca.14.00 Uhr) 
und die Unterkunft 
Preise pro Person: 

Nur die Fahrt (Hin und Zurück) 40,00 Euro 

Fahrt + Übernachtung im Einzelzimmer 86,00 Euro 
Doppelzimmer 72,00 Euro 

Mehrbettzimmer 71,50 Euro 

DKP Rheinland-Westfalen . Am Stadtpark 68.51373 Leverkusen 
sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org 


Abfahrt: Freitag, 9. Januar 2015 

Kosten: 50 € (ermäßigt 45 €) 

München ca. 17.00 Uhr, Ingolstadt ca. 18.00 Uhr, Nürnberg ca. 19.00 
Uhr, Ankunft in Berlin gegen 23.00 Uhr. 

(Gemeinsame Zugtreffpunkte zum Bus gibt es in Augsburg, 
Regensburg und Bayreuth. Bayernticket im Preis inklusive). 

Rückfahrt aus Berlin am Sonntag, gegen 14.30 Uhr. 

Anmeldung unter info@sdaj-bayern.de 


Wir fahren! 


Ruhr-Westfalen 


Wir fahren! 


Münsterland 


Samstag, 10. Januar 2015 
Stadtlohn 4.00 / Münster 5.00 Uhr / 

Ostwestfalen nach Absprache 

Infos und Anmeldung bei Ansgar Schmidt - 0163 8996758 

E-Mail: ansgar-schmidt@dkp-muenster.de 


Wir fahren! 


Baden-Württemberg 


Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Übernachtung sind vorbereitet. 

Kosten pro Person: 65,- Doppelzimmer/85,- Einzelzimmer 
(Hotel Kolumbus) 

Samstag, 10. Januar 2015 

Abfahrt 6.30 Duisburg, 7.00 Essen, 7.45 Dortmund 

Informationen und Anmeldung: 

DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 
Tel.: 0201 225147 Fax: 0201 2698038 

E-Mail: vorstand@dkp-ruhr-westfalen.de 


Jetzt anmelden! Zur gemeinsamen Busfahrt (50,- €) mit Hotelübernachtung (ca. 30,- €) / Abfahrt: Freitag 9. Januar gegen 
23.00 Uhr ab Stuttgart / Rückfahrt: Sonntag 11. Januar gegen 14.00 Uhr / Anmeldung an info@dkp-bw.de 


LLL-Wochenende in Berlin am 10./11. Januar 2015 


Der Staat 

Rolle 

Funktion 

Charakter 

Marx/Engels-Anthologie zur Na¬ 
tur des Staates Hermann Klenner ★ 
Staatstheoretische Probleme im 
Werk W. I. Lenins Jupp Schleifstein^ Der 
Staats- und Rechtsbegriff bei Pa- 
schukanis A. Kerkemeyer und A. Fisahn 
★ Der Staat als gesellschaftliches 
Verhältnis - Einführendes zur 
Staatstheorie von Nicos Poulant- 
zas Daniel Bratanovic^ Integration und 
Klassenkampf - Zur Ambivalenz 
defensiver Demokratisierung David 
Salomon*Zu Schellemanns Zyklus 
„Staat und Revolution“ Richard Hiepe 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Weitere Themen u.a.: 

John Pilger, Von Pol Pot zum „Islami¬ 
schen Staat“ | Hannes Hofbauer, Über 
Hintergründe und Ablauf der Ukraine- 
Krise | Frieda Park, Der Kapitalismus ist 
sicher in den Händen der Schottischen 
Nationalpartei | Ingar Solty, „Brot, Ku¬ 
chen und Bäckerei“ - Kai Degenhardt 
zum 50. Geburtstag | Anne Rieger, Mob¬ 
bing am Arbeitsplatz | Kai Köhler, Litera¬ 
rische Propaganda im Jahr 1914 | Phillip 
Becher, Die „Bewegung der bewaffne¬ 
ten Reaktion“ - Faschismusdeutung der 
italienischen Kommunisten | Georg Fül- 
berth, Welches Kapital? 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-23 67 57 


www.marxistische-blaetter.de 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 - 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10 ,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 

Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail 


Datum, Unterschrift: 


Coupon einsenden oder per Mail schicken: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 20. bis 26. Dezember 


Dienstag 

Als „kühlen Kopf und kompetenten Kri¬ 
senmanager“ würdigt der Norddeutsche 
Rundfunk Ex-Bundeskanzler Helmut 
Schmidt, der heute 96 Jahre alt wird. 

Den Ruf als Krisenmanager erwarb 
er sich bei der norddeutschen Flutkata¬ 
strophe vom Februar 1962. Seine große 
„Leistung“ bestand - entgegen allen üb¬ 
lichen Darstellungen - ausschließlich da¬ 
rin, dass er Nato und Bundeswehr entge¬ 
gen der Verfassung in großem Stil und 
ohne wirkliche Not zum Hauptträger der 
Rettungsaktion machte. Der Mythos vom 
Krisenmanager war geboren - mit Hilfe 
der willfährigen Presse. Auf dieser Welle 
surfte Schmidt bis ins Verteidigungsminis¬ 
terium und später ins Bundeskanzleramt. 
Schmidts damaliger Hilferuf galt dem Mi¬ 
litär. Parallel wies er an, dass die Presse¬ 
konferenzen für Kommunisten gesperrt 
wurden. Er wusste warum. 

Donnerstag 

Über eine Million Unterschriften sind 
europaweit bislang gegen das transatlan¬ 
tische Freihandelsabkommen TTIP ge¬ 
sammelt worden. Es gibt keinen Zweifel 
daran, dass die europäischen Völker den 
Vertrag mit großer Mehrheit ablehnen. 
Nun will die EU-Kommission diese Mehr¬ 


heit mit einer „ Charme- Offensive “ kippen. 
Darauf können wir uns wirklich freuen. 

Wer diese Aufgabe bewältigt, dem 
wird nichts unmöglich sein. Wer glaubhaft 
machen kann, dass Sozial- und Demo¬ 
kratieabbau, weniger Arbeitnehmer rech¬ 
te, (noch) schlechtere Lebensmittel oder 
noch mehr Naturzerstörung gut für uns 
alle sind, wird uns locker die Quadratur 
des Kreises, Juncker als EU-Ratspräsident 
und andere Paradoxien erklären können. 

Freitag 

Die Stadtväter von Angouleme/Frank¬ 
reich hatten sich am Heiligabend ihren 
Traum von einer friedlichen Weihnacht 
erfüllt. Neun Bänke im Innenstadtbereich 
wurden komplett vergittert, damit Ob¬ 
dachlose den ordnungsgemäßen Ablauf 
des Festes der Liebe nicht stören - und 
wenn doch, dann nur im Stehen. 

Aber Weihnachten dauert eben nicht 
ewig. Der Traum der Stadtväter ist schon 
ausgeträumt. Weihnachtsfremdes Gesin¬ 
del protestierte im Internet und mit dem 
Bolzenschneider so heftig, dass die fried¬ 
lichen Bankabsperrungen entfernt wer¬ 
den mussten. Mein Vorschlag für Silvester: 
Stadtväter an Bänke ketten, Getränke für 
die Obdachlosen auf Stadtkosten: Cognac 
ist nicht weit. Adi Reiher 



Wir wünschen Euch ein 
kämpferisches Jahr 2015! 

($Jlr A lA — 

Nina Hager Wera Richter Patrik Köbefe Hans Peter Brenner 


Liebe Freunde und Genossen! 

alles gute für Euch - und uns gemeinsam Erfolge für 2015! Ich hoffe, wir sehen uns am Samstag, den 10. Januar auf der Rosa- 
Luxemburg-Konferenz im Cafe K, abends bei der Luxemburg-Liebknecht-Lenin-Veranstaltung der DKP und am Sonntag, den 
11. Januar auf der Demo zu den Gräbern von Rosa und Karl! 


Halbschuhe im Schnee Der lange Weg nach Hause 

Die Vierschanzentournee und der „Mann aus Bonn“ Christoph Biermanns Buch „Wenn wir vom Fußball träumen“ 


Christoph 

Biermann 


mm 


Eine Heimreise 

Wenn wir 
vom Fußball 
»träumen 


Wenn wir vom Fußball träumen 
Christoph Biermann 

256 Seiten, 18,99 Euro. Kiepenheuer & Witsch. 


Wie jedes „Sport-Jahr“ begann auch 
2015 „vorfristig“, nämlich mit dem Auf¬ 
takt zur Vierschanzentournee, die nun 
schon auf ein stattliches Alter verwei¬ 
sen kann. Als die diesjährige Tournee 
begann und gerade jemand im Fernse¬ 
hen - wie stündlich - über den „Un¬ 
rechtsstaat“ palaverte, kam mir die 
Tournee in den Sinn, die 1962 begon¬ 
nen hatte. Und zwar mit einer „rechts¬ 
staatlichen“ Intervention Bonns, die in 
der Geschichte des Skispringens bis auf 
den heutigen Tag beispiellos blieb. 

Ich erinnerte mich noch genau des 
aus Bonn angereisten Mannes, der ver¬ 
gessen hatte, dass Schanzen in der Regel 
mit Schnee belegt werden und in Halb¬ 
schuhen agierte, was seine Aktionen 
enorm einschränkte. Der Reihe nach: 
Man schrieb den 28. Dezember 1962 
und erwartete den Sprunglauf, mit dem 
die XI. Tournee begonnen werden sollte. 

Die Tournee-Chefs - also Bun¬ 
desdeutsche und Österreicher - hat¬ 
ten trotz des in der BRD immer zu 
erwartenden Ärgers die Mannschaft 
der DDR eingeladen und das weniger 
aus politischen Gründen, sondern weil 
man die weitbesten Skispringer dabei 
haben wollte. Den Ärger befürchtete 
man, weil der bundesdeutsche Sport 


Opfer und Sieger aus dem 
Unrechtsstaat 


nach der Grenzziehung - hiesige Me¬ 
dien nennen es „Mauerbau“ - jegli¬ 
chen Kontakt mit den „Brüdern und 
Schwestern“ abgebrochen hatten. Die 
Tournee-Chefs hofften, das unterlaufen 
zu können, weil es sich um ein interna¬ 
tionales Ereignis handelte und der Ski¬ 
verband der DDR seit langem Mitglied 
des Internationalen Verbandes war. 

Vorsichtshalber hatte man den 
Mann, der den Abbruch der Bezie¬ 
hungen befohlen hatte, - Willi Dau- 
me - befragt und der teilte die Mei¬ 
nung, dass die „Maßnahme“ nicht für 
Internationale Veranstaltungen gelte. 
Da einige Oberstdorfer - Männer, die 
die Tournee seit Jahren auf ihrer Schan¬ 
ze abwickelten - skeptisch blieben, te¬ 
lefonierten sie mit München, um den 
Standpunkt der bayerischen Landes¬ 
regierung zu erfahren. Der zuständige 
Beamte versprach, den Standpunkt der 
Regierung zu ermitteln und rief eine 
gute Stunde später an: „Keine Prob¬ 
leme!“ Ich kann das beeiden, denn ich 
hatte im Tournee-Büro gemeinsam mit 
den Funktionären auf die Antwort aus 
München gewartet. 


Es gab noch ein Problem, für das 
kein Politiker zuständig war, sondern das 
Wetter: 25 Minusgrade und Berge von 
Schnee. Aber wie Schanzenchef Heini 
Klopfer meinten alle, dass man das bis 
zum ersten Wettkampfsprung in den 
Griff bekommen würde. Das Training 
war abgesagt worden, damit die Schnee¬ 
schipper keine Pausen machen muss¬ 
ten. Als der Wettkampf beginnen soll¬ 
te, schien nicht nur der Schnee im Griff, 
sondern auch die Politik: Die DDR- 
Springer hatten ihre Startnummern 
empfangen. Auf dem Weg zur Schanze 
flüsterte mir der Dorfpolizist allerdings 
zu, dass „Jemand aus Bonn“ unterwegs 
sei. So wunderte mich auch nicht, als der 
Schanzensprecher plötzlich den zu Tau¬ 
senden erschienenen Zuschauern mit¬ 
teilte, Bonn habe den Start von Helmut 
Recknagel und seiner Mannschaft un¬ 
tersagt. Der aber war - mit seiner Start¬ 
nummer als „Eintrittskarte“ - längst 
zum Schanzentisch hinaufgestiegen. 

Inzwischen hatte auch der „Mann 
aus Bonn“ den Schanzenturm in 
klitschnassen Halbschuhen erklom¬ 
men. Die DDR-Mannschaft aber hat¬ 
te den Platz unter dem Schanzentisch 
besetzt und als der Dorfpolizist sie in¬ 
formierte, dass man sie daran hindern 
werde, den Abhang hinunterzufahren, 
erläuterte ihm Recknagel eines der 
ältesten Skispringer-Gesetze: „Kein 
Springer steigt je zu Fuß hinab!“ Das 
am Hang postierte Tretkommando 
wurde durch den „Mann aus Bonn“ 
via Polizist aufgefordert, die Schanze 
zu sperren. 

Inzwischen hatte das Publikum er¬ 
fasst, was sich am Schanzentisch tat. 
Pfiffe, dann Proteste. Das Tretkomman¬ 
do wurde zurückgezogen. Die DDR- 
Springer wiederholten ihre Forderung 
und nun tat sich etwas, was ich in dem 
„Rechtsstaat“ für unmöglich gehalten 
hatte: Der Mann mit den nassen Bei¬ 
nen rief in Bonn an und bat um Rat. Da 
auf dem Turm kein Platz war, wohin er 
sich hätte zurückziehen können, hatte 
ich keine Mühe Ohrenzeuge zu blei¬ 
ben. Ich habe das Gespräch nicht mit¬ 
geschnitten, weil ich technisch auf diese 
Situation nicht vorbereitet war, aber ich 
bedaure das heute noch, weil ich mit 
dem Rückstand eines halben Jahrhun¬ 
derts gern den Disput wiedergegeben 
hätte. Bonn sah nur den Notausgang, 
den Halbschuh-Botschafter wissen zu 
lassen, dass man den DDR-Springern 
die Talfahrt gestatten werde. Der Spre¬ 
cher kündigte das an und sie fuhren in 
einen Orkan des Jubels! Als Opfer aber 
auch Sieger aus dem „Unrechtsstaat“! 

Klaus Huhn 


Als ich neulich auf der Suche nach 
Weihnachtsgeschenken war, stolperte 
ich im Buchladen über das neue Buch 
des Fußballjournalisten Christoph 
Biermann. Dieser kommt aus Herne, 
wohnte und studierte später in Bochum 
und arbeitete dann in Köln und Berlin. 
Biermann hat schon viele Fußballbü¬ 
cher mit schönen Titeln wie „Wenn du 
am Spieltag beerdigt wirst, kann ich lei¬ 
der nicht kommen“ oder „Als ich ein¬ 
mal vergaß, Schalke zu hassen“ verfasst 
und hat ein Auge dafür, die großen Ge¬ 
schichten um den Fußball ausfindig zu 
machen und kritisch zu hinterfragen. 
Sein neustes Werk „Wenn wir vom 
Fußball träumen“ ist das mit Abstand 
beste Buch, das Biermann bisher vor¬ 
gelegt hat - und ist, wie der Untertitel 
bereits verrät „eine Heimreise“, die mit 
der Beerdigung des Vaters beginnt und 
neuen Erkenntnissen über den Fußball 
(nicht nur, aber vor allem im Ruhrge¬ 
biet) und die Projektionen der Men¬ 
schen in das runde Leder endet. 

Auf seiner „Heimreise“ führt Bier¬ 
mann viele Gespräche mit jungen und 
alten Fußballern, aber auch Fans und 
Professoren. Er geht Fragen nach wie 
denen, was den Ruhrgebietsfußball als 
solchen eigentlich auszeichnet und was 
es mit dem Malocher-Image des Ruhr¬ 
potts auf sich hat. Dabei enttarnt er 
manchen Mythos, der jedoch wider bes¬ 
seren Wissens von Spielern und Funkti¬ 
onären aufrechterhalten wird, um eine 
(vermarktbare) Identität zu kreieren, 
die den Anhängern auch in turbulen¬ 
ten, von steten Veränderungen gepräg¬ 
ten Zeiten einen scheinbar festen Halt 
bietet. Dies ist der Aufhänger, der das 
Buch auch für Fußballfans jenseits des 
Reviers (und sogar für Menschen, die 
mit Fußball nur wenig anfangen kön¬ 
nen) interessant macht: Biermann stellt 
die implizite These auf, dass die Aufge¬ 
regtheit, mit der über den Wandel des 
modernen Fußballs debattiert wird, 
nicht nur (aber auch) Ausdruck rivali¬ 
sierender Erzählungen ist, sondern es 
im Kern um die Frage geht, in was für 
einer Gesellschaft wir leben wollen. 

Da äußern Spieler die ehrliche 
Verbundenheit zu ihrer Stadt und ih¬ 
rem Verein und zugleich die Notwen¬ 
digkeit, gegebenenfalls den Verein 
wechseln zu müssen, da Fußballspie¬ 
len letztlich ein Beruf sei und sie sich 
entsprechend teuer verkaufen müss¬ 
ten. Man kickt schließlich nicht bis 67 
in der Bundesliga. Mit scharfem Blick 
urteilt Biermann auch über den Teil der 
Fans, die sich gern den Slogan „gegen 
den modernen Fußball!“ auf das Shirt 
oder das Transparent drucken: Einer¬ 


seits sei der Fußball tatsächlich wie nie 
zuvor Teil einer warenförmig, kapitalis¬ 
tisch organisierten Welt, in der der Fan 
durch seinen Stadionbesuch auch noch 
den Wert des Produkts „Fußballspiel“ 
im TV für die Daheimgebliebenen stei¬ 
gert, da so die tolle Atmosphäre gleich 
mit vermarktet werden kann. 


Andererseits, und 
das ist zu betonen, 
hebt Biermann her¬ 
vor, dass es den Fuß¬ 
ball in Deutschland 
auch vor 60 Jahren 
nicht ohne Mäzene 
und das große Geld 
gab und sich viele 
Fans eine verklärte 
Vergangenheit zu¬ 
rückwünschen, die es 
a) zu großen Teilen 
so gar nicht gab und 
die b) viel schlimmer 
war, als die Nostal- 
giker zugeben. Bier¬ 
mann: „Zwischen 
den Polen Kommerz 
und Sentiment, Geld 
und Gefühl verläuft 
im Fußball eine kom¬ 
plizierte Frontlinie. 
Dort ist ständig um¬ 
kämpft, wie viel Ge¬ 
schäft der Fußball 
sein darf und wie 
viel Platz fürs Ge¬ 
fühl ist. [...] Den gro¬ 
ßen Klubs im Ruhr¬ 
gebiet ist hierzulan¬ 
de als Ersten klar 
geworden, dass sie 
mehr sind als Pro¬ 
duktionsstätten für 
Fußballerfolge. Dass 
es auch darum geht, 
unter welchen Bedingungen diese 
Erfolge zustande kamen und wie die 
Geschichten zur Historie des Vereins 
passen. [...] Als meine Heimreise vo¬ 
rüber war, hatte ich nicht das Gefühl 
wegzufahren. Ich war wieder zu Hause 
angekommen.‘ 


Maurice Böse 


Der rote Kanal 


Winter's Bone, USA 2010 

Ein Film mit mehreren Gesichtern: 
ein realistischer Blick auf das Leben 
im Armen-Milieu des „white trash“ 
von Missouri, eine spannende Krimi¬ 
nal-Geschichte und eine 17-Jährige, die 
in scheinbar auswegloser Lebenslage 
soziale Verantwortung übernimmt - 
grandios gespielt von der jungen Jen¬ 
nifer Lawrence. 

So., 4 . 1 ., 23 . 50 - 1.33 Uhr, ard 

Es steht der Wald so 
schweigend, DDR 1985 

DDR-TV-Produktion nach der No¬ 
velle von Theodor Storm. Förster 
Rudolf wird als geheilt aus der Psy¬ 


chiatrie entlassen. Er verliebt sich in 
die Pfarrerstochter Anna. Die Liebe 
droht in einer Katastrophe zu enden, 
weil er seine psychische Erkrankung 
verschweigt. 

Mi., 7 . 1 ., 0 . 05 - 1.30 Uhr, mdr 

Ein Mann wird gejagt, USA 1966 

Lilian Hellmann schrieb das Drehbuch 
des Dramas über den Rassismus texa- 
nischer Biedermänner und Brandstif¬ 
ter. Jane Fonda, Marlon Brando und 
Robert Redford spielen die Hauptrol¬ 
len. Star-Kino aus Hollywood einmal 
anders. 

Frei., 9 . i., 14 . 00 - 16.10 Uhr, arte 











